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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen schönen guten Morgen!

Die 50. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für diese Sitzung während des gesamten Tages sind GR Mag Ebinger, GR Ekkamp, GRin Mag Feldmann, GRin Klicka, GR Dr Madejski, Amtsf StRin Frauenberger und Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny.

Vom Klub der Wiener Freiheitlichen wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zum Thema „SPÖ - Steuergeldvernichtung ‚Skylink' und Bürgermeister Häupl schweigt ..." eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Wien zu dieser Sitzung eingeladen. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Gemeinderates auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2, des Klubs der GRÜNEN im Rathaus 10 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 19 eingelangt sind.

Vom Grünen Klub im Rathaus wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend „Krankenhaus Nord - intransparente Vorgänge bei der bisherigen Abwicklung - Architekturwettbewerb, Unvereinbarkeit, Kostenexplosion" eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Wir kommen nun zum Verlangen.

Bevor ich die Debatte eröffne, darf ich - wie in der Präsidialkonferenz vereinbart - auf ein Rechtsgutachten von Univ-Prof Dr Korinek und Univ-Prof Dr Holoubek hinweisen, welches über meinen Wunsch erstellt wurde. Ich habe um ein rechtliches Gutachten ersucht, weil wir heute über die Flughafen Wien AG diskutieren, bei der die Stadt Wien 20 Prozent der Aktienanteile besitzt und zwischen der Stadt Wien und dem Land Niederösterreich in diesem Zusammenhang ein Syndikatsvertrag abgeschlossen wurde. Es sollte dargelegt werden, welche rechtliche Zuständigkeit der Wiener Gemeinderat in dieser Causa hat. 

Das vorliegende Rechtsgutachten vom 24. August 2009 habe ich allen im Gemeinderat vertretenen Parteien zugestellt. In der Präsidialkonferenz habe ich mitgeteilt, dass ich in der öffentlichen Sitzung lediglich auf das auf Seite 7 des Gutachtens unter Punkt 4 angeführte zusammenfassende Ergebnis hinweisen werde. Darin steht geschrieben - und ich zitiere:

„Als wesentliches Ergebnis ist daher festzuhalten: Die Verwaltung von Anteilsrechten und insbesondere die Ausübung der mit den Anteilsrechten der Stadt Wien verbundenen Aktionärsrechte bei der Flughafen Wien AG zählen zur Privatwirtschaftsverwaltung der Gemeinde und damit zum eigenen Wirkungsbereich. Insoweit reicht die Zuständigkeit des Gemeinderates. Das bezieht sich insbesondere auch auf die Verwaltung der Aktien und die Wahrnehmung der Rechte als Aktionär der Aktiengesellschaft. Auch der Abschluss und die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten aus dem Syndikatsvertrag zwischen der Stadt Wien und dem Land Niederösterreich zählen zur Privatwirtschaftsverwaltung der Stadt Wien. Sie gehören damit ebenfalls zum eigenen Wirkungsbereich und fallen in die Zuständigkeit des Gemeinderates. Alle Tätigkeiten, die nicht dem Aktionär Stadt Wien, sondern dem selbstständigen Rechtsträger Flughafen Wien AG zuzurechnen sind, also insbesondere das Handeln ihrer Organe Vorstand und Aufsichtsrat, stellen daher demgegenüber selbstständiges Handeln der privaten Rechtsperson Flughafen Wien AG dar und zählen nicht zur Privatwirtschaftsverwaltung der Stadt Wien. Sie gehören damit auch nicht zum eigenen Wirkungsbereich der Stadt Wien und sind damit nicht Gegenstand der Zuständigkeit des Gemeinderates." - Ende des Zitats aus diesem Gutachten.

Ich habe in der Präsidialkonferenz auch darauf hingewiesen: Ich ersuche die Redner, in dieser Sitzung bei ihren Ausführungen auf dieses Gutachten Rücksicht zu nehmen, und ich bitte sie, das nicht als Zensur, sondern vielmehr als Maßnahme zum Schutze der eigenen Person und der Debattenbeiträge zu sehen. Das ist jener Bereich, den wir in der Präsidialkonferenz vereinbart haben.

Ich eröffne nun die Debatte.

Zur Begründung hat sich Herr GR DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit für diese Begründung auf zehn Minuten beschränkt ist.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben diese Sondersitzung einberufen, weil dieser Bauskandal von ganz grundsätzlicher Bedeutung ist, die weit hinausgeht über die wirtschaftliche Kontrolle durch den Rechnungshof, weil es eben auch eine Frage der politischen Verantwortung ist und weil dieses Milliarden-Desaster direkt von roten Günstlingen verursacht worden ist, die von der Wiener SPÖ, die hier in diesem Haus sitzt, und allen voran vom Herrn Bürgermeister in dieses Unternehmen hineingeschickt worden sind. (Bgm Dr Michael Häupl: Da wird sich der Kaufmann ...!) Das ist der Grund für diese Sondersitzung, und das wird dann die Kommission herausarbeiten.

Da gibt es aber noch etwas Zweites, nämlich die Verantwortungslosigkeit und auch die ungeheure Überheblichkeit, mit der die Wiener SPÖ umgeht mit einem Skandal, den sie selbst verschuldet hat. Da gibt es den Bürgermeister, dem zum Bauskandal nur einfällt: Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts, das geht mich nichts an! Und so weiter: Ich bin nicht zuständig, rote Vorstandsmitglieder?, die gibt es überhaupt nicht!, das ist ein börsennotiertes Unternehmen, da haben wir als SPÖ keinen Einfluss!

Meine Damen und Herren! Wie lange wollen Sie eigentlich damit weitermachen, das hier in diesem Hohen Haus zu verzapfen? Es pfeifen ja schon die Spatzen von den Dächern: Da gibt es einen Syndikatsvertrag! Da gibt es auch Beweise, dass das nicht stimmt, eben den Syndikatsvertrag, der in seinem § 4 Abs 2 genau normiert, dass natürlich die Stadt Wien, und damit der Bürgermeister, das Recht hat, ein Vorstandsmandat zu besetzen, und wörtlich - ich zitiere: „Der Bürgermeister verpflichtet sich, dass die vorgeschlagenen Personen zu Vorständen der Gesellschaft bestellt werden."

Sie haben also sogar das schriftlich verbriefte Recht, Herr Bürgermeister! Sie haben das schriftlich verbriefte Recht, ein Vorstandsmitglied am Flughafen Wien zu bestellen. Herr Bürgermeister, die Wiener SPÖ ist daher schuld an diesem Desaster. Sie mit Ihrer Einflussnahme, mit Ihrer dortigen Günstlingswirtschaft, Sie persönlich, Herr Bürgermeister, sind schuld an diesem Bauskandal!

Genau das ist eine Frage der politischen Verantwortung, und die politische Verantwortung wird durch eine Untersuchungskommission geklärt. Es hat daher gestern einen Schulterschluss aller Oppositionsparteien gegeben: Wir werden diese Untersuchungskommission in den nächsten Tagen einsetzen, und diese Kommission, Herr Bürgermeister, wird dann endlich auch die Wahrheit ans Licht bringen. Hören Sie daher auf, den Unschuldigen zu spielen! Hören Sie vor allem auf, uns hier in diesem Hohen Gemeinderat für dumm verkaufen zu wollen, Herr Bürgermeister! (Beifall bei der FPÖ. - GR Prof Harry Kopietz: Leider kann man euch nicht verkaufen! - Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Dieser Fall ist ganz symptomatisch für das rote System. Da gibt es einen Betriebsratsobmann am Flughafen, den Herrn Biegler, der heftet auf jede Bewerbung eine Visitenkarte drauf, dann weiß die Personalabteilung sofort: Der kommt von den Roten, der muss genommen werden!

So schaut dann das rote System dort auch aus. Das Flughafenmanagement ist ein „Who is who" der SPÖ: Vorstandsdirektor Kaufmann, SPÖ-Nationalrat, 31 000 EUR; Vorstand Schmid, Zilk-Sekretär, ebenfalls 31 000 EUR. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Jetzt bin ich gespannt ...!) Ja, davon können Sie nur träumen, Herr Stadtrat, und auch Sie, Herr Bürgermeister: Das ist doppelt so viel, wie Sie verdienen! (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Und der Gabmann: auch SPÖ?)
Bereichsleiter Lehr, Arbeiterkammer Niederösterreich; Abteilungsleiter Breuer, SPÖ-Kandidat in Oberösterreich bei der jetzigen Landtagswahl; Generaldirektor Jäger, SPÖ-Bezirksrat im 2. Bezirk; Abteilungsleiter Gretzmacher, Faymann-Sekretär; Abteilungsleiter Edlinger, Sohn des SPÖ-Finanzministers. (GR Prof Harry Kopietz: Ist ja unerträglich, was Sie da machen! Sippenhaftung!) 

Geschäftsführer Tmej, Sohn eines Ex-SPÖ-Parlamentariers. (GR Kurt Wagner: Gesinnungsschnüffelei! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Und der Herr Höferer, Herr Klubobmann, der Herr Höferer, der historisch erste Verantwortliche für den Bauskandal, der im Auftrag des roten Direktors Kaufmann alle Vergaben, alle Bestellungen durchgeführt hat, der heute als Dank dafür, als Ausgedinge, Generaldirektor des Flughafens Kaschau in der Slowakei ist und 260 000 EUR im Jahr dafür bekommt, mit allem Drum und Dran, mit Boni et cetera - auch wesentlich mehr, als Sie verdienen, Herr Bürgermeister!

Dann geht es dort weiter mit den Familienbanden: Frau Abteilungsleiterin Votruba, eine Tochter der SPÖ-Landesrätin in Niederösterreich. Sie ist die Lebensgefährtin und zugleich Stellvertreterin von Mag Grubmüller, er ist der Bereichsleiter Revision. (GR Prof Harry Kopietz: Das ist ja Gesinnungsschnüffelei! - VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist ja unfassbar! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein, das ist die Wahrheit, Frau Stadträtin. Wir sind endlich draufgekommen, und das ist Ihnen peinlich, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ. - VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist ja unerträglich! - Bgm Dr Michael Häupl: Niederträchtig!) 

Da regt sich natürlich genau die Richtige auf! Frau Brauner ist dort ja die Spitze des Familiensystems, da regt sich genau die Richtige auf. Denn der Kommunikationschef des Flughafens - die entscheidende Position dort -, Herr Kochwalter, ist nämlich der Gatte Ihrer Pressesprecherin, Frau Brauner, ... (Heftige Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Schock, Moment! 

GR DDr Eduard Schock (fortsetzend):... der Frau Veronique Kochwalter ...!

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Schock, ich würde Sie bitten! All diese Personen, die Sie jetzt namentlich erwähnen, haben keine Möglichkeit, sich gegen die Vorwürfe zu äußern. (GR Mag Wolfgang Jung: Trotzdem darf er es doch aufzeigen! - Bgm Dr Michael Häupl: Unerträglich!) Ich glaube, dass es unserem Niveau nicht entspricht, dass wir hier auf Ehen, auf Freundschaften und Sonstiges in dieser Form hinweisen. Das ist gegen die Würde dieses Hauses! Ich sage Ihnen das so, ich bitte ganz einfach, darauf Rücksicht zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
GR DDr Eduard Schock (fortsetzend): Ja, das ist eben peinlich, wenn man dabei ertappt wird, meine Damen und Herren! Aber ich bin ohnehin schon beim Herrn Bürgermeister, der ja viel wichtiger ist. Da haben Sie schon recht. 

Der Herr Bürgermeister glaubt, mit Gedächtnislücken und mit Schmähs darüber hinwegturnen zu können. (VBgmin Mag Renate Brauner: ... hat es überhaupt noch nicht gegeben! Genieren Sie sich! Da sieht man, wo ihr herkommt, aus welcher Gesinnung!) Er ist ein Bürgermeister, der überhaupt abstreitet, etwas damit zu tun zu haben, der wörtlich meint: „Das geht mich alles nichts an.", „Zwei Aufsichtsräte habe ich bestellt." - ich zitiere -, und der wörtlich sagt: „Die Vorstandsbesetzungen sind vor meiner Zeit entschieden worden." 

Herr Bürgermeister! Ich frage Sie: Wann haben Sie Ihren Pressesprecher dort versorgt? Wann war das? (Bgm Dr Michael Häupl: Als Vorstand?) Das war 2003, in der Kommunikationsabteilung. 2003, da waren Sie, wenn ich richtig gerechnet habe, neun Jahre Bürgermeister. (VBgmin Mag Renate Brauner: Gibt es ein Berufsverbot?)
Angesichts dieser Personalliste fragt man sich ja: Wie oft ist dort interveniert worden? Wie oft hat Frau Brauner dort interveniert, die jetzt die Flucht ergreift und hinausläuft? All das wird eine Untersuchungskommission klären! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Reißen Sie sich ein bisschen zusammen! Das ist ja unerhört!) 

Herr Bürgermeister! Zur Vorstandsbesetzung, wenn Sie den Vorstand ansprechen: Wann war die Vorstandsbesetzung? Nehmen Sie doch Stellung dazu! Können Sie sich nicht erinnern? Oder wollen Sie sich an das alles nicht erinnern? Das war nicht vor Ihrer Zeit, wie Sie sagen, sondern das war 1999. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, in Richtung GRÜNE: Das sind eure Partner!) Wir haben jetzt gerade 15 Jahre Häupl gefeiert, nach Adam Riese waren Sie da also bereits fünf Jahre Bürgermeister! (GR Karlheinz Hora: Ist nicht vielleicht der Neid ...?) 

Fünf Jahre waren Sie Bürgermeister im Jahr 1999, da haben Sie persönlich den Büroleiter Ihres Vorgängers Helmut Zilk dort versorgt. 1999 haben Sie Herrn Schmid dort zum Vorstandsdirektor gemacht! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Schauen Sie einmal ins Aktiengesetz! Dann können Sie wissen, wie ein Vorstand bestellt wird!) Ja, ja, der Syndikatsvertrag ist das. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Schauen Sie ins Aktiengesetz!)
Herr Bürgermeister! Ich fordere Sie daher auf: Kommen Sie heraus, wie es Ihrer Pflicht entspricht, kommen Sie heraus an dieses Pult und stehen Sie uns hier Rede und Antwort. Aber erklären Sie uns nichts von einem börsennotierten Unternehmen, mit dem Sie nichts zu tun haben, das glaubt Ihnen doch in Wien kein einziger Mensch mehr! Ministersöhne, Büroleiter, Pressesprecher - lauter SPÖ-Günstlinge, ein rotes Versorgungsparadies ist das, Herr Bürgermeister! (Beifall bei der FPÖ. - VBgmin Mag Renate Brauner: Ich glaube, Sie reden von Seibersdorf!)

Meine Damen und Herren! Die bisher noch nie da gewesene Ignoranz, die Überheblichkeit am Schluss der Amtsperiode von 15 Jahren eines Bürgermeisters, der glaubt, uns alle hier täuschen zu können, hat uns dazu bewogen, eine Untersuchungskommission einzusetzen, alle drei Oppositionsparteien zusammen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, in Richtung GRÜNE: Darauf könnt ihr stolz sein, wirklich!) 

Das ist aber erst der Beginn einer Zusammenarbeit, meine Damen und Herren, die nach jahrzehntelanger sozialistischer Blockade weitergehen wird, vor allem nach den Wahlen, Herr Bürgermeister. Eine Zusammenarbeit, meine Damen und Herren, die Wien tatsächlich von Grund auf besser machen wird, Herr Bürgermeister! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich bitte Sie, zum Schlusssatz zu kommen. (GR DDr Eduard Schock verlässt das Rednerpult. - GR Prof Harry Kopietz: Diese Zusammenarbeit ...! - Bgm Dr Michael Häupl, in Richtung GRÜNE: Danke schön! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ in Richtung GRÜNE.) 

Es kann nun wieder Ruhe im Saal einkehren. (Bgm Dr Michael Häupl: Der Beginn einer Zusammenarbeit! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, in Richtung GRÜNE: Darauf können Sie stolz sein! Eine Meisterleistung der GRÜNEN, wie so oft! - Weitere Zwischenrufe.)
Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit des Erstredners jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit jedes weiteren Redners ist mit 15 Minuten begrenzt. 

Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister!

Die Aufregung ist groß, verständlicherweise! Denn ich glaube, was hier hochkommt, zusammen mit Skylink, ist wieder einmal ein Skandal, wie er oft genug in Wien passiert ist und wie er vielleicht in Zukunft in Wien in Bälde wieder eintreten wird, wenn wir das Krankenhaus Nord zu beachten und beurteilen haben werden. Das heißt also, das ist etwas, was die Netzwerke Wiens deutlich darstellt und wovon man klar feststellen muss, dass es diese Verlinkungen innerhalb der SPÖ gibt. Die Verwandtschaft wird noch genannt werden dürfen; das ist zumindest ein Hinweis darauf, dass eine Zuordnung in irgendeiner Form möglich und gegeben ist. (GR Kurt Wagner: Schaut einmal bei euren Mandataren, wie das mit den Verwandten ist!)
Es geht hier also um die wirtschaftliche Gestion einer Flughafen AG, die in Grund und Boden gefahren wird mit einem Projekt Skylink, wodurch 600 Millionen EUR von einem unfähigen Management in den Sand gesetzt werden - das, glaube ich, kann man hier sagen -, das nicht gehandelt hat, und von politisch Verantwortlichen, die für ihre Verantwortung nicht tätig geworden sind und ihre Aufsichtspflicht in keiner Weise wahrgenommen haben. 

Sie, die Wiener Sozialisten, Sie, Herr Bürgermeister, Sie, Frau Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin, haben genau diese Personen in den Vorstand und den Aufsichtsrat entsandt, die dort damals und bis heute ihre Tätigkeit ausüben und 600 Millionen EUR in den Sand gesetzt haben! Das steht fest, das wird Gegenstand der heutigen Debatte sein, und ich hoffe, dass auch eine Untersuchungskommission, von allen drei Oppositionsparteien getragen, deutlich die Verantwortung klarmachen wird. 

Die Verantwortung liegt, wie gesagt - zumindest, was Wien betrifft -, hauptsächlich bei zwei Personen: beim Bürgermeister und bei VBgmin Brauner. Der Vorstand dieser Flughafen AG setzt sich aus drei Personen zusammen, von denen zwei der Wiener SPÖ zuzurechnen sind. Rein proporzmäßig zusammengesetzt ist der Aufsichtsrat. Das heißt also, Ihre Aufregung, meine Damen und Herren von der SPÖ, ist künstlich!

Der Versuch einer Kindsweglegung, wie Sie ihn seit längster Zeit betrieben haben - vor allem der Herr Bürgermeister, der sich nur an zwei Aufsichtsräte, die er entsandt hat, erinnert -, ist, glaube ich, gescheitert! Gescheitert nicht nur, weil heute eine Sitzung stattfindet, in der wir dieses Thema aufarbeiten, nicht nur, weil eine Untersuchungskommission versuchen wird, die Dinge einer Klärung zuzuführen, sondern weil Sie schlicht und einfach zur Kenntnis nehmen müssen, dass Ihnen die öffentliche Meinung Ihre Argumentation nicht mehr abnimmt, nicht abgenommen hat, und wenn man heute die Presse studiert - nicht die „Presse" als solche, sondern die Zeitungen ganz generell -, haben sie das auch sonst nicht gemacht. 

Im Übrigen - das muss man ja feststellen - ist es nicht nur eine Behauptung der Opposition, sondern der Herr Vorsitzende hat hingewiesen auf das Gutachten, das er selbst veranlasst hat, und stellt ja von sich aus fest, dass die Verantwortlichkeit Wiens und damit auch die Verantwortlichkeit der tragenden Funktionäre dieser Stadt gegeben ist. 

Es wird eben festgestellt: Die Verwaltung von Anteilsrechten, insbesondere die Ausübung der mit den Anteilsrechten der Stadt Wien verbundenen Aktionärsrechte bei der Flughafen Wien AG, zählt zur Privatwirtschaftsverwaltung der Gemeinde und damit zum eigenen Wirkungsbereich. Insoweit reicht die Zuständigkeit des Gemeinderates. Das bezieht sich insbesondere auf die Verwaltung der Aktien und die Wahrnehmung der Rechte der Aktionäre der AG. Auch der Abschluss und die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten aus dem Syndikatsvertrag zwischen Stadt Wien und Land Niederösterreich zählen zur Privatwirtschaftsverwaltung der Stadt Wien, sie gehören damit ebenfalls zum eigenen Wirkungsbereich und fallen in die Zuständigkeit des Gemeinderates. 

Ich glaube, der Versuch, sich hier vor der Verantwortung zu drücken, ist allein durch die Tatsache, dass dieser Syndikatsvertrag existiert und ein informeller Syndikatsrat mit Niederösterreich eingerichtet wurde, der sämtliche Dinge bis ins Kleinste geregelt hat, klargestellt. Es ist keine Frage: Ihre Verantwortung, die Verantwortung Wiens und damit der Wiener Sozialisten, ist gegeben!

Es stellt sich die Frage, welche Schlussfolgerungen aus einer solchen politischen Verantwortung der Wiener sozialistischen Funktionäre und ihrer höchsten Amtsträger zu ziehen sind. Ich glaube, die Konsequenzen könnten nur heißen: Rückzug der jetzigen, versagt habenden Funktionäre der Flughafen Wien AG im Aufsichtsrat und natürlich im Vorstand durch die Wiener SPÖ. 

Der Rechnungshof, möchte ich feststellen, hat dazu auch in aller Deutlichkeit eine ähnliche Stellungnahme abgegeben und sieht natürlich die beherrschende Funktion der beiden Teilhaber Wien und Niederösterreich an der AG, die mit je 20 Prozent an und für sich Minderheitsteilhaber sind. Aber man darf die Rolle der Angestellten nicht vergessen, die hier als eigener Block mit 10 Prozent tätig sind und bisher in allen Abstimmungen bis zum Schluss - es kommt langsam eine Unruhe und eine Uneinigkeit auf - gemeinsam mit den je 20 Prozent-Anteilen aus Wien und Niederösterreich ihre Stimme abgegeben haben. 

Das heißt also, interessant ist, wie die SPÖ auf diese Dinge reagiert. Wenn ich heute die Zeitung „Die Presse" sehe, wird von Herrn Lindenmayr festgestellt: „Billiges Polit-Tribunal", sagt er; die FPÖ habe gezeigt, dass es nicht um die Fakten, sondern um Polemik gehe, und die SPÖ habe größtes Interesse an der restlosen Aufklärung der Ursachen der Bauverzögerungen.

Das ist also eine kühne Behauptung, die Sie da in den Raum stellen! Sie haben von nichts etwas gewusst, haben Sie die längste Zeit gesagt, Sie haben immer die Verantwortung abgelehnt, haben immer gesagt, die Verantwortung liegt beim Flughafen und nicht bei Ihnen - und auf einmal ist hier größtes Interesse an der Aufklärung gegeben!

Auch die rasche Fertigstellung dieser sehr wichtigen Investition sei notwendig, sämtliche Prüfungen hätten auf Basis der geltenden Gesetze stattzufinden und hätten durch eine Gemeinderätliche Untersuchungskommission, durch Rechnungshofprüfung und durch eine Prüfung auf der Basis des Aktienrechtes zu erfolgen. 

Aber diese Einstellung des Herrn Lindenmayr sowie auch der Wiener SPÖ ist etwas Neues. Vor Kurzem hat man noch nichts davon gehört, dass hier der Rechnungshof einbezogen werden sollte. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ist doch überhaupt nicht wahr!) Mit Händen und Füßen hat sich die SPÖ gegen diese Stellungnahme gewehrt (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist die Unwahrheit!), hat gegen die Zuziehung des Rechnungshofes gemauert. (VBgmin Mag Renate Brauner: Warum sagen Sie hier falsche Sachen? Das ist falsch!) Denn natürlich sind Ihre Funktionäre im Aufsichtsrat und im Vorstand Funktionäre, die Sie entsandt haben, und die politische Verantwortung dafür haben Sie zu tragen! (Beifall bei der FPÖ. - VBgmin Mag Renate Brauner: Sie kennen keine Verantwortung! Es ist von Anfang bis Ende falsch, was Sie hier sagen! Inhaltlich falsch! Unwahr!)
Interessant ist natürlich, dass Lindenmayr darauf hinweist: Prüfung auf Basis des Aktienrechtes. Da frage ich mich: Wir haben am Dienstag in der Landesregierung einen Antrag gehabt, in dem es geheißen hat, dass die Prüfzuständigkeit des Rechnungshofes klar festzulegen ist, und ab Kundmachung einer geklärten Rechtslage ist das abzuberufen. Warum dann die Wiener Sozialisten in der Landesregierung eine Perpetuierung ihres Rechtsstandpunktes, der, wie man weiß, aussichtslos ist, weiterbetrieben haben, weiß ich nicht. (VBgmin Mag Renate Brauner: Im Rechtsstaat hat man sich an Gesetze zu halten! Wir halten uns an die Bestimmungen!) Ein Rückzug, ein Zurückziehen wäre vernünftig gewesen, und wir wundern uns, dass Sie das nicht gemacht haben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Weil alles andere rechtswidrig wäre! Aber das ist für Sie offenbar irrelevant!) 

Aber es steht eine neue Gesetzeslage ins Haus. Wir brauchen nicht zwei Wochen vorher eine neuerliche Bestätigung und einen Beschluss zu machen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: O ja, wenn die Gesetzeslage ...!), sondern wir können die neue Rechtslage bei Vorliegen dieser durch einen Antrag in der Landesregierung klären. Das wäre die vernünftige Vorgangsweise gewesen. (GR Karlheinz Hora: Sie fordern ständig zum Rechtsbruch auf!)
Interessant ist auch die Darstellung der Frau VBgmin Brauner noch im August zu diesem Thema: Keinen Handlungsbedarf seitens der Stadt, wird erklärt (VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, weil wir uns nicht ins operative Geschäft einmischen!), ortet Brauner beim Thema Skylink: „Wir mischen uns sicher nicht ins operative Geschäft ein." (VBgmin Mag Renate Brauner: So ist es!) Schon, schon, ins operative nicht, aber Ihre Verantwortung hätten Sie wahrnehmen sollen! (VBgmin Mag Renate Brauner: Kennen Sie ... Geschäft? Sind Sie ahnungslos oder unmoralisch?) 

Ihr Interesse sei es, dass dieses Projekt möglichst rasch und preisgünstig fertiggestellt wird. - Es ist von „möglichst rasch" keine Rede! Wir haben jetzt das Jahr 2009, und wann das fertig wird, ist offen. Die Milliardengrenze ist erreicht, und Ihre Verantwortung dafür, dass es mehr wird, wird sicherlich auch damit gegeben sein, gar keine Frage. (VBgmin Mag Renate Brauner: Aktiengesetz! Haben Sie irgendeine Ahnung? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wenn ich darauf hinweisen darf: Die Untersuchungskommission wird sich mit diesen Dingen zu beschäftigen haben. Ich hoffe auch auf ein demokratisches Einsehen der Wiener Sozialdemokraten, dass wir nämlich endlich auch eine Untersuchungskommission haben werden, die arbeiten kann. Ich komme später noch darauf zu sprechen. 

Eine kurze Chronik der Dinge möchte ich hier anbringen. Das Ganze hat 2001 mit der Einsetzung eines Lenkungsausschusses begonnen, es wurde dann 2002 mit einer Stuttgarter Beratungsgruppe, Drees & Sommer, fortgesetzt. Es wurde aber schon damals, gleich nach Beginn, von höheren Kosten geredet, 2002 waren wir bereits auf 400 Millionen EUR. 2004 ist Christian Domany, der ÖVP-nahe Generalsekretär des Sparkassenverbandes a D, der zurückgezogen und ersetzt worden ist, auf Kurt Waniek gefolgt. Man muss feststellen, dass bis heute versucht wird, ihm alles anzuhängen. Die SPÖ versucht einfach, sich an einem schon lange Ausgeschiedenen abzuputzen (GR Erich Valentin: Unwahr!), ihre eigene Tätigkeit oder Untätigkeit versucht sie schlicht und einfach zu verheimlichen. (GR Karlheinz Hora: Wann ist er ausgeschieden, Herr Kollege?) 1. Oktober 2004. (GR Karlheinz Hora: Sie haben ja sonst ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es ist interessant, dass der Beginn der Probleme offensichtlich schon sehr früh gewesen ist. Es wird im April 2006 festgestellt, dass das Planungsbüro Freudensprung Engineering GmbH seit Wochen in Verzug ist. Die Haustechnik ist bereits seit Juli 2006 zu einem handfesten Problem geworden. Es hat dieses Planungsbüro, das ich genannt habe - FEG -, wesentliche Unterlagen nicht geliefert. 

Im Oktober 2006 wurde die Fertigstellung Ende Oktober 2008 als gefährdet bezeichnet. Im November 2006 hat die Flughafen AG Ergebnisse des dritten Quartals bekannt gegeben. Kosten- und Terminprobleme des Skylink-Projektes wurden mit keinem Wort erwähnt. Das muss man auch feststellen. 

Dezember 2006: Die Haustechnik ist eine Baustelle, wird hier geschrieben, und auf Grund von Problemen im Rahmen der Gebäudetechnikplanung muss der Planungsprozess umstrukturiert werden. Die Fertigstellung ist jetzt für Anfang 2009 geplant. Die Kosten des Basisprojektes liegen im Rahmen des genehmigten Budgets, obwohl jeder weiß, dass das nicht wahr ist und nicht wahr war. Besser gesagt, heute wissen wir das.

Im März 2007 wird der Jahresabschluss 2006 des Flughafens vorgelegt. Zum Projekt Skylink wird gesagt: Die Ausbauarbeiten gehen zügig voran, das Herzstück dieser Kapazitätserweiterung ist eben Skylink, dessen Inbetriebnahme für Frühjahr 2009 geplant ist. - Kein Wort über die wahre Lage, die Situation, wie sie gewesen ist!

Des Weiteren: Die begleitende Kontrolle funktioniert nicht, das muss man in aller Deutlichkeit feststellen. Noch im November 2007 ist eine Budgetaufstockung von 425,4 Millionen auf 512 Millionen EUR erfolgt, und im Juli 2008 hat sich die Raiffeisen-Tochter Raiffeisen Evolution für einige Zeit dort hineingesetzt, hat mitkassiert und ist dann wieder ausgeschieden. Es wird vielleicht auch von Interesse sein, seitens der Untersuchungskommission die Rolle von Evolution näher zu beleuchten, um zu sehen, was die eigentlich gemacht haben. 

Im September 2008 muss das Skylink-Budget vom Aufsichtsrat wieder aufgestockt werden, es geht gleich auf 657 Millionen EUR. Am 18. Feber 2009 ist Christian Domany ausgeschieden, er wurde ersetzt durch Ernest Gabmann, der immerhin eine von der SPÖ klar abweichende Meinung in vielen Dingen vertreten hat. (Bgm Dr Michael Häupl: Ist ja nicht wahr!) Sowohl was die Rechnungshofprüfung als auch andere Dinge betrifft - was man hier hervorheben muss -, hat sich Niederösterreich der Kontrolle nicht so zu entziehen versucht, nämlich gar nicht zu entziehen versucht, wie es Wien gemacht hat.

Im April 2009 wird festgestellt: Das Management räumt eine Unterschätzung der Kosten ein. Demnach werde Skylink nicht 657 Millionen, sondern 830 Millionen EUR kosten, und die Inbetriebnahme werde nicht vor 2011 stattfinden.

Das ist in etwa ein Abriss, der in der Zwischenzeit fortzusetzen ist, weil sich die Kosten durch Auslagerungen - das sind ja auch so budgetmäßige Tricks - der Summe von 1 Milliarde EUR nähern. Es ist auch von Vasko und Partner ein Bericht angefordert worden und eingelangt, der feststellt, wo die Probleme liegen: Das ist einmal die Ausführungsplanung; die Projektsteuerung funktioniert nicht; das Problem der begleitenden Kontrolle; eine Firma Spirk und Partner wurde betraut, ist aber offensichtlich bürokratisch, unkoordiniert und projektbehindernd vorgegangen, nach dieser Darstellung. 

Das Problem Flughafen liegt im Flughafenvorstand, der praktisch alles treiben ließ und seiner Tätigkeit, Entscheidungen zu treffen, nicht nachgekommen ist. Die Airport-Führung hat es verabsäumt, rechtzeitig mit dem eisernen Besen auszukehren, obwohl sich das Debakel jahrelang abzeichnete. Es gab irreführende Budgetansätze und natürlich das Problem Syndikatsvertrag als Hauptursache, wobei die politische Einflussnahme klar gegeben ist und immer irgendwelche politisch besetzte Posten neu besetzt wurden oder geblieben sind, und die sind für das Debakel verantwortlich.

Im Gebiet zwischen Politik, Vorstand und Aufsichtsrat ist der Syndikatsrat, wo weisungsgebundene Beamte der Stadt Wien tätig werden und tätig sind und in direkter Verantwortung der sie Beauftragenden, also des Herrn Bürgermeisters und der Finanzstadträtin, ihrer Tätigkeit nachgehen, wie zum Beispiel Finanzdirektor Richard Neidinger. Wir wissen, die Verhältnisse sind klar: Die beiden haben gegenseitig vereinbart, in der Hauptversammlung gemeinsam abzustimmen - das ist gegenseitig besprochen -, und alle Positionen werden gemeinsam und im Übereinkommen besetzt. 

Abschließend kann man feststellen, dass die beiden großen Aktionäre Wien und Niederösterreich eine beherrschende Stellung in dieser Flughafen AG haben. Der Rechnungshof hat das ebenfalls in aller Deutlichkeit gesagt. Der Syndikatsvertrag ist der Schlüssel zu allem, er zeigt hier in aller Deutlichkeit auf, wie von Rot-Schwarz die Besetzung vorgenommen wurde. 

Die Einigkeit, Herr Bürgermeister, hat allerdings offensichtlich gelitten, sowohl in der Personalvertretung als auch im Verhältnis zu Herrn Gabmann, der Gott sei Dank nicht diesen desaströsen Kurs, den die SPÖ noch immer weiterführt, voll mitgemacht hat. Das muss man hier feststellen.

Ein Schmankerl noch, das wirklich interessant ist: In den „Oberösterreichischen Nachrichten" wird festgestellt, dass von Ihren in den Vorstand entsandten Funktionären versucht wurde, 700 000 EUR aufzuwenden, um die Prüfung abzuwenden, indem man versucht hat, damit Gutachten zu betreiben, die das alles verhindert haben. Geholfen hat es euch nichts! Es ist keine Frage, dass die SPÖ in diesem Punkt klar verloren hat, und es ist ebenso klar, dass die SPÖ gezwungen sein wird, die Konsequenzen zur Kenntnis zu nehmen, und der Herr Bürgermeister und seine Finanzstadträte ihre Verantwortung dafür und die Konsequenzen tragen werden. 

Ich darf des Weiteren noch darauf hinweisen, dass ich der Meinung bin, dass die Einsetzung einer Untersuchungskommission etwas sehr, sehr Wichtiges ist. Es ist auch ein höchster politischer Erfolg, wenn es gelingt, alle drei Oppositionsparteien in diesem Zusammenhang zu einem gemeinsamen Vorgehen zu vereinigen. 

Aber entscheidend ist noch etwas anderes, und zwar, dass aus einer Untersuchungskommission auch etwas werden kann. Dieses „Werden kann" ist leider in Frage zu stellen, wenn man sich ansieht, was bei der Untersuchungskommission Otto-Wagner-Spital herausgekommen ist. Die SPÖ hat mit ihrer Verzögerungstaktik, mit ihrer Mehrheit alles verhindert, um diesen Ausschuss nicht zu einem Erfolg werden zu lassen, und hat ihn im Grunde zu einer Farce werden lassen, gar keine Frage. Die Mehrheit hat alles bestimmt, Termine und Sitzungen, die Amtsverschwiegenheit wurde in Einzelfällen nicht aufgehoben. Die Vernehmung eines Sachverständigen ist ein besonderes Zuckerl, weil dann dessen Vernehmung als Zeuge nicht möglich ist. Ablehnung von Zeugen mit SP-Mehrheit, selbstverständlich ist das vorgekommen. Und dann wurde das Ganze endlos hinausgezögert durch seiten- und kiloweise Verlesung von Rechtsgutachten und Ähnliches mehr. 

Hier wäre es, glaube ich, dringend notwendig, eine Veränderung zu machen, um einer Untersuchungskommission in Zukunft die Möglichkeit zum Handeln zu bieten. Dazu gehört - wir haben es teils gestern in einer Pressekonferenz gesagt - die Einführung der StPO, der Strafprozessordnung, als teilweise Geschäftsgrundlage, wie eben im Nationalrat. Ein qualifiziertes Minderheitenrecht in Untersuchungskommissionen wäre von Wert. Die Berufung von Zeugen sollte auch gegen die Mehrheit möglich sein. So wie es möglich ist, mit 30 von 100 Abgeordneten eine Untersuchungskommission einzuberufen, wäre es gut und wünschenswert, wenn man hier gegen eine Zweidrittelmehrheit, zum Beispiel mit 5 von 15, mit einem Drittel, diese Zeugenberufung durchsetzen könnte.

Eine Ablehnung von Beweisanträgen sollte nur mit Zweidrittelmehrheit möglich sein, dass nicht eine Partei mit absoluter Mehrheit alles bestimmen kann. Die Enthebung der Zeugen von der Amtsverschwiegenheit ist vorzunehmen, aber zu ihrem Schutz selbstverständlich ein unabhängiger Verfahrensanwalt beizuziehen, der ihnen zum Schutz zur Seite steht. Die Berufung als Sachverständiger darf die weitere Berufung als Zeuge nicht ausschließen. 

Vielleicht wäre es noch von Wert, wenn wir die Abschaffung jener Fünfjahresregel zusammenbrächten, dass ein Gemeinderat in Wien nur zwei Mal in der Legislaturperiode die Einrichtung und Einberufung einer Untersuchungskommission unterschreiben darf. 

Ich glaube, das wären Dinge, die der Demokratie in Wien gut täten und wichtig wären. Natürlich ist das verfassungsändernd, das geht nur mit Hilfe der SPÖ und mit Zustimmung der SPÖ, dass man hier zu Schritten kommt, um eine Untersuchungskommission zu einem lebendigen Gremium zu machen, das imstande ist, sich mit den Dingen auseinanderzusetzen und zu klaren Ergebnissen zu kommen. 

Abschließend noch zum Verhältnis zwischen Untersuchungskommission und Rechnungshof: Ich glaube, die Untersuchungskommission wird vor allem die politische Verantwortung der handelnden Personen in Wien zu beurteilen haben. Die materiell-rechtliche Prüfung der wirtschaftlichen Angelegenheiten wird der Rechnungshof machen, das kann er auch sehr gut. 

Ich glaube, wir können feststellen, die Verantwortlichkeit in Wien - das kann man schon vorwegnehmen - des Herrn Bürgermeisters und der Frau Finanzstadträtin für das Debakel der von ihnen entsandten Funktionäre der Flughafen AG steht fest! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Zunächst, und bevor ich mit meinen Hauptausführungen beginne, möchte ich kurz auf die Zwischenrufe der SPÖ eingehen, wir sollten uns als GRÜNE schämen wegen der Partner, die wir uns ausgesucht haben. 

Es tut mir leid, es scheint mir, dass Sie noch immer nicht verstanden haben, was die Aufgabe der Opposition in diesem Haus ist. (Demonstrativer Beifall bei der FPÖ. - Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) Also einmal mehr zur Erinnerung: Aufgabe der Opposition ist es, einerseits in Bereichen, wo wir der Ansicht sind, Vorschläge zur Verbesserung der Politik und der Qualität der Politik in dieser Stadt zu haben, diese auch zu unterbreiten und dafür zu kämpfen, dass sie umgesetzt werden. (GR Prof Harry Kopietz: Zur Bespitzelung, und um zu schauen, wer mit wem verheiratet ist?) 

In diesem Bereich auch, lieber Harry Kopietz, haben Sie es hier zu tun mit drei Parteien, die unterschiedlicher nicht sein könnten, sowohl in ihren Ansichten im Zusammenhang mit der Sozialpolitik, mit der Gesellschaftspolitik, mit der Wirtschaftspolitik, in der Ökologie und in vielen anderen Bereichen auch. 

Die zweite Kernaufgabe der Opposition, wofür wir vom Souverän auch gewählt worden sind, ist es, unsere Kontrollfunktion und -pflicht wahrzunehmen. In gewisser Weise stellen wir in dieser Stadt einen beträchtlichen Teil des so genannten Aufsichtsrats dieser Stadt dar, denn nichts anderes wäre am Ende der Gemeinderat. Und ja, wenn es darum geht, diese Pflicht wahrzunehmen, tun wir dieses. Und ja, es ist unsere Pflicht, auch miteinander zu diskutieren und übereinzukommen, gemeinsame Vorgangsweisen zu finden, um dieser Pflicht möglichst wirksam nachzukommen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, aber fair! Fairness gilt auch für die Opposition!)
Dass es Ihnen nicht gefällt, weil Sie diese Pflicht offensichtlich nicht so wahrnehmen, wie Sie es müssten, liegt auf der Hand. (GR Prof Harry Kopietz: Was glauben Sie, warum es in Wien Minderheitenrechte gibt?) Nur, wenn ich mich schon manchmal da sitzend schämen muss - ja, es passiert mir immer wieder, dass ich mich schämen muss -, dann ist es nur in der beliebten Wiener Disziplin des Fremdschämens. (VBgmin Mag Renate Brauner: Warum passiert das in Niederösterreich nicht von den GRÜNEN?) 

Fremdschämen kann man sich. Manchmal muss ich mich fremdschämen wegen des Stils, der hier gepflegt wird. Manchmal muss ich mich auch Ihretwegen fremdschämen, wegen der Art und Weise, wie Sie mit Kritik umgehen. Ja, Fremdschämen kommt vor. (VBgmin Mag Renate Brauner: Und wie ist das in Niederösterreich?) Aber schämen deshalb, weil wir - noch einmal - unsere Pflicht als Oppositionskraft wahrnehmen, das ist mir noch nie passiert, und das wird auch nie passieren! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.)
Zu Herrn GR Schuster möchte ich an dieser Stelle eines sagen: Man kann der Ansicht sein, dass einem der Stil, den Herr Schock bei seiner Rede gepflegt hat, besser gefällt oder schlechter gefällt. Man kann der Ansicht sein, dass es mehr oder weniger geschmackvoll ist, Namen und Familienverhältnisse zu nennen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist alles, was dir dazu einfällt? Das ist eine Frage des Geschmackes?) Zulässig ist es allerdings schon. (GR Prof Harry Kopietz: Hört, hört!) 

Denn Sie können nicht darauf hinweisen, dass man dies nicht zu tun hat, bloß weil diese Personen hier nicht zugegen sind und sich nicht zum Wort melden können. Mit dieser Logik würde ich über so ziemlich alles nicht mehr reden können! Denn den Kanzler darf man dann auch nicht mehr nennen, er ist ja nicht hier und kann sich auch nicht zum Wort melden. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist aber jetzt wirklich sehr, sehr traurig! GRÜNE endgültig am Niveau der FPÖ! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Also ersuche ich darum, wenn hier Reden stattfinden, die jedenfalls nicht die Geschäftsordnung verletzen und auch nicht dem Gutachten, das uns vorliegt, zuwiderlaufen, diese bitte auch nicht zu unterbrechen mit Ansichten, die Ihrem Geschmack entsprechen (VBgmin Mag Renate Brauner: GRÜN verteidigt FPÖ!) - wie gesagt, vielleicht auch meinem -, die aber meines Erachtens jetzt nicht unmittelbar mit der Zulässigkeit dessen zu tun haben, was hier sagbar ist und was nicht. 

Nichtsdestoweniger, und weil ich sehr wohl hoffe, Ihre Aufmerksamkeit für ein paar Minuten zu haben, möchte ich versuchen, in meiner Rede ohne einen einzigen Namen auszukommen, ohne einen einzigen Namen! Ich werde Ihnen auch sagen, wieso: Zum einen, weil es mir nicht um die Namen der handelnden Personen geht, sondern um die politische Verantwortung, die in dieser Stadt vorhanden ist, und in welchem Ausmaß; und zweitens, weil die Namen am Ende irrelevant sind, weil es irrelevant ist, wer die Herren sind, die diese Verantwortung auf sich genommen oder auch nicht genommen haben, die ihrer Verantwortung nicht gewachsen waren, und weil schlussendlich das, was interessant und relevant ist, das System dahinter ist. 

Die Herren sind am Ende austauschbar. Es geht um den Modus, wie diese Herren zu diesen Positionen kommen und wie es regelmäßig zu solchen und ähnlichen Pleiten kommt in Bereichen, die im Einfluss der Länder und teilweise auch des Bundes sind, weil Personen nominiert werden - in zentralen Positionen, mit sehr fetten Gehältern -, die offensichtlich nicht über die Qualifikationen verfügen, die erforderlich sind, und die offensichtlich in der Wahrnehmung ihrer Aufgabe dergestalt versagen, dass Sie am Ende hunderte Millionen mit der Lupe suchen müssen. Darum geht es. Dieses System, wie diese Herren in diese Positionen kommen - ja, es sind Herren, zu 99 Prozent nach wie vor -, das ist es, was spannend ist, das ist es, worüber es zu diskutieren gilt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Am Beginn unserer Diskussion und Auseinandersetzung hier im Haus steht eines: der Verlust von 500 Millionen EUR! Es geht um die Tatsache, dass dort ein Terminal gebaut werden sollte, das zunächst einmal mit 280 Millionen EUR veranschlagt wurde. Dann kam man relativ bald drauf, dass es so ziemlich fast das Doppelte kosten wird, 400 Millionen EUR. Inzwischen halten wir bei über 900 Millionen EUR, und es ist noch nicht abzusehen, wie viel es gekostet haben wird zu dem Zeitpunkt, zu dem es fertiggestellt worden sein wird. Das heißt, hier haben wir es noch einmal mit mehr als einer Verdoppelung der Kosten zu tun, mit 500 Millionen EUR, die jetzt, um es ganz einfach und sehr verständlich zu formulieren, futsch sind!

Weil 500 Millionen EUR ein Betrag ist, den sehr viele ganz einfach nicht fassen können - das ist ein schwer fassbarer Betrag; wir stehen hier herum in der Politik, wir sitzen bei Diskussionen und werfen immer mit Beträgen herum, Milliarden, 500 Millionen, 100 Millionen, und es gibt Bürgerinnen und Bürger, die uns zuschauen und sich überhaupt nicht vorstellen können, wie viel Geld das eigentlich ist -, möchte ich das hier mit einem ganz klaren Beispiel jedem verdeutlichen. Hätte ich jetzt 500 Millionen EUR und würde ich beschließen, sie unter allen Wiener Bürgerinnen und Bürgern zu verteilen - wir haben ein bisschen mehr als eine Million Wahlberechtigte in der Stadt, wollen wir es einmal auf eine Million sozusagen abrunden -, dann würde jeder in Wien 500 EUR von mir bekommen. 500 EUR für jede Wienerin und jeden Wiener, 500 EUR auch für Sie, für jeden! (GR Prof Harry Kopietz: Wahlberechtigte!) Wahlberechtigte, habe ich gesagt. 

Stellen Sie sich vor, jemand kommt und schenkt Ihnen 500 EUR. Was machen Sie? Sie freuen sich, und Sie sagen: Vielen Dank! Jetzt stellen Sie sich vor, Sie haben die 500 EUR, jemand kommt und nimmt sie weg. Weg sind sie, plötzlich sind sie weg. Was tun Sie? (GR Mag Wolfgang Jung: Ich bedanke mich bei der SPÖ!) Gut, das ist auch eine Möglichkeit. Ich glaube jedenfalls, Sie regen sich auf. Ich glaube, jeder Einzelne von Ihnen regt sich auf. Ich glaube, dass jeder Einzelne von uns eines tun würde: Er würde nachschauen, was mit seinen 500 EUR passiert ist. Wo sind sie hingekommen? Wo sind sie abgeblieben? Wie konnte es passieren, dass sie plötzlich weg waren? 

Was jeder Einzelne von uns mit simplem Hausverstand für 500 EUR machen würde, ist genau das, was in diesem Fall seitens der Stadt unterbleibt! (GR Prof Harry Kopietz: Wenn man das Beispiel ...!) Denn während jeder Einzelne von uns - noch einmal - sich damit beschäftigt: wo ist mein Geld hin, wenn es einmal weg ist, ist es offensichtlich für die Stadt Wien uninteressant, wenn ein Unternehmen, an dem wir maßgeblich beteiligt sind, hunderte Millionen Verlust hat. 

Das sind auch Verluste für die Stadt. Denn selbstverständlich haben wir Verluste erlitten! Erstens wäre das der Anteil an diesen 500 Millionen EUR entsprechend der 20-prozentigen Beteiligung der Stadt. Das macht schon einmal 100 Millionen EUR, die in einer gewissen Art und Weise (GR Prof Harry Kopietz: Sie versteht es immer noch nicht!), wenn Sie so wollen, unser Anteil am Schlamassel sind. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist aber nicht dein Ernst?) 

Es ist mein Ernst - und des Weiteren ist das mein Ernst, liebe Renate Brauner: Du hast ja gesagt (Bgm Dr Michael Häupl: Betriebswirtschaft, erstes Semester! - VBgmin Mag Renate Brauner: Betriebswirtschaft, nulltes Semester!), dass die Stadt auch auf Grund der Abwertung der eigenen Beteiligungen weiters mehrere Millionen Euro - wie viele es genau sein werden, werden wir noch erfahren - Verlust erlitten hat. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ist ja unfassbar, so etwas Niveauloses!)
So etwas Niveauloses, ja, so etwas Niveauloses: Ich wage es, hier von den Verlusten der Stadt Wien zu sprechen, die mit hunderten Millionen beziffert sind, und ich nehme zur Kenntnis, dass das niveaulos ist. (VBgmin Mag Renate Brauner: Du erfindest Zahlen ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, ja, ich leiste mir diese Niveaulosigkeit. Entschuldigung, so ist es (GR Prof Harry Kopietz: Lieber Kollege Margulies, würdest du es erklären!): Die Stadt erleidet Verluste, und die SPÖ, die diese Stadt allein regiert, findet es nicht einmal für wert, eines zu tun: Zu kontrollieren, wie es zu diesen Verlusten kam. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist unwahr! Auch das ist unwahr! Jeder Satz ist unwahr!)
An dieser Stelle kommt der erste Kernpunkt meiner Kritik. Es ist verwunderlich - und selbst diese Reaktion ist verwunderlich (GR Prof Harry Kopietz: Liebe Kollegin Vassilakou! Nimm Nachhilfe bei Margulies!) -, man lehnt sich in diesem Sommer zurück, und das Erste, was man sagt, ist: Ich weiß von nichts. Das Zweite, was man sagt, ist: Ich habe keine Einfluss. Und das Dritte, was man sagt, ist: Ich sehe nicht die Notwendigkeit, dass der Rechnungshof prüft. (VBgmin Mag Renate Brauner: Genauso unwahr! Absolut unwahr!) Das sind die drei Botschaften, die Sie uns in diesem Sommer gegeben haben, manche davon direkt und manche indirekt (VBgmin Mag Renate Brauner: Unwahr, unwahr!), indem Sie die stadteigenen Vertreter im Aufsichtsrat auch nicht vorgeschickt haben, dafür zu kämpfen, dass der Rechnungshof prüft! (VBgmin Mag Renate Brauner: Unwahr!) 

Wenn es unwahr ist: Bitte, bitte, hier herauskommen und es richtigstellen! Bitte uns klarmachen, wie die Vertreter der Stadt Wien im Aufsichtsrat dafür gekämpft haben wie die Löwen, dass der Rechnungshof prüfen darf! (VBgmin Mag Renate Brauner: Ein Aufsichtsrat kann kein Bundesgesetz ändern!) Man kann sich trotzdem dafür aussprechen, man kann sich trotzdem dafür einsetzen, man kann es machen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wir haben einer aktienrechtlichen Sonderprüfung zugestimmt! Unsere Vertreter haben einer aktienrechtlichen Sonderprüfung zugestimmt, im Gegensatz zu Niederösterreich! - Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Ja, genau darum geht es, und damit kommen wir wieder zu der Frage, wie es zur Kostenexplosion kommt. Die Sonderprüfung wird über 1 Million EUR kosten (VBgmin Mag Renate Brauner: Sinnlos, mit euch zu reden!), und das Unternehmen hat sich mehrere Gutachten geleistet, um zu beweisen, dass der Rechnungshof nicht prüfen kann - die sich im Übrigen auch in Summe auf Kosten von insgesamt etwa 700 000 EUR belaufen, die sich das Unternehmen hat kosten lassen, nur um klarzumachen und abzusichern, dass der Rechnungshof nicht prüfen darf. (VBgmin Mag Renate Brauner: Alles Unterstellungen!)
Nichtsdestoweniger und einmal mehr, die Performance seitens der SPÖ in diesem Sommer war: Wir haben keinen Einfluss, wir wissen von nichts! Und noch einmal: Ich vermisse Ihr Engagement auch in der Öffentlichkeit dafür, dass der Rechnungshof prüfen kann. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wir gestehen: Wir halten uns an Gesetze!) 

Damit, und genau damit, haben Sie sich am Ende diese Untersuchungskommission eingehandelt. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wir halten uns an Gesetze! Ihr nicht! Das ist der Unterschied!) Denn diese wird dreierlei Dinge zu prüfen haben (VBgmin Mag Renate Brauner: Wir halten uns an Gesetze, jawohl!), und hier gibt es einiges an Fragen. Und ja, wunderbar, noch einmal: Man hat auch die Möglichkeit, sie jetzt zu beantworten! Womöglich erübrigt sich dann die Notwendigkeit für die Untersuchungskommission. 

Ich kann sagen: Was für mich interessant ist, ist, zunächst einmal zu wissen, wie die Stadt ihre Einflussmöglichkeiten wahrgenommen hat. Was haben Sie nachweislich getan ab dem Zeitpunkt, als auch öffentlich bekannt wurde, dass 500 Millionen EUR fehlen? Wie haben Sie Einfluss genommen auf die eigenen Vertreterinnen und Vertreter im Aufsichtsrat? Wie haben Sie in den vergangenen Jahren Einfluss genommen auf diejenigen, die maßgeblich an den Vorkommnissen beteiligt waren? (VBgmin Mag Renate Brauner: Aufruf zum Rechtsbruch! Bitte protokollieren!) Es ist ein Rechtsbruch. Es ist ein Rechtsbruch! (VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, wenn wir uns einmischen würden in Operatives! Bitte protokollieren!)
Das heißt, das Verständnis ist, dass zwar von uns Vorstände nominiert werden ... (GR Mag Thomas Reindl: Das ist falsch!) Ist nicht falsch - Entschuldigung, es ist nicht falsch! Lesen Sie den eigenen Syndikatsvertrag, da steht nämlich alles schwarz auf weiß darüber, auf welchem Weg Vorstände zu Ehren kommen. (Ruf bei der SPÖ: ... kennen sich nicht aus!) Nein, das akzeptiere ich nicht! Nicht wir kennen uns nicht aus, Sie lesen offensichtlich die Gesetzestexte nicht oder sind nicht imstande, diese zu verstehen! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ. - VBgmin Mag Renate Brauner: Ein Einfluss auf ihre Arbeit wäre gesetzwidrig!)
Nein, die Maßgeblichen, die Hauptaktionäre nominieren Vorstände und haben - das steht alles schriftlich schwarz auf weiß - sogar die Möglichkeit, die eigenen Mitglieder im Aufsichtsrat anzuhalten, diese auch in der Aktionärsversammlung zu unterstützen, zu wählen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Aber keinen Einfluss auf die operative Tätigkeit! Wenn wir das tun, ist das Aufruf zum Gesetzesbruch!) Das heißt, wir suchen aus, wer die Vorstände sind. Das ist jetzt einmal, in simplen Worten, der Mechanismus, um den es geht. 

Dann werden sie entsandt und haben ein Unternehmen zu leiten, an dem die Stadt - noch einmal - maßgeblich beteiligt ist. (GR Erich Valentin: Minderheit!) Ja, 20 Prozent! Sicher, das ist gar nichts; oh, das ist so wenig, oh, wir sind so schwach, oh, wir haben nichts auszurichten - das kann doch nicht Ihr Ernst sein! (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Dann werden diese Herren entsandt, hinterher lehnen wir uns zurück, und es kommt das Lamento: Wir haben nichts zu sagen, wir können keinen Einfluss nehmen! (GR Erich Valentin: Das ist Aktienrecht! Kollegin Vassilakou, das ist Aktienrecht!) Ja, wirklich? Erkundigt man sich nicht? Und wenn man rechtzeitig erfährt, dass hier eine Kostenexplosion vorliegt: Hat man nichts zu sagen? Hat man nichts zu melden, weder im Aufsichtsrat noch in einem Gespräch? (GR Erich Valentin: Das ist das Aktienrecht!) Es tut mir leid, damit werden Sie nicht durchkommen! (Bgm Dr Michael Häupl: Aber sicher!) 

Ich sage es Ihnen ganz einfach: Man kann sich hinter Gesetzesparagraphen verstecken, man kann versuchen, sich darauf auszureden, dass es nicht möglich ist. Genau dasselbe versuchen Sie mit der Rechnungshofprüfung, die offensichtlich bis zur letzten Sekunde verhindert werden sollte (VBgmin Mag Renate Brauner: Nicht an Gesetze halten, war die Aufforderung! Bitte, auch das zu protokollieren: Wir sollen uns nicht an Gesetze halten!) und die jetzt auf Druck der GRÜNEN zustande kommt, in einer geänderten Art und Weise, weil das entsprechende Gesetz geändert werden konnte. 

Man kann sich also entweder hinter dem eigenen Finger verstecken, oder man kann die Verantwortung und die Einflussmöglichkeiten, die man hat, wahrnehmen. Zumindest jene Möglichkeit, die einem sehr wohl und legal zur Verfügung steht, ist, sich über die eigenen Aufsichtsräte zu informieren und - noch einmal - deren Verhalten in der Aktionärsversammlung auch zu beeinflussen. So sind nicht ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Im Rahmen von Gesetzen!) Im Rahmen von Gesetzen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ja! Das widerspricht aber dem, was vorhin gesagt wurde!)
Ich werfe Ihnen hiermit vor, Ihre rechtlichen Möglichkeiten nicht ausgeschöpft zu haben, so wie es hätte getan werden müssen (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist wieder falsch!), wenn man die Verantwortung der Stadt Wien in diesem Bereich wahrgenommen hätte, sodass jetzt 500 Millionen EUR den Bach hinuntergegangen sind, ein Baustopp verhängt werden musste, alles neu verhandelt werden muss - und Sie sitzen da, weisen jede Verantwortung und jede Schuld von sich. Das reicht uns nicht! Es reicht uns nicht, dass Sie sich mit Hinweis auf das Aktionärsrecht und auf welche Paragraphen auch immer zurücklehnen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Ich weiß eh, dass dir die Gesetze wurscht sind! Das hast du gerade bewiesen!) Erklären Sie, was Sie unternommen haben, was im Rahmen dessen liegt, was Ihnen das Gesetz ermöglicht! Dann werden wir übereinkommen oder auch nicht, dass es ausreichend war. 

Ich möchte mit einem letzten Punkt abschließen - wie ich auch zu Beginn gesagt habe, dass es mir wichtig ist, keine Namen zu nennen -, der nichtsdestoweniger ein Bereich ist, der sehr spannend ist, wobei ich im Übrigen vorwegschicke, dass das etwas ist, was nicht nur die SPÖ betrifft, sondern auch die ÖVP, und zwar dort, wo sie in ihrem eigenen Einflussbereich Aufsichtsrats- und Vorstandsmitglieder über denselben Mechanismus entsenden und benennen, nominieren und wählen lassen kann. 

Meine Damen und Herren! Was in dieser Republik und in den Ländern, in den Beteiligungen und in den diversen Gesellschaften regelmäßig schief läuft, hat einen Namen, und dieser Name ist Parteibuchwirtschaft und Freunderlwirtschaft. Es besteht darin, dass man in regelmäßigen Abständen Menschen für wichtige Positionen nominiert, wobei die Qualifikation und die Eignung, die sie haben, um diesen Bereich wahrzunehmen, jedenfalls in vielen, vielen Fällen sogar offenkundig anzuzweifeln ist. Bei genauem Hinsehen muss man feststellen, dass die wesentliche, oder sagen wir, eine wesentliche Qualifikation, die die Herren mitbringen, diejenige ist, entweder einmal als Sekretär oder Büroleiter bei führenden Politikern dieses Landes gearbeitet zu haben oder unter Umständen vielleicht in manchen Fällen gar mit diesen verwandt zu sein. 

Mir geht es darum, die Frage zu stellen: Wie kommt man zu dieser Auswahl? Und wie kann man es hinnehmen, dass auf Basis dieser Auswahlkriterien in regelmäßigen Abständen ebenfalls eine Pleite nach der nächsten entsteht? Man weiß es, man regt sich auf, es gibt Untersuchungsausschüsse und Untersuchungskommissionen, es gibt Aufregungen sondergleichen - und das System bleibt dasselbe!

Dieses System ist auch verantwortlich für die Skylink-Pleite, ob Sie es gerne hören wollen oder nicht. Ob wir hier Namen und Beziehungsgrade zueinander benennen oder nicht, das System ist da, und es führt dazu - einmal mehr -, dass sehr, sehr viel Geld, das für andere Zwecke da sein könnte - für klügere Zwecke, als dass es versickert -, ganz einfach weg ist! So geht es weiter. So war es bei Skylink, so ist es womöglich beim Krankenhaus Nord - wir werden ja sehen, wie sich alles noch entwickelt -, so war es beim Prater-Vorplatz ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Okay, wissen Sie was: Ich nehme das Krankenhaus Nord zurück. Ich nehme es zurück, streichen Sie es bitte aus dem Protokoll. 

So war es beim Prater-Vorplatz, und so ist es immer wieder, mit einer gewissen Regelmäßigkeit. Ich werde Ihnen jetzt auch sagen, wieso: Weil man nämlich wesentliche Bauprojekte und Unternehmensbeteiligungen dieser Stadt, auch wesentliche Unternehmen nicht von der Waltons-Familie leiten lassen kann! Darum geht es: Es ist liebenswürdig, es ist putzig, und Sie wissen alle, wie es endet. Am Ende heißt es: Gute Nacht, John Boy! Gute Nacht, Elizabeth! Gute Nacht, Mama! Gute Nacht, Papa! Und dann ist das Licht aus: Gute Nacht, 500 Millionen EUR! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Für die ÖVP als Partei der Wirtschaft ... (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Es wäre gut, wenn die SPÖ auch so denken würde! 

Für die ÖVP ist ein wirtschaftlich starker Flughafen, ein Flughafen, der eine Drehscheibe in Europa ist, wichtig. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Immerhin geht es in diesem Bereich um wirtschaftlich wichtige Fragen, und auch als Arbeitgeber spielt dieser Flughafen eine ganz wesentliche Rolle. Es geht unmittelbar um 18 000 Arbeitsplätze, und wenn man das etwas weiter fasst, kommt man auf 50 000.

Wie stellt sich das für die Wiener SPÖ dar? – Die Wiener SPÖ tut einfach gar nichts! Dieser Flughafen ist leider ins Gespräch gekommen, weil die Kosten davongelaufen sind, und wir hören in den letzten Wochen und Monaten nur eines: Mauern, mauern, mauern!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In dem Antrag, den die SPÖ-Wien heute hier wieder vorgelegt hat, wird nur davon gesprochen, dass keine Wiener Steuergelder in das Projekt geflossen sind. – Dazu möchte ich sagen: Wie ist denn das beispielsweise zu sehen, wenn man den Rechnungsabschluss vor Augen hat, an Hand dessen man feststellen kann, wo es Buchverluste gibt und dass der Großteil dieser Buchverluste, wie auch die SPÖ im Sommer eingestehen musste, aus den Buchverlusten im Bereich des Flughafens stammt? Ist das völlig wurscht? Ist das das Verständnis der SPÖ? (Zwischenruf bei der SPÖ.)
Was muss sich eigentlich der Steuerzahler denken, wenn er beispielsweise in der Tageszeitung „Oberösterreichische Nachrichten" vom Dienstag, 15. September, lesen muss, dass 700 000 EUR nur dafür aufgewendet wurden, damit die Prüfung des Rechnungshofes nicht zustande kommt? – Und man liest weiter in diesem Artikel, dass offensichtlich die roten Vorstände das herbeigeführt haben, während ein schwarzer Kollege sehr wohl ein Interesse daran hatte, zu prüfen.

Das passt genau in das Bild, das wir in den letzten Wochen und Monaten von der Wiener SPÖ haben! Sie tut nichts! Sie lässt gewähren, und das Ganze schlingert weiter. Dabei stellt man sich die Frage – wir haben hier ja schon öfters über solche Beteiligungen der Stadt am Flughafen diskutiert –, warum die Stadt beteiligt ist. Ist sie deshalb beteiligt, damit sie zusieht und ihr wurscht ist, was geschieht? Oder hat es einen Sinn, dass sie Aufsichtsräte entsendet und dass es einen Syndikatsvertrag gibt, der der Stadt Wien und damit der Wiener SPÖ ermöglicht, direkt ein Vorstandsmandat zu besetzen?

Eigentlich hätten die Aufsichtsräte die Aufgabe, im Interesse des 20 Prozent-Eigentümers, nämlich der Stadt Wien, aufzutreten. Das geschieht jedoch nicht.

Herr Bürgermeister! Warum haben Sie in den letzten Wochen und Monaten nicht Tabula rasa gemacht? Warum haben Sie nicht einen Beitrag dazu geleistet, dass von Seiten der Organe, die die Stadt Wien entsendet, dazu beigetragen worden wäre, dass hier tatsächlich offengelegt wird, worum es geht und wie die Situation auf diesem Flughafen tatsächlich ist? (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben es mit einer Kostenexplosion zu tun. Was ist bei dem Projekt, das vor zehn Jahren geplant wurde, damals rund 400 Millionen EUR kosten sollte und letztlich bereits an der Milliarden-Euro-Grenze liegt, falsch gelaufen? Sicherlich gab es in diesem Zusammenhang einige Fehler, die ins Auge stechen, etwa damals, als noch nicht der von Ihnen immer apostrophierte Finanzvorstand zuständig war. Damals war nämlich der Sprecher des Vorstandes zuständig, der keinen Generalunternehmer bestellt hat. Warum ist das geschehen? Warum sind nur einzelne Baufirmen beauftragt worden?

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt vieles, was der Eigentümer Stadt Wien wissen sollte und woran der Eigentümer Stadt Wien Interesse haben sollte!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wozu hat man die 20 Prozent Aktienanteil? Wozu hat man einen Syndikatsvertrag? Wozu hat man Eigentümervertreter in den Organen sitzen? – Doch nicht dazu, dass man zuschaut, wie das Geld verrinnt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es steckt somit indirekt sehr wohl Steuergeld des Wiener Steuerzahlers in diesem Flughafen, und es gilt, sich auch darum zu kümmern! Wir sind der Ansicht, dass es unverständlich ist, warum in den letzten Wochen und Monaten gerade auch vom Wiener Bürgermeister nichts unternommen wurde, um abzuklären, was auf dem Flughafen los ist. Was haben die Aufsichtsräte gemacht? – Die Aufsichtsräte wurden gleich belassen! Nichts ist geschehen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir können nicht verstehen, dass der einzige Weg darin besteht, dass Sie mauern, mauern und mauern! Letzteres kann man sowohl an Hand des Verhaltens in diesem Haus als auch bei den von der Wiener SPÖ entsandten Mitgliedern der verschiedenen Gremien feststellen. Offensichtlich geht es nur darum, alles kleinzureden. „Es ist ohnedies nichts!“, ist offensichtlich das Dogma, das für die Wiener SPÖ auch in diesem Haus gilt.

Wir haben einen „Falter"-Artikel vor uns, in dem der Wiener Bürgermeister Josef Cap geradezu gehöhnt hat, dass Letzterer daran mitwirkt, dass der Nationalrat jetzt ermöglicht, dass der Rechnungshof hineinschaut. Und es ist wirklich interessant, wie unterschiedlich man innerhalb der SPÖ und auch innerhalb der Wiener SPÖ Fragen von Untersuchungsausschüssen oder Untersuchungskommissionen sieht, je nachdem, wer beteiligt ist! 

Beim Bankenausschuss im Nationalrat war die Geschichte völlig anders. Dabei ist es überhaupt nicht darum gegangen, ob etwa Sensibles diskutiert wird. Dabei ist es vielmehr darum gegangen, eventuell einen schwarzen Finanzminister anzupatzen und Ähnliches. Hier hat man aber auf einmal nicht die entsprechende Sensibilität. (Bgm Dr Michael Häupl: Worum ist es denn gegangen?)
Hier, meine Damen und Herren, ist es der Wiener SPÖ völlig wurscht, wie mit dem Wiener Steuergeld umgegangen wird! Wir hätten uns erwartet, dass es irgendwann in diesen letzten Wochen und Monaten den Punkt gegeben hätte, wo der Wiener Bürgermeister als 20 Prozent-Eigentümer gehandelt hätte! Er hat nicht gehandelt. Vielleicht hören wir heute etwas dazu, aber es ist reichlich spät, und wir sind im Sinne des Wiener Steuerzahlers bestürzt darüber, wie fahrlässig die Wiener SPÖ, der Wiener Bürgermeister und die Wiener Finanzstadträtin hier mit dem Geld der Wiener Steuerzahler umgehen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Untersuchungskommission ist kein politisches Tribunal. Eine Untersuchungskommission bietet die Möglichkeit, einmal korrekt darzustellen, was Organe der Stadt Wien getan haben, um aus diesem Debakel herauszukommen, beziehungsweise, was sie darüber gewusst haben, was dazu beigetragen hat, dass hier die Kosten explodiert sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist daher notwendig, dass entsprechende Schritte gesetzt werden, dass geklärt wird, was die Wiener Politiker tatsächlich getan haben, und auch, was im Auftrag dieser Wiener Politiker Wiener Beamte im Bereich von Gremien des Syndikatsvertrages getan haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener Steuerzahler und die Wiener Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch darauf, das sehr wohl zu erfahren! Und irgendwann einmal müssen Konsequenzen gezogen werden, denn das, was hier geschieht, ist ein Beitrag zur Politikverdrossenheit! (VBgmin Mag Renate Brauner: Das ist wirklich richtig! Das ist Ihre erste Äußerung, die zutrifft!) Damit trägt die SPÖ weiterhin dazu bei, dass noch weniger Wienerinnen und Wiener zur Wahl gehen, weil sie sehen, wie fahrlässig mit ihrem Eigentum umgegangen wird und wie wurscht das den Verantwortlichen dieser Stadt ist, und das ist eigentlich das Schlimmste dabei. Aber offensichtlich muss es Gründe geben, warum es den politisch Verantwortlichen der Wiener SPÖ wurscht ist, dass hier nichts geschieht! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als Wiener Volkspartei geht es uns darum, dass die Abläufe und relevanten Entscheidungen, welche letztlich zur Affäre Skylink geführt haben, lückenlos aufgeklärt werden. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eine sehr ernste Sache. Ich weiß, dass es angenehmer ist, davon abzulenken. Aber das gehört aufgeklärt, und es muss aufgeklärt werden, warum nicht früher eingegriffen wurde. In diesem Zusammenhang kann sich die Wiener SPÖ durchaus ein Vorbild daran nehmen, wie die niederösterreichische ÖVP reagiert hat. (GR Erich Valentin: Tatsächlich?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dort wurden Schritte gesetzt, und die Vertreter aus diesem Kreis sind in den letzten Wochen und Monaten nicht dadurch aufgefallen, dass für sie das Motto gilt „mauern!, mauern!, mauern!“, sondern da gab es ein Interesse, dass der Rechnungshof überprüft und aufgeklärt wird, wie das geschehen ist. Und das wäre eigentlich auch Aufgabe der Wiener SPÖ! (Zwischenruf von GR Erich Valentin.) 

Sie wissen ganz genau, was sich da wirklich abgespielt hat! Bleiben Sie also bei der Wahrheit! Die Wahrheit ist nämlich, dass es erstens ein Anliegen war, dass der Rechnungshof prüft, und dass zweitens ein Unternehmen gewählt wird, das eine entsprechende Reputation hat. Es fragt sich nämlich, ob man bei einer so komplexen Angelegenheit irgendein Unternehmen in irgendeiner deutschen Stadt sucht und dieses prüfen lässt. Das ist der Grund, das wissen Sie, das ist den Zeitungen zu entnehmen, das können Sie auch nachlesen. Wenn Sie etwas anderes behaupten, dann ist das die Unwahrheit, und ich würde Sie ersuchen, diese nicht weiter zu verbreiten! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden manches Eigenartige hören, denn wenn man sich den Antrag ansieht, den Sie stellen, dann sieht man, dass es Ihnen wieder nur darum geht zu mauern, denn das erachten Sie als Ihre Aufgabe als Wiener SPÖ!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind nun auf dem Weg dazu, dass der Rechnungshof prüfen kann, und das ist gut so, denn der Rechnungshof ist die geeignete Institution, um eine Untersuchung der Abläufe durchzuführen. Ich bin gespannt, was der Rechnungshof sagen wird, wenn er sich angesehen haben wird, wie Geld dafür aufgewendet wurde, um zu verhindern, dass er prüfen darf! Das ist wahrlich eine interessante Vorgangsweise! Das ist aber, wie gesagt, ein Teil der Strategie des Mauerns, Mauerns und Mauerns.

Wir fordern daher dringend eine schnelle und lückenlose Prüfung der Baukostenexplosion und ihrer Ursachen. Das soll der Rechnungshof prüfen. Er soll, angefangen im Jahr 1999, untersuchen, wie das damals mit den Vergaben lief, warum sie so vorgenommen wurden und ob die Richtigen den Zuschlag bekommen haben. Und man sollte auch überprüfen, ob nicht durch rascheres Handeln in den letzten Wochen und Monaten noch Schaden abgewendet werden können hätte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine Kollegen Alexander Neuhuber, Bernhard Dworak und Wolfgang Aigner stellen mit mir einen Antrag betreffend Rechnungshofprüfung Flughafen Wien – Planung und Bau des Terminals Skylink. Der Resolutionsantrag lautet:

„Erstens: Der Wiener Gemeinderat spricht sich mit Nachdruck für eine Prüfung des Bauprojekts ‚Terminalerweiterung Skylink’ des Flughafens Wiens - Klammer: Planung, Verlauf und Durchführung der Bauarbeiten sowie der damit verbundenen Auftragsvergaben und Vertragsgestaltungen - durch den unabhängigen Rechnungshof aus. 

Zweitens: Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine umfassende und lückenlose Klärung der Causa ‚Kostenexplosion beim Terminalprojekt Skylink’ im Unternehmen selbst aus. Die Eigentümervertreter der Stadt Wien mögen sich entsprechend dafür einsetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der nächste und die folgenden Redner von der SPÖ haben die Möglichkeiten, all jene eines Besseren zu belehren, die zu Recht den Eindruck haben, dass es der SPÖ nur darum geht zu mauern, zu mauern und zu mauern, weil es offensichtlich ein Interesse der SPÖ an diesem Flughafen gibt, das sich nicht ändert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht darum, dass tatsächlich Zustände herrschen sollten, bei denen das Aktiengesetz im Vordergrund steht. Wir sehen aber, dass da anders vorgegangen wird und letztlich eine unmittelbare Einflussnahme besteht. So kann beispielsweise durch den Syndikatsvertrag unmittelbar ein Vorstand bestellt und unmittelbar eingegriffen werden.

Im Hinblick darauf muss man sich entscheiden. Will man echte marktwirtschaftliche Verhältnisse haben? – Wenn ja, dann sollte man diese auch schaffen! Aber man kann sich nicht einerseits alle Einflussmöglichkeiten sichern und andererseits alles dahinschlingern lassen. Das gilt es, endlich einmal abzustellen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ müsste daher alles in ihrer Macht Stehende tun – und das könnte sie! – dafür zu sorgen, dass das erstens Personen, die das auch können, tun, dass zweitens alles geschieht, was für den Wiener Steuerzahler gut wäre, und dass wir drittens endlich über den Flughafen und dessen wirtschaftliche Möglichkeiten reden.

In der gegenwärtigen Situation wird nämlich durch dieses Nichthandeln bewirkt, dass dieser Flughafen beispielsweise den Wettbewerb gegenüber anderen Flughäfen verliert, während es vielmehr darum ginge, dass wir diesen Flughafen als einen wichtigen Ort wirtschaftlicher Tätigkeit und als einen Umschlagplatz in Europa sehen würden. Die SPÖ darf nicht weiter einen Beitrag dazu leisten, dass nicht aufgeklärt wird und es nicht möglich ist, dem Flughafen wieder entsprechende Chancen zu geben, weil parteipolitisches Mauern im Vordergrund steht! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin meinem Vorredner sehr dankbar dafür, dass er mich einreferiert hat. Das kommt selten vor in diesem Hause! Was mich ein bisschen betrübt, ist, dass er gleichzeitig die Pointe beziehungsweise die Schlusssequenz vorweggenommen hat: Er hat gesagt, dass er daran interessiert ist, die Antworten zu hören, hat aber gleichzeitig gesagt, dass das wahrscheinlich mit edukativem Lernen und Zuhören zusammenhängen und er sich nicht überzeugen lassen wird.

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren ... (Auf der Besuchergalerie werden zwei Transparente mit der Aufschrift „Schluss mit Lufthansa-AUA-Fluglärmterror über Liesing!“ und „365 Tage im Jahr unerträglicher Fluglärm in Liesing““ gezeigt. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Ein kleines Momenterl bitte. Ich würde ersuchen, diese Transparente wegzunehmen! Kommen Sie der Aufforderung nach und nehmen Sie die Transparente wieder weg! 

GR Erich Valentin (fortsetzend): Danke schön.

Lassen Sie mich am Beginn einige Grundsätzlichkeiten sagen, weil ich glaube, dass dieses wichtige Verkehrsinfrastrukturinstrumentarium, das für einen Großteil unserer wirtschaftspolitischen Entwicklungsmöglichkeiten nicht nur der Stadt, sondern auch der gesamten Centrope-Region mitverantwortlich ist, zu wertvoll ist, als dass wir mit ihm leichtfertig umgehen dürften, dass wir Aussagen treffen, die die Wettbewerbsfähigkeit dieses Instrumentariums reduzieren und dass damit so umgegangen wird, dass besonders bei den Ausführungen des Erstredners und Begründers einmal mehr klar geworden ist, dass es hiebei weniger um die Sache als offensichtlich um einen vorgezogenen Wahlkampf geht. 

Wir sprechen von einer 20-prozentigen minderheitsstrategischen Beteiligung des Landes Wien. Diese Beteiligung ist das Land Wien bereits in den Fünfzigerjahren eingegangen und diese hat sich durch den Rückzug der Republik Österreich, der ÖIAG, erhöht, und zwar nicht deshalb, weil wir auf dem Flughaben Wien spekulieren wollen, sondern weil wir die regionale Befindlichkeit, den regionalen Einfluss und das regionale Grundbekenntnis stärken wollen.

Und auch der Syndikatsvertrag, den Sie angesprochen haben, soll sichern, dass bei den Minderheitenbeteiligungen der beiden Länder Wien und Niederösterreich eine – wie man es im Aktienrecht nun einmal nennt – feindliche Übernahme mit Zielen, die mit der Region nicht kompatibel sind, verhindert wird. 
Im Hinblick auf diese Beteiligung möchte ich auf internationale Vergleiche hinweisen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Vielleicht ist es durchaus gut, wenn Sie aufpassen und nicht nur sagen, woher Sie kommen, sondern vielleicht auch, wohin Sie politisch gehen wollen, Kollege Jung! Das wäre vielleicht auch eine Möglichkeit!

Diese Minderheitsbeteiligung mit dem Syndikatsvertrag soll beispielsweise das verhindern, was der British Airport-Authority – also der Verwaltung der Flughäfen rund um London – vor Kurzem passiert ist. Diese war aktienrechtlich verankert und hat an der Börse in London notiert, über Nacht gab es jedoch eine feindliche Übernahme: Ein spanischer Investor hat jetzt die Mehrheit übernommen, und in der Tat stehen jetzt nicht mehr regionale Ziele auf der Agenda. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Dem Investor ist es wurscht, wie man mit der Bevölkerung auskommt und wie sich der Zentralraum rund um London entwickelt, man schaut einfach darauf, welche Rendite morgen erzielt werden kann. Das wollen wir in dieser Stadt aber nicht, Herr Stadtrat! (Beifall bei der SPÖ.)

Dem gegenüber steht das Aktienrecht. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Und auch da wäre es durchaus sinnvoll, in das Aktienrecht hineinzusehen und dabei eventuell ein erkennendes und begreifendes Lesen an den Tag zu legen. Das Aktienrecht regelt nämlich ganz genau, wie Aktiengesellschaften zu handlen sind und sagt klar und deutlich, dass eine Einflussnahme unmöglich ist. Es ist unmöglich ... (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Darauf komme ich gleich, nur nicht ungeduldig werden, ich habe noch 17 Minuten Zeit, also werde ich Ihnen all das noch erklären können! Nicht nervös werden! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Hören Sie zu! Wir reden darüber! 

Das Aktienrecht definiert ganz klar und deutlich die Organverantwortlichkeit, und die Organe aller Aktiengesellschaften würden sich ganz schön bedanken, wenn die Politik dann für sie entscheidet! Im Aktienrecht steht nämlich, dass die einzelnen Organe und die einzelnen Organträger mit ihrer bürgerlichen Existenz haften. Das heißt, wenn ein Vorstand oder ein Aufsichtsrat durch seine Tätigkeit dem Unternehmen Schaden zufügt, dann haftet dieser Vertreter oder diese Vertreterin bis zum Existenzminimum für ihre Entscheidung. Diese Personen würden sich schön bedanken, wenn ihnen die Politik – so wie Sie es fordern! – vorschriebe, was sie tun sollen, ohne die Verantwortung zu übernehmen. – Wir sagen: Diejenigen, welche die Verantwortung haben, sollen handeln, und wir überprüfen, ob sie ihre Pflichten wahrgenommen haben. So sieht es das Aktienrecht vor und nicht anders! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Schauen wir uns den Inhalt des Syndikatsvertrages ein bisschen an! Ich darf Ihnen nämlich versichern: Das, was gesagt wurde, stimmt einfach nicht! Der Bürgermeister der Stadt Wien kommt im Syndikatsvertrag nicht vor. Syndikatspartner sind nicht die Bürgermeister, sondern das Land Niederösterreich und die Stadt Wien (GR DDr Eduard Schock: Wer vertritt denn die Stadt Wien? Der Bürgermeister! Sie kennen die Verfassung der Stadt Wien nicht! – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.)

In den Organen der FWAG sind Einzelpersonen benannt. Das ist das Aktienrecht. Ich kann und vor allem Sie können das Aktienrecht nicht ändern, das wird Ihnen weder in dieser Sitzung noch später gelingen! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Sie haben gemeinsam – so wie ich auch – geschworen, die Gesetze dieser Republik zu achten. (GR DDr Eduard Schock: Sie kennen aber die Verfassung der Stadt Wien nicht!) Wahrscheinlich kenne ich sie ein bisschen besser als Sie, das haben Sie ja heute bewiesen, Herr Kollege! (GR Mag Dietbert Kowarik: Darüber können wir uns noch länger unterhalten!) Wir werden sicherlich genug Zeit haben, auch ein Privatissimum über das Aktienrecht abzuhalten! Ich glaube, Sie haben diesbezüglich durchaus mehr Aufholbedarf als ich, meine Damen und Herren von der FPÖ! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 
In diesem Syndikatsvertrag, meine Damen und Herren, steht klar und deutlich geschrieben, dass die Syndikatsparteien und -partner zur Kenntnis nehmen, dass durch diesen Syndikatsvertrag kein unmittelbarer Einfluss auf den Vorstand und den Aufsichtsrat zu nehmen ist. Denn es ist ja widersinnig, wenn diese Personen mit ihrer Existenz dafür haften, dass andere Einfluss nehmen dürfen! Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen! Wir tragen die Verantwortung, dafür gibt es auch die Mindestanteilschaft des Landes Wien. Wir tragen dafür die Verantwortung, dass die Interessen hinsichtlich der Zukunft der Region mit dem vereinbar sind, was in der FWAG geschieht.

Das ist in Wirklichkeit die grundlegende Basis für den Erfolg der FWAG. Das ist die Basis dafür, dass das der erfolgreichste Flughafen ist, was den Ostraum betrifft, was die Wertschöpfung betrifft und auch, was die demographischen Rechte der Anrainerschaft betrifft. Darauf sind wir stolz. Wir sagen aber einmal mehr, dass eine Direkteinflussnahme auf die Geschäftstätigkeit nicht möglich ist, was auch im Aktienrecht sichergestellt ist. 

Meine Damen und Herren! Wir debattieren heute auch darüber, wie wir zur Prüfung stehen und wie diese in den letzten Wochen und Monaten erfolgt ist. – Ich darf Ihnen mitteilen, dass der Vorstand der FWAG eine Prüfung beantragt hat, die gerade läuft. Die Finanzmarktaufsicht führt momentan eine Prüfung der FWAG durch. Es hat einen Beschluss der Generalversammlung gegeben, bei dem sich die niederösterreichischen Vertreter der ÖVP der Stimme enthalten haben. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das an der Auswahl des Instituts gelegen ist, das die Prüfung durchführt! 

Ich darf Sie daran erinnern, dass der Wiener Bürgermeister zeitgleich gemeinsam mit dem niederösterreichischen Landeshauptmann festgestellt hat, dass wir sehr wohl eine Prüfung des Rechnungshofes begrüßen, wenn dies gesetzlich möglich ist, und zwar gleichlautend auf Punkt und Beistrich mit Niederösterreich, da gibt es keinen Millimeter Unterschied! Und es wird Ihnen nicht gelingen, einen Unterschied herbeizureden, meine Damen und Herren! Das wird Ihnen nicht gelingen, weil wir nachweisen können, dass der Wiener Bürgermeister sowie der Landeshauptmann Niederösterreichs zur selben Zeit mit derselben Intensität dasselbe gewollt haben! Das werden Sie auch heute nicht verändern können, meine Damen und Herren, das sage ich Ihnen klar und deutlich! (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)

Es prüft die Staatsanwaltschaft, meine Damen und Herren, gerade im Haus, und es wird der Rechnungshof prüfen, so die rechtliche Voraussetzung dafür geschaffen ist, meine Damen und Herren.

Wenn Sie, meine Damen und Herren, heute davon reden, dass es um Steuergeld geht, wie auch im Titel der heutigen Sitzung zu lesen ist, dann lassen Sie mich deutlich und klar sagen, dass kein Cent Steuergeld in den Flughafen Wien geflossen ist! Zeigen Sie mir eine solche Position! Das wird Ihnen nicht gelingen! (GR Mag Wolfgang Jung: Woher kommt denn das Geld?) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Sie wissen deutlich genug, dass auch alle Investitionen der Vergangenheit aus Erträgen der Flughafen Wien AG vorgenommen wurden! Sie wissen deutlich genug, dass kein Cent Steuergeld hineingeflossen ist! (StR Johann Herzog: Verluste sind also etwas Schönes, wenn ich das richtig verstehe!) 

Ganz im Gegenteil: Der Flughafen hat jedes Jahr gute Dividenden an die Stadt abgegeben. Sie haben das mit dem Budget jeweils zur Kenntnis genommen und wollen es heute nicht wissen! Ich halte das, was Sie heute hier aufführen, für wirklich nicht seriös! (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine weitere Sprachenverwirrung, meine Damen und Herren, herrscht offensichtlich betreffend die Zeitschiene. Wir sind mit Ihnen einig, sagen das einmal mehr, und wir werden auch in einem Beschlussantrag formulieren, den ich gemeinsam mit meinen Kollegen Reindl, Strobl und anderen Vertretern meiner Fraktion einbringe, dass wir genau wissen wollen, warum es zu den Verteuerungen und zu den Bauzeitüberschreitungen gekommen ist.

Man muss aber bei der Frage, was sich verteuert hat, auch die Zeitachse beurteilen und im Auge behalten. Das Projekt Skylink in der jetzigen Form ist nicht 1999, nicht 2001, nicht 2002, nicht 2003, sondern 2004 vorgestellt worden. 2004 wurde das Terminalprojekt Skylink in der jetzigen Ausführung und dem jetzigen Umfang erstmals vorgestellt. Damals wurde ein Betrag von 475 Millionen EUR einschließlich der Gepäcksortieranlage angegeben. 

Ich beziehe mich ausschließlich auf jene Aussagen, die der Vorstand und der Aufsichtsrat offiziell getroffen haben. Alles andere, was zwischenzeitig Ihrerseits zitiert wird, ist einfach nicht nachvollziehbar!

Dieses beschlossene Projekt wurde im letzten Jahr im Aufsichtsrat in einer Beschlussfassung auf 657 Millionen EUR erhöht. Und heuer hat sich relativ kurzfristig etwas herausgestellt, drei Tage, nachdem Vorstandsdirektor Domany fluchtartig die FWAG verlassen hat. Dazu kommen wir noch und auch dazu, welche tollen Sachen sich Niederösterreich geleistet hat. Diese Einladung, Herr Kollege Tschirf, nehme ich sehr gerne wahr!

Als Herr Vorstandsdirektor Domany fluchtartig die FWAG verlassen hat, hat sich herausgestellt, dass die Prognosekosten jetzt fast bei 830 Millionen EUR liegen. Meine Damen und Herren! Schauen wir uns daher einmal genauer an, was in der Zwischenzeit geschehen ist und was die Rahmenbedingungen waren. 

Erst drei Tage, nachdem Domany seinen Rückzug erklärt hat, hat die begleitende Firma des Raiffeisenkonzerns diese Prognose präsentiert. Da stellt sich doch die Frage, warum es erstens zu dem plötzlichen Abgang Domanys kam und wie es zweitens mit der Verantwortlichkeit ausschaut. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine gute Frage! – Weitere Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) 
Wenn Sie, meine Damen und Herren, den Geschäftsbericht der FWAG lesen und sich ansehen, wie die Geschäftsordnung des Vorstands der FWAG aussieht, dann werden Sie auf etwas sehr Interessantes stoßen. Sie werden nämlich darauf kommen, dass der Vorstand Domany für folgende Bereiche allein zuständig war und sein Nachfolger Ernest Gabmann es bis zum heutigen Tag ist. Seien Sie so lieb und sehen Sie sich das gemeinsam mit mir an! Vorstand Domany war zuständig für Personal sowie für Finanz‑ und Rechnungswesen, also für den Bereich, wo das Zahlenspiel, das Sie eben zitiert haben, erstellt wurde. 

Domany war verantwortlich, ob Sie jetzt wollen oder nicht ... (GR Dr Matthias Tschirf: Kennen Sie das Aktienrecht?) Ich weiß, das tut weh! Er war verantwortlich für Finanz- und Rechnungswesen. Er war verantwortlich für Immobilien und Center Management. (Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Und jetzt wird es besonders g’schmackig, und ich bitte, nun ein bisschen zuzuhören, weil das bestimmt auch die Debatten der nächsten Wochen bestimmen wird! Er war allein verantwortlich für den Bau des Skylink bis zur Budgeterstellung. Er hat selbst die Zahlen geschrieben. Für den Bau von Skylink ist er verantwortlich, für Planung und Bau. 

Das, was Niederösterreich gemacht hat und was Sie heute loben, war in Wirklichkeit eine Flucht! In Wirklichkeit ist Ihnen das Wasser bis zum Halse gestanden, als Sie gesehen haben, was dieser Mann tatsächlich angestellt und nicht reportiert hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Angestellt? – Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wenn man jetzt von einem Reinigungsprozess spricht, dann halte ich das für im höchsten Maße frivol! Vielmehr hat hier einer die Bremse gezogen, weil er mit seiner Arbeit nicht fertig geworden ist! Das ist die Wahrheit und nichts anderes, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Und hinsichtlich der Schmankerln, die kursieren, dass der gute Mann angeblich bis zum heutigen Tage mit dem Dienstwagen herumkurvt, sage ich: Das müssen Sie mit sich selbst ausmachen! Wenn Sie aber hier von Moral reden, dann halte ich das wirklich für ein ironisches Spiel, meine Damen und Herren! Das, was Sie da tun, ist in der Tat nicht sehr lustig! Sie versuchen, die Wienerinnen und Wiener für dumm zu verkaufen. Das ist das wirklich Ärgerliche an dieser Sache.

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir die Rolle der FPÖ in der Vergangenheit ansehe, dann denke ich mir, dass man auch auf Ihren hervorragenden Stadtrat Prinz verweisen sollte. Seit der Zeit, in der Prinz aktiv war, haben Sie sich um den Flughafen Wien nicht gekümmert. Prinz war der Letzte, der sich dafür verantwortlich gefühlt hat, und er hat tatsächlich einen Vorschlag gemacht, der uns die heutige Situation – und da gebe ich der FPÖ zum ersten Mal recht – erspart hätte. Prinz und die FPÖ haben nämlich die Verlegung des Flughafens Wien in die kleine ungarische Tiefebene gefordert.

Ich weiß nicht, ob Ihnen tatsächlich auch geographisch bewusst ist, wo diese liegt. Auch das wäre vielleicht etwas zum Nachlernen! Allerdings würden wir dann tatsächlich nicht über den Skylink debattieren, da haben Sie recht! Das hätten wir uns erspart. Wir hätten auch keinen Flughafen und keinen diesbezüglichen Wirtschaftsmotor mehr. Aber das ist richtig, das ist Ihre Kompetenz! Ich hoffe, Sie haben inzwischen ihr geographisches Unwissen darüber, wo die kleine ungarische Tiefebene liegt, beseitigt! Wie der Name sagt, ist das nämlich ein bisschen weiter weg von Wien als der jetzige Flughafen. Aber die jetzigen Probleme hätten wir uns erspart. – Das zu Ihrer Kompetenz, die historisch durchaus manifest ist.

Ihre Kompetenz bezüglich Flughafen ist erst dann gegeben, wenn Sie glauben, Wahlkampf führen zu können. So sind Sie das letzte Mal vorgegangen, als Sie die kleine ungarische Tiefebene verplanen wollten, und so agieren Sie jetzt, indem Sie Siedlungszerstückelei betreiben und jetzt unverantwortlich über den Wirtschaftmotor reden. Und im Übrigen, meine Damen und Herren ... (Zwischenruf von StR Johann Herzog.)

Es wäre durchaus sehenswert, wenn der gemeinsame Wahlkampfleiter von Grün, Schwarz und Blau Kollege Schock wäre! Darauf freue ich mich gewissermaßen jetzt schon! Das ist etwas Schönes, das macht Gusto, das macht Geschmack, das macht Freude! (Beifall bei der SPÖ.)

Vielleicht sollten sich die grünen Kolleginnen und Kollegen mit dem Anblick auch ein bisschen auseinandersetzen! Das ist wirklich ein gemeinsames Wahlkampfteam für die Zukunft! Grüß Gott! Danke schön! Die Wienerinnen und Wiener werden eine einfache und klare Entscheidung treffen können. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir freuen uns in der Tat darüber, dass wir wissen, mit wem wir es sozusagen bei der vereinigten Opposition zukünftig zu tun haben werden! Daran werden sich die Wienerinnen und Wiener gewöhnen müssen. Ich meine, die Freude bei Ihnen ist schon groß genug. Wir freuen uns mit Ihnen! (Weitere Zwischenrufe FPÖ und ÖVP.)
Ich denke mir – und damit lassen sich mich fürs Erste schließen –, dass in diesem Zusammenhang von über 17 000 bis 18 000 Arbeitsplätzen am Standort, wovon 48 Prozent Wienerinnen und Wiener sind, die Rede ist. Weiters reden wir von 50 000 Arbeitsplätzen, was die unmittelbare Zulieferung betrifft. Wir reden von 200 000 bis 250 000 Arbeitsplätzen, wenn ich den Tourismus und die Osteuropazentralen von Wiener Firmen mit einbeziehe, die in Wien international und national vertreten sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir reden von einem großen Skandal der SPÖ!)
Wir reden davon, meine Damen und Herren, dass die Flughafen Wien AG und der Flughafen Grundvoraussetzungen dafür bieten, dass Wien seine Rolle als Drehscheibe zum Osten wahrnehmen kann. Wir reden darüber, meine Damen und Herren, dass ohne diesen Flughafen Wien unter den Rahmenbedingungen dieses Projekts die Position Wiens als Leading City in der Centrope-Region nicht möglich wäre.

Wir reden darüber, meine Damen und Herren, dass die politisch‑regionale Verantwortung von Wien wahrgenommen wird. Wir reden darüber, dass sich diese Verantwortung sicherlich in vielen Bereichen manifestiert. Wenn es diese Verantwortung und die strategische Beteiligung nicht gäbe, dann gäbe es heute den City Airport Train nicht, der ein ökologisches Transportmittel ist. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Hat jemand gefragt, was das ist? Kann ich Ihnen nachhelfen? Machen wir ein Privatissimum, wenn Sie nicht wissen, was der City Airport Train – kurz CAT – ist! Ich weiß, mit Englisch haben Sie es nicht so sehr! Er heißt aber so, ich kann es nicht ändern! (GR Mag Wolfgang Jung: Dafür, uns das zu erklären, brauchen wir Valentin! – Zwischenrufe bei der FPÖ.) Schon gut, Herr Kollege Jung, schon gut! Lebenslanges Lernen ist sehr, sehr wichtig! (StR Johann Herzog: Es ist toll, wenn ein Gemeinderat so gebildet ist, dass er jedem etwas mitgeben kann!) Auch Kollege Herzog vermittelt mir gerade, dass er Englisch gelernt hat. Wir freuen uns darüber gemeinsam mit ihm! 

Den CAT hätte es nicht gegeben, meine Damen und Herren auch von FPÖ, wenn es einen internationalen Shareholder gegeben hätte, denn dieser hätte darüber nachgedacht, wie er morgen Gewinne machen kann und nicht übermorgen oder in Zukunft!

Das gute Auskommen mit der Anrainerschaft ist zudem der Tatsache zuzuschreiben, dass der Flughafen darauf verzichtet, Nachtslots zu verkaufen. Die Zahl der Nachtflüge geht zurück, obwohl das der Bereich ist, den man jetzt am besten verkaufen könnte, weil die Maschinen sonst stehen. Der Flughafen Wien verzichtet darauf, weil er auch auf Grund der Anteilschaft Wiens eine Verantwortung für die Anrainerinnen oder Anrainer empfindet. Ich könnte jetzt noch viele andere ökologische Maßnahmen nennen. 

Meine Damen und Herren! Ich denke, der Flughafen Wien und das entsprechende Instrumentarium sind zu schade für parteipolitisches Hickhack, und ich meine, die gesamte Zukunft der Ostregion soll nicht für Wahlkampfthemen missbraucht werden. Dieser Bereich hat es nicht verdient, dass Sie jetzt so damit umgehen! 

Gleichzeitig meinen wir, dass die Zeitachse, die Bauverzögerungen, aber auch die Kostenexplosion beurteilt und bewertet werden müssen. Wir wollen wissen, was da passiert ist! Deshalb bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen KR Friedrich Strobl und Mag Thomas Reindl den Antrag ein, der Ihnen bereits vorliegt und in dem wir uns zum einen dafür aussprechen, dass dem Unternehmen Flughafen Wien nicht geschadet wird, denn die Schädigung des Flughafens in der Art, wie Sie argumentieren, stellt auch eine Schädigung Wiens dar. Sie sind sich dieser Verantwortung offensichtlich nicht bewusst, denn sonst würden Sie anders agieren. Wir sehen aber die Notwendigkeit der Prüfung, und wir wollen diese voran treiben, wie wir es auch in der Vergangenheit getan haben. 

Einmal mehr: Sie werden uns keinen Punkt nachweisen und nicht damit argumentieren können, dass wir nicht zeitgerecht auf Prüfung gedrängt hätten, ebenso wie Niederösterreich, obwohl die Verantwortlichkeit deutlich beim niederösterreichischen Vorstand lag. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Hoffnung für die Zukunft. Eine Ansicht teile ich mit Ihnen: Dieses Thema wird uns wahrscheinlich noch einige Zeit beschäftigen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Bis zur Wahl, Sie haben es gesagt!

Wissen Sie, ich bin Ihnen eigentlich dankbar! Die interessierte Öffentlichkeit sieht deutlich, woran Ihnen gelegen ist: Es geht Ihnen nicht darum, dem Flughafen und der Stadt zu dienen, sondern es geht Ihnen um einen Wahlkampfschlager. Ich garantiere Ihnen aber, meine Damen und Herren, dass Sie damit keinen Erfolg haben werden, weil wir in dieser Frage auf eine tadellose Vorgangsweise verweisen können. Es wird auch die dort Beschäftigten interessieren, wie Sie mit ihrer Existenz umgehen. Auch das sage ich Ihnen bei dieser Gelegenheit sehr deutlich! 

Ich bringe sohin den Resolutionsantrag ein und sage Ihnen einmal mehr: Die Sozialdemokraten in diesem Hause haben in der Vergangenheit bis zum heutigen Tag die Verantwortung für die Entwicklung dieses Wirtschaftsraums unter ökologischen Rahmenbedingungen getragen und werden dies auch in Zukunft tun. Dazu gehört der Verkehrsinfrastrukturanbieter Flughafen Wien, der deshalb nachhaltig durch eine strategische Minderheitsbeteiligung abgesichert ist. Sie können sicher sein, dass wir die politische Verantwortung, die wir in der Vergangenheit wahrgenommen haben, auch in Zukunft tragen werden! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet: Drei Minuten.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Vorredner hat davon gesprochen, dass im Syndikatsvertrag von der Stadt Wien und nicht vom Bürgermeister die Rede ist.

Es ist unrichtig, wenn er sagt, dass der Bürgermeister nichts mit dem Syndikatsvertrag zu tun hat. Ich verweise auf die Stadtverfassung, in der in § 90 Abs 3 deutlich davon die Rede ist: „Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde als juristische Person nach außen.“ 

Die Behauptung des Vorredners ist daher unwahr.

Zweitens muss ich auf eine wirklich schlimme Sache hinweisen: Der Vorsitzende hat ein Gutachten einholen lassen und hat in der Präsidiale davon gesprochen, dass er Interesse daran hat, dass sich das Ganze auf einem gewissen Niveau abspielt. 

Nun hat Herr Valentin gesagt, dass ein Vorstandsmitglied etwas „angestellt“ hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jemand, der nicht in diesem Haus ist, kann sich auch nicht wehren. Das ist also eine Vorverurteilung, und das ist genau der Stil, wie die SPÖ hier vorgeht. Sie mauert, und dann schwärzt sie andere an.

Sie haben bewiesen, dass Sie vom Aktiengesetz keine Ahnung haben, denn es gibt da eine Gesamtverantwortung. Sie haben andere aufgefordert, etwas zu lernen. Sie müssten vor allem Anstand lernen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich erteile Kollegen Valentin zu einer tatsächlichen Berichtigung das Wort.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich berichtige die tatsächliche Berichtigung meines Vorredners dahin gehend, dass zum einen die Regelung in der Landesverfassung betreffend das Vertretungsprinzip nach außen nicht das Aktienrecht außer Kraft setzen kann. Die Stadtverfassung kann das Aktienrecht nicht außer Kraft setzen, das geht nicht. Es kann die Stadtverfassung nicht die Verantwortlichkeit eines Aufsichtsrats außer Kraft setzen, das geht nicht. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Schauen Sie sich das an! Sie werden in der Tat draufkommen, dass ein ... (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Hören Sie mir zu! 
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Herr Kollege Valentin ist am Wort.

GR Erich Valentin (fortsetzend): Ich habe noch zwei Minuten und drei Sekunden, so lange werden Sie sich das anhören müssen! (GR DDr Eduard Schock: Es ist eine Blamage, Herr Valentin, was Sie da sagen! Sie haben keine Ahnung!) 

Ganz im Gegenteil! Sie sind ahnungslos: Im Syndikatsvertrag steht explizit, dass selbstverständlich kein Einfluss auf die Organe genommen wird. Lernen Sie das Recht, und schauen Sie sich das in der Tat an! 

Noch einmal: Das ist keine Vorverurteilung. Wenn jemand, der sozusagen einer der Kapitäne ist, fluchtartig eine Firma verlässt, beginnt man allerdings nachzudenken, und es wäre wahrscheinlich auch gar nicht so schlecht, wenn das in Niederösterreich der Fall gewesen wäre und Sie jetzt die betreffende Person nicht verteidigen würden!

Wenn jemand fluchtartig ein Schiff verlässt, der gleichzeitig einer der Kapitäne ist, und man drei Tage später draufkommt, was alles im Keller liegt, dann ist das eine Flucht und dann hat er etwas angestellt. Dabei bleibe ich, auch wenn es im strafrechtlichen Sinne nicht zu gelten hat. Dahin gehend verstehe ich meine Berichtigung. 

Schauen Sie sich in der Tat das Aktienrecht an, und lesen Sie die Intentionen und die Worte des Syndikatsvertrages! Da ist klar geregelt, dass keine Einflussnahme auf die Aufsichtsräte erfolgen darf, weil das auch im Gesetz unmöglich wäre. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsordnung hat sich Kollege Dr Tschirf gemeldet.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Im Hinblick darauf, dass wir es mit einem Wiederholungstäter zu tun haben, ersuche ich die Vorsitzende, ihm wegen der Äußerung, dass Vorstandsdirektor Mag Christian Domany etwas „angestellt“ hat, einen Ordnungsruf zu erteilen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich hole mir das Protokoll und werde nachlesen, wie es genau war. Ich denke, es sind heute schon Worte gefallen, in Anbetracht welcher ich mir auch etwas überlegen würde! 

Wir schauen uns das an. Ich hole mir das Protokoll, um zu sehen, wie es genau war.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung. Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Matiasek. Ab jetzt haben wir eine Viertelstunde Redezeit.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Aus der letzten Diskussion kann ich nur den Schluss ziehen, dass es offensichtlich nicht darauf ankommt, was gesagt wird, sondern wer hier etwas sagt. Ich glaube, so etwas wie der Verlauf der heutigen Diskussion sollte schon zu denken geben!

Ich möchte damit beginnen, dass ich mir ganz genau dieselben Gedanken mache wie meine Vorrednerin Frau Klubobfrau Vassilakou: Die SPÖ sollte schon sehr aufmerksam sein und die Alarmglocken läuten hören, wenn sich alle drei Oppositionsparteien in ihrer großen Unterschiedlichkeit dazu finden, an einem Strang zu ziehen.

Es wird immer wieder unterstellt, dass unsere Vorwürfe ein Produkt der Vorwahlzeit sind. Bitte bedenken Sie: Es geht hier um einen riesigen Betrag, es geht um 500 Millionen EUR! Es geht um politische Macht und um politische Einflussnahme und um fehlende beziehungsweise mangelnde Kontrolle. Darüber muss man sprechen, und zwar nicht nur zuletzt deshalb, weil nachzuvollziehen sein soll, wie es überhaupt dazu gekommen ist. Es geht aber auch darum, dass man für die Zukunft vielleicht doch einmal Lehren daraus zieht und künftig bei Großprojekten wesentlich vorsichtiger ist und dass man auch seine politische Verantwortung wahrnimmt, was natürlich auch eine Kontrolle der entsendeten Organe bedeutet. 

Ich möchte auf ein paar Punkte aus den Ausführungen meines Vorredners, des Herrn Kollegen Valentin, eingehen, der vieles sehr polemisch dargestellt hat. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber sehr sachlich!) Nein, das war nicht sachlich! 

Sie unterstellen sozusagen, dass man gegen eine Beteiligung der Stadt Wien im Sinne einer Vertretung der regionalen Interessen im Falle des Flughafens, des Skylink und so weiter wäre. – Das stimmt nicht! Niemand ist hier gegen eine Vertretung der regionalen Interessen betreffend – Sie haben es aufgezählt – Arbeitsplätze, Standort, Drehscheibe für den Tourismus und so weiter. Wir sind aber dagegen, dass eine Beteiligung der parteipolitischen Interessen stattfindet. Das ist ein gravierender Unterschied!

Sie haben ein großes Problem damit – das sieht man immer wieder, die Skandale sind ja auch aufgezählt worden –, die Interessen der Stadt Wien und die Interessen der SPÖ zu trennen. Dieses Problem ist auch in diesem Fall durch das bereits angeführte Beispiel schlagend geworden: Es hat eben eine politische Interessenvertretung stattgefunden.

Wenn sich also die Opposition hier zusammenfindet und einerseits dieses Thema kritisch anspricht und andererseits konsequenterweise eine Untersuchungskommission einfordert, dann sollten Sie sich dem stellen, Sie sollten sich dem aber anders stellen, als Sie es getan haben, nicht durch Pressedienste wie etwa Klubobmann Lindenmayr, der vorneweg verlauten ließ, dass das Instrument der Untersuchungskommission nicht missbraucht werden darf. Sie stellen sofort vorab fest, dass Sie hier einen Missbrauch orten.

Ich glaube, diese Sache ist zu wichtig und zu groß, als dass man das mit Missbrauch abtun könnte. Sie wollen ein billiges Polittribunal orten, sprechen aber selbst nie über die wahren Probleme, und das zieht sich wie ein roter Faden durch all Ihre Aussendungen beziehungsweise die Pressedienste der zuständigen Finanzstadträtin, die in diesem Zusammenhang von einer „schlimmen Geschichte“ spricht. – Ich glaube, das ist ein bisschen mehr als eine schlimme Geschichte!

Wenn man sich Ihren Antrag ansieht, dem wir im Übrigen nicht zustimmen werden, dann wird das auch ganz deutlich. Es kommen nie die wahren Probleme zur Sprache. Sie schleichen sich irgendwie darüber. Und wenn man sich den zweiten Absatz der Begründung anschaut, dann kann man feststellen, dass Sie offenbar den Eindruck zu erwecken versuchen – wie Kollege Valentin vorher ausgeführt hat –, dass alles in Richtung Baustopp und auf das Vorstandsmitglied Dr Domany abzuschieben ist. 

Was Ihnen ganz wichtig ist, das ist dem letzten Absatz zu entnehmen, und das ist schon mit einem Fragezeichen zu versehen. Da heißt es: „Der Wiener Gemeinderat spricht sich ... dafür aus, dass dem Unternehmen FWAG ... nicht durch fortgesetzte negative öffentliche Erklärungen und Aktivitäten geschadet wird.“

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Es geht hier um einen kapitalen Verlust von 500 Millionen EUR! Es geht hier um nachgewiesene nicht vorhandene Kontrolle. Es werden ja auch andere Kontrollinstanzen bemüht, wogegen Sie sich nun nicht mehr zur Wehr setzen können. Die Zeitungen sind seit Wochen beziehungsweise Monaten mit der Berichterstattung über diesen Fall voll. Sie aber meinen, dass es nicht zu einer Erklärung und zu Aktivitäten im öffentlichen Wege kommen darf.

Wir sprechen hier über etwas, das uns angeht! Ich glaube, es ist Ihnen einfach nicht bewusst, dass uns das hier in Wien natürlich etwas angeht! Da es hier zu einem großen Problem gekommen ist, werden wir auch darüber sprechen müssen und die Dinge zu untersuchen haben, ob Ihnen das nun passt oder nicht! 

Was wollen Sie eigentlich tun? Wollen Sie alle Zeitungen einziehen? Wollen Sie Gegenerklärungen? Sollen wir nun sagen, dass all das gar nicht passiert ist? Dürfen wir nicht darüber reden? Dürfen wir keine Untersuchungskommission einsetzen lassen, in der die wichtigsten Fragen geklärt werden sollen?

Das kann so nicht sein! Wir haben uns hier sicherlich nicht aus Jux und Tollerei zusammengefunden, sondern die Opposition hat sich zusammengefunden, weil sie eine Diskussion über diese Angelegenheit als wichtig erachtet. Es muss selbstverständlich auch eine Beteiligung des Landes und der Region im weitesten Sinne gegeben sein, und Beteiligung heißt auch, dass es uns zu interessieren hat. Wir müssen daran interessiert sein, dass der Sache im Falle eines Schadens – und das ist ein massiver Schaden – nachgegangen wird. Es muss ermittelt werden, warum es zu dem Schaden kam und wer die Verantwortung dafür trägt. Und im weiterem Sinne tragen für diesen Bereich natürlich Sie die politische Verantwortung. Von Ihnen entsandte Personen haben dafür gesorgt, dass nicht alles so läuft, wie es soll. Das ist hier zweifellos der Fall, und das wird die Untersuchungskommission im Einzelnen zu klären haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie schieben all das zur Seite, und Sie verniedlichen die Angelegenheit: Das sei eine schlimme Geschichte. Die Frau Finanzstadträtin hat am 11. August 2009 festgehalten, dass Sie das Richtige tun. Sie hat gesagt: „Unsere Vertreter sind dort, und das bleibt auch so. Wir mischen uns nicht ins operative Geschäft ein.“ – Das ist natürlich richtig!

Weiters hat sie gesagt, dass man daran interessiert sei, dass das Projekt möglichst rasch und preisgünstig fertiggestellt wird. – Wenn man eine Fertigstellung beziehungsweise den Weiterbau positiv vorantreiben will, dann muss man aber auch schauen, wo die Fehler liegen, wer sie verursacht hat und wie man sie beheben kann. 

Dass der Rechnungshof die Kontrollinstanz sei, um etwaige Fehler aufzuzeigen, dafür sprachen Sie sich letztendlich aus, als Ihnen nichts mehr anderes übrig geblieben ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist sehr wohl, auch wenn das in Frage gestellt wurde, nachzufragen, ob die Kostenexplosionen überhaupt stattfinden können werden.

Selbstverständlich sind in die einzelnen Organe entsandte Personen natürlich auch dazu da, die Kostenentwicklungen zu beobachten, zu besprechen und im Fall der Wahrnehmung auch Alarm zu schlagen. All das ist nicht geschehen. Sie haben, wie immer, dort damit große Probleme, wo Sie politische Macht ausüben. Sie würden es sich natürlich nicht nehmen lassen, einen Vertreter Ihrer Wahl dorthin zu entsenden, auf der anderen Seite fehlt es aber daran, dass Sie hier in einem kontrollierenden Begleitprozess nachvollziehen, was diese Vertreter dort tun und wie die Dinge laufen.

Die heutige Sitzung hat uns wieder einmal Aufschluss darüber gegeben, dass Sie sich darüber zum Teil hinweg schwindeln beziehungsweise hinweg blödeln. Weder in einer Aussendung noch in Herrn Kollegen Valentins Rede wurde angesprochen, um wie viel es hier tatsächlich geht. Eine solche Offenlegung werden wir Ihnen aber nicht ersparen! Eine Mitverantwortung der Stadt Wien, des Herrn Bürgermeisters und der zuständigen Organe ist nicht wegzudiskutieren. Lernen Sie daraus! Nehmen Sie auch die Tatsache wahr, dass die Opposition diesfalls gemeinsam ein Problem anspricht. Unterstellen Sie nicht, dass die Opposition ein billiges Polittribunal einsetzen will!

Es sind genug Punkte, die geklärt werden müssen. Es müssen ganz konkrete Fragen in dieser Untersuchungskommission zur Diskussion kommen. Es wird zur Klärung dieser Missstände wichtig sein, die politische Verantwortung, die Verwaltungsführung und auch eventuelle politisch motivierte Auftragsvergaben zu diskutieren und zu untersuchen.

Im Speziellen muss man auch auf den Syndikatsvertrag eingehen und klären, welchen Sinn seine Schaffung hatte und ob er dem Zweck diente, die entsprechende Einflussnahme zu haben. Es wird sich auch die Frage stellen, warum seit 2001 in den Hauptversammlungen die im Nahbereich der SPÖ befindlichen Mitarbeiter ständig mit den Syndikatspartnern gestimmt haben und wie die Kontrolle ihres Amtes stattgefunden hat. Die Klärung des politischen Einflusses, der Verantwortung und die der mangelnden Kontrolle, die dieses Projekt begleitet hat, werden wohl Hauptfragen sein.

Es sind die Fragen zu stellen: Warum wurde überhaupt erst jetzt reagiert? Warum beginnen wir erst heute mit dieser Diskussion? – Und Sie müssen sich gefallen lassen, da Sie sich sozusagen selbst zugeschaut haben, bis es zu dieser Explosion kam, dass wir heute eine Diskussion führen, bei der sich die politische Opposition findet und feststellt, dass bereits eine Untersuchungskommission notwendig ist. Hätten Sie früher reagiert, wäre dies sicherlich zu verhindern gewesen, und zwar zum Wohl aller Beteiligten! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Meine Damen und Herren von der SPÖ!

Ich kann Ihnen ein Spiel empfehlen, das Sie manchmal spielen sollten: Das Spiel heißt Mühle. Würden Sie dieses Spiel spielen, dann hätten Sie erkannt, dass Sie sich jetzt in einer klassischen Doppelmühle befinden. Egal, wie Sie es drehen oder wenden: Sie kommen aus Ihrer Verantwortung nicht heraus, und wir werden Sie auch nicht heraus lassen, indem wir etwa Ihrem Wischi-Waschi-Antrag zustimmen, denn das ist nur Schönrederei und kein ernsthafter Antrag.

Warum sage ich, dass Sie in einer Doppelmühle sind? – Sie haben, als es um die Übernahme der Flughafen Wien AG gegangen ist, einen Syndikatsvertrag abgeschlossen. Sie haben das in der Präambel des Syndikatsvertrags damit begründet, dass es sich beim Flughafen um ein Unternehmen mit großem öffentlichen Interesse und um einen Bereich der Daseinsvorsorge handelt. – Jawohl! So ist es auch! Und deshalb ist die Stadt Wien an diesem Flughafen beteiligt.

Jetzt gehen Sie aber her und sagen: Privatwirtschaft geht uns nichts an! – Das stimmt aber nicht. Da tut sich die Doppelmühle für Sie auf. Wie wird denn diese Flughafen AG besetzt? – Das ist im Syndikatsvertrag festgehalten, und das stimmt mit dem Aktienrecht überein. Im Aktienrecht gibt es die Entsendung der Aufsichtsräte durch die Aktionäre, und genau das ist auch im Syndikatsvertrag festgehalten. Das heißt: Die Stadt Wien als Aktionärin nennt Aufsichtsratsmitglieder, und diese werden, schön proportional verteilt auf Wien und Niederösterreich, auch gewählt. Diese Aufsichtsratsmitglieder bestätigen die von den AktionärInnen nominierten Vorstandsmitglieder. Alles in bester Ordnung! Das öffentliche Interesse an der Flughafen Wien AG ist gewahrt. – So weit, so gut.

Dann kommt es allerdings dazu, dass die von Ihnen entsandten Aufsichtsräte und Vorstandsmitglieder, wie ich es jetzt ausdrücken möchte, vielleicht nicht ganz so gut wirtschaften – und das ist jetzt wirklich sehr höflich formuliert! –, wie man sich das von einem Unternehmen erwarten müsste, an dem schließlich öffentliches Interesse besteht. 

Im Hinblick darauf erhebt sich die Frage: Wenn Sie so ein großes Interesse daran haben, dass die Flughafen Wien AG gut funktioniert, dass Sie dafür eigens einen Syndikatsvertrag abgeschlossen haben, warum nützen Sie dann nicht Ihre Möglichkeiten, auf dieses Unternehmen den Einfluss auszuüben, den Sie haben? Ich sage jetzt nicht: Reden Sie doch mit Ihren befreundeten Mitgliedern in dieser Gesellschaft! Dass es diese gibt, wissen wir auch alle als gelernte WienerInnen. Nein! Aber Sie tun ja nicht einmal das, was völlig rechtens ist und was die Wienerinnen und Wiener von Ihnen auch verlangen können.

Sie haben nämlich noch immer die Möglichkeit, als Aktionär in der Hauptversammlung mitzureden. Was tut denn ein Aktionärsvertreter der Stadt Wien in der Hauptversammlung? Was tut er dort? – Ich nehme an, dass er zum Beispiel im Jahr 2009 weiß, dass es ein Riesenproblem beim Skylink gibt. Und ich nehme an, die Stadt Wien hat großes Interesse daran, diese Fragen restlos aufzuklären und herauszufinden, was los ist, warum das schief läuft und was da noch auf uns zukommt.

Was aber tut der Aktionärsvertreter der Stadt Wien in dieser Hauptversammlung, und zwar nicht im Jahr 2001, sondern im April 2009, als alle schon wussten, dass es hier stinkt? Es hat den Geschäftsbericht über das Jahr 2008 gegeben, und im Protokoll der Hauptversammlung ist nachzulesen, dass sich zahlreiche Aktionäre und Aktionärsvertreter zu Wort meldeten und zahlreiche Fragen an den Vorstand gestellt wurden. Überraschend dabei ist allerdings, dass keine einzige Frage beziehungsweise keine einzige Wortmeldung dazu vom Vertreter der Stadt Wien kam. Da frage ich mich: Was tut er dort? Was tut der Vertreter der Stadt Wien in der Aktionärshauptversammlung in einem Jahr, in dem bereits bekannt ist, dass es zum Himmel stinkt und dieses Projekt aus dem Ruder läuft?

Wenn das öffentliche Interesse so groß ist, dass es den Syndikatsvertrag gibt und wir diese Beteiligung brauchen, welchen Auftrag gibt die Stadt Wien dann dem Aktionärsvertreter mit? Nur dort zu sitzen und zu schweigen? Bitte, kommen Sie heraus und erklären Sie mir, wie das möglich ist und wie das mit dem öffentlichen Interesse zusammengeht! (GR Mag Alexander Neuhuber: Gute Frage!)

Er wird aber in der Hauptversammlung trotzdem ein einziges Mal aktiv. Wissen Sie, womit? (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist wirklich eine gute Frage!) Wissen Sie, womit der Aktionärsvertreter der Stadt Wien in der Hauptversammlung im April 2009 aktiv wurde? – Er steht auf und beantragt die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist echt eine gute Lösung!) Das ist ganz genial!

Wir alle wissen, dass der Vorstand – wenn man es positiv formuliert – überfordert ist, und zwar in der Gesamtverantwortung. Auch das können Sie im Aktienrecht nachlesen: Es gibt die Organverantwortung. Es kann nicht sein, dass Vorstandsmitglieder sagen: Dafür war der andere zuständig, das geht mich nichts an! So funktioniert das nicht! So kann es in einer Aktiengesellschaft nicht funktionieren, und so kann es schon gar nicht funktionieren, wenn es um ein Unternehmen mit öffentlichem Interesse geht!

Warum – und da frage ich Sie, Bürgermeister Häupl und Finanzstadträtin Brauner – hat die Stadt Wien den Aktionärsvertreter nicht damit beauftragt, zumindest Fragen zu stellen? Das kann ich nicht nachvollziehen, und ich bin sicher, das kann in Wien niemand nachvollziehen.

Kollege Valentin und auch die anderen von der SPÖ argumentieren hier auch gerne damit, dass kein Cent Steuergeld in dieses Projekt geflossen ist. Darauf sage ich: Noch nicht. Aber was ist mit der Nachschusspflicht? Sind Sie sicher, dass keine Forderungen auf uns zukommen werden? Was ist, wenn die Aktien und die Beteiligung der Stadt Wien weiter an Wert verlieren? Wann beginnen Sie zu handeln? Sie können diese Aktien ja nicht einfach abstoßen, schließlich ist das ein Unternehmen mit öffentlichem Interesse, und insofern müssten Sie eigentlich handeln! Sie aber sagen dann wieder: Wir können nicht handeln, weil wir keinen Einfluss haben. Aber auch das stimmt nicht. Tun Sie endlich etwas, es wird Zeit!

Aus dem Antrag, den Sie heute hier einbringen, geht eigentlich nur hervor, dass Sie sich herausreden wollen. Sie wollen sich mit diesem Wischi-Waschi-Antrag ganz einfach aus der Verantwortung stehlen. Alle, was darin steht, wissen wir längst. Das, was Sie fordern, ist geradezu lachhaft! Der Wiener Gemeinderat soll sich dafür aussprechen, dass Prüfungen durchgeführt werden, die gesetzlich vorgesehen sind. – Ha, ha! No na net! Aber so einfach geht es nicht! Sie haben mehr Verpflichtung, als nur diesen Antrag zu stellen.

Ich bringe heute noch einmal den Antrag ein, den Sie im Sommer nicht unterschreiben wollten. Sie haben sich standhaft gegen eine Überprüfung durch den Rechnungshof gewehrt, und Sie reden sich auf die Sonderprüfung nach Aktienrecht aus. Wir alle hier wissen, dass es Unterschiede gibt, ob es eine Sonderprüfung gibt, bei der sich Vorstand und Aufsichtsrat selbst die Prüfer aussuchen, die das Unternehmen auch noch zu bezahlen hat, oder ob eine Prüfung durch den Rechnungshof stattfindet. Und ich frage Sie: Wenn Sie es ernst meinen, dass Sie sich im Sinne des öffentlichen Interesses an der Flughafen Wien AG beteiligen wollen und andererseits nicht in die operative Geschäftsführung eingreifen wollen, warum stimmen Sie dann nicht der Prüfung durch den Rechnungshof zu? Dieser ist nämlich das unabhängige Kontrollorgan in unserem Land!

Deshalb bringe ich heute noch einmal den Antrag ein, der Rechnungshof möge das Projekt Skylink überprüfen, und wenn Sie es ernst meinen mit Ihrer Verantwortung, dann stimmen Sie zu! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ihre RednerInnen haben versucht, hier darzulegen, dass wir von der Opposition die Flughafen Wien AG schlechtreden und für negative Schlagzeilen sorgen. – Ich sage Ihnen etwas, meine Damen und Herren von der SPÖ: Nicht wir müssen uns dafür rechtfertigen, dass wir dieses Thema hier bringen! Nicht wir müssen uns dafür rechtfertigen, dass wir Sie auf Ihre Verantwortung aufmerksam machen! Sie haben die Verantwortung, und zwar nicht nur hier vor dem Gemeinderat, sondern auch vor den SteuerzahlerInnen. 

Am Wahltag werden Sie dann vor den SteuerzahlerInnen die Antwort bekommen. Dann werden Sie nicht nur im Skylink keine Mehrheit haben, sondern dann werden Sie auch in Wien keine Mehrheit mehr haben! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Kollege Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte das Wort Skandal nicht überstrapazieren, deshalb sage ich einmal: Aus meiner Sicht war es heute, gelinde gesagt, ein Ausrutscher, den sich Herr Vorsitzender Schuster geleistet hat, als er Herrn Klubobmann Schock gemaßregelt, um nicht zu sagen, ihm fast das Wort entzogen hat. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Über den Stil kann man tatsächlich, wie Klubobfrau Vassilakou gesagt hat, diskutieren. Man kann erörtern, ob man hier Namen von Personen nennen soll, die involviert sind oder nicht. Wenn aber die Opposition etwas aufdecken will, und dabei ging es um Parteibuchwirtschaft und Vetternwirtschaft, meine Damen und Herren, dann kann man teilweise gar nicht anders, als das aufzuzählen! 

Es geht nicht darum, diese Menschen beziehungsweise diese Angestellten irgendwie anzuschütten, überhaupt nicht! Es geht nur darum, zu erklären, warum sie in diese Positionen gekommen sind und ob es da eine politische Verantwortung gegeben hat. Und die Oppositionsparteien in diesem Haus und sicherlich auch die ÖVP werden sich das nicht nehmen lassen, und sie werden sich von Herrn Schuster nicht den Mund verbieten lassen, meine Damen und Herren!

Die SPÖ wird das, was wir schon so oft diskutiert haben, dass politische Einflussnahme auch Verantwortung nach sich ziehen kann, irgendwann einmal begreifen müssen! Das hatten wir in den letzten Jahren des Öfteren, etwa beim Prater-Debakel. Es gibt halt bei Ihnen in Wien ein in Stein gemeißeltes Gesetz: SPÖ-Politiker oder von diesen eingesetzte Personen machen keine Fehler. Das ist einfach so. Das gilt so.

Egal, ob es sich um den Prater, um Lainz, um das Ronacher, um die Bank Austria-Verluste oder – wie wir in Zukunft sehen werden – um das Krankenhaus Nord beziehungsweise jetzt um den Skylink handelt. Wann immer es einen Missstand oder einen Skandal in dieser Stadt gibt, gibt es eine Reflexabwehraktion der SPÖ nach dem Motto „Unser Name ist Hase!“ oder „Kopf in den Sand stecken!“ Das geschieht sofort, und es wird möglichst nur mehr gemauert. (Beifall bei der ÖVP.)
Wer vorher- siehe Syndikatsvertrag – Einfluss nehmen will auf die Bestellung von Vorstand und Aufsichtsrat, meine Damen und Herren, der muss nachher, wenn etwas schief gegangen ist, auch Manns oder Fraus genug sein, die politische Verantwortung zu übernehmen und Konsequenzen zu tragen oder zumindest Konsequenzen zu ziehen. Und genau das ist in diesem Fall unterblieben. Die Niederösterreicher haben das hingegen gemacht, sie haben tatsächlich sofort auch personelle Konsequenzen gezogen. 

Das Debakel haben in erster Linie die Manager und Konsulenten zu vertreten, vorrangig die Manager, und wie weit noch andere involviert sind, werden wir ja sehen, und die Gerichte werden das zu prüfen haben. Aber so etwas wie ein Auswahlverschulden gibt es natürlich auch auf politischer Ebene. Und die Untersuchungskommission wird zu klären haben, ob es politische Einflussnahmen, Druck oder Weisungen gegeben hat.

Wir tragen sehr wohl Verantwortung gegenüber den Bürgern, und zwar nicht nur auf politischer Ebene, sondern auch, was das Steuergeld betrifft, meine Damen und Herren. Herr Kollege Valentin! Es stimmt nicht, dass beim Skylink kein Steuergeld involviert ist. Das stimmt einfach nicht! Die Stadt Wien hat eine 20-prozentige Beteiligung, diese symbolisiert einen gewissen Wert, der sich in Aktienkursen ausdrückt, aber gleichzeitig geht es bei Aktien auch um eine Dividende, und wenn ein Unternehmen auf einmal 400, 500 oder 600 Millionen mehr als geplant für einen Bau ausgeben muss, dann wird es weniger Dividenden und Ausschüttung geben, das heißt also, weniger Geld aus diesen Dividenden für die Wiener Steuerzahler. Der Skylink drückt natürlich auf das Ergebnis der Flughafen Wien AG. Alles andere wäre nicht zutreffend. (Beifall bei der ÖVP.)

All das haben wir heute schon ein paar Mal gesagt, und es muss ja ein wahrer Kern daran sein, wenn die Oppositionsparteien da so einig sind.

Die Frau Vizebürgermeisterin und der Herr Bürgermeister sagen: „Das geht uns nichts an!“

Ich bringe jetzt noch ein paar Zitate dazu: Frau Brauner hat im Bezirksjournal vom 11.9., also erst vor wenigen Tagen, auf die Frage, ob es wie in Niederösterreich personelle Konsequenzen auch in Wien geben wird, gesagt: „Nein, Wien tauscht niemanden aus.“ Es ist so, wie ich vorher gesagt habe: §1 Ihrer Stadtverfassung lautet: Die SPÖ macht keine Fehler, und von Ihnen eingesetzte Manager machen ebenso keine Fehler. (Beifall bei der ÖVP.)

Bgm Häupl hat im „Standard“ ... (VBgmin Mag Renate Brauner: Aufsichtsräte, keine Manager! Das ist falsch zitiert!) Das steht nicht so dort! Nein! Dort heißt es: Wien tauscht niemanden aus. (VBgmin Mag Renate Brauner: Aufsichtsräte! Wollen Sie mir sagen, was ich gesagt habe?) Wir können das dann gemeinsam lesen. Ich komme zu Ihnen, und wir schauen uns das an! (Weiterer Zwischenruf von VBgmin Mag Renate Brauner.) Ich weiß nicht, was Sie gesagt haben. Ich kann es ja nur in der Zeitung lesen. Ich kann ja nur das übernehmen, was in der Zeitung steht! (Weiterer Zwischenruf von VBgmin Mag Renate Brauner.) Okay! Gut. Ich habe zitiert.

Der Herr Bürgermeister formuliert es im „Standard“ noch prägnanter. Vielleicht kommt er dann auch noch her und sagt, dass es anders war. Laut „Standard“ hat er aber jedenfalls gesagt: „Das geht mich nichts an.“ – Ich meine, man kann das ganze Debakel kaum treffender in wenigen Worten zusammenfassen als mit dem Ausspruch: Das geht mich nichts an!

Das Schlimme ist, meine Damen und Herren, dass sich diese Geschichte wiederholt. Beim Flughafen Wien haben wir das Ganze ja nicht das erste Mal! Wenn Sie ein bisschen zurückgehen, wissen Sie, dass es diesbezüglich schon einmal einen Rechnungshofbericht gegeben hat. Im Herbst 1999 mussten die Vorstände Kastelic und Kotrba deswegen sogar vorzeitig dimensionieren. Damals ging es um viel kleinere Dimensionen, Sie werden allerdings, wenn Sie diesen Rechnungshofbericht lesen, merken, dass interessanterweise die Fehler, die damals gemacht wurden, fast dieselben sind, die jetzt in den letzen Jahren wieder gemacht wurden: Es gab Planungsfehler und Kontrolldefizite, eine ineffiziente Projektorganisation und exzessive Konsulentenhonorare.

So war es damals schon, und jetzt finden sich wieder die gleichen Fehler. Sie kennen die Prozentzahlen. Es gab zum Teil nebulose Abrechnungen und eine lückenhafte Information des Aufsichtsrates und der Öffentlichkeit. Wenn man ein bisschen aus der Geschichte und aus den Rechnungshofberichten gelernt hätte, dann hätte man viel stärker und schneller eingreifen müssen.

Die Chronologie wurde heute schon einmal aufgezählt. Ich erspare Ihnen eine Wiederholung im Detail. Interessant sind nur die Kostensteigerungen ab 2006. Die Planung und das Projekt gehen schon viele Jahre zurück. Das ist gar keine Frage. Das wird schon vor 2001 intern diskutiert worden sein. Aber ab 2001 gab es eben diesen Lenkungsausschuss, in dem die knapp über 400 Millionen als Projektkosten dargestellt wurden. Bis Oktober 2006 waren es ungefähr 420 Millionen, und dann ging es ziemlich sprunghaft. Eine neue Prognose lautete: 432 Millionen. Im Mai 2007 waren es 450 Millionen, im November 2007 512 Millionen, im Jänner 2008 568 Millionen, im Juli 2008 655 Millionen, im September 2008 657 Millionen, und einstweilen sind wir locker bei 800 Millionen oder mehr.

Jetzt wage ich eine Prognose, dazu muss man eh nicht so wahnsinnig viel Sachverständnis von Immobilien und Bau haben: Ich bezweifle, dass wir bei diesem Projekt letzten Endes unter der Milliardengrenze bleiben werden, und verweise in diesem Zusammenhang auch auf diesen berühmten Rechnungskreis P 3770, wo mindestens 80 Millionen an Baukosten unter einem anderen Titel in einem anderen Budget des Flughafens versteckt wurden. Dieses Projekt wird letzten Endes wahrscheinlich die Milliardengrenze schrammen oder sogar überschreiten. 

Ich habe Ihnen das jetzt deshalb aufgezeigt, weil das zeigt, wie über die letzten drei Jahre diese Sprünge bei den Baukosten zustande gekommen sind. Da frage ich mich: Wo war die Reaktion der Stadt Wien oder ihrer Vertreter in der Hauptversammlung oder im Aufsichtsrat oder hier von der Frau Vizebürgermeisterin und dem Herrn Bürgermeister? Wo waren ihre Reaktionen? Das ist ja nicht erst heuer im Jahre 2009 herausgekommen.

Auch Vasko hat – wie heute auch schon erklärt wurde – bereits im Jänner 2007 in einem Bericht festgestellt, dass mangelnde Planung, Problemverdrängung und lasche Kontrolle letzten Endes zu den Mehrkosten führen werden. 

Kommen wir noch ein bisschen auf den Syndikatsvertrag und auf die politische Einflussnahme zu sprechen: Es stimmt, 20 Prozent sind nicht die Mehrheit, aber 20 Prozent an einem derart großen Unternehmen, das immerhin 16 000 beziehungsweise 18 000 Arbeitsplätze am Flughafen und rundherum schafft, ist schon eine gewaltige Beteiligung an einem großen Unternehmen. In der Hauptversammlung sind diese 20 Prozent aber auf Grund des Syndikatsvertrages natürlich noch viel mehr, denn es ist ja nicht so, dass man 20 und 20 zusammenzählt und sich daraus 40 ergibt, denn es sind dort ja nicht immer alle Stimmberechtigten vertreten. Das heißt, die Stadt Wien und das Land Niederösterreich haben etwa im April 2008 bei der Hauptversammlung 67,5 Prozent der Stimmrechte auf sich vereint. Die Einflussnahme dieser Bundesländer auf die Hauptversammlung und auf die Möglichkeiten der Kontrolle ist also gewaltig. 

Meine Damen und Herren! Dieser Syndikatsvertrag besagt – wie wir heute schon gehört beziehungsweise teilweise auch bezweifelt haben –, dass Niederösterreich und Wien im Aufsichtsrat sind und jeweils ein Vorstandsmandat besetzen können. Und dann hat Herr Kollege Valentin – und das war sehr interessant – dieses Chart des diesjährigen Jahresberichts des Flughafens zitiert, das ich mir auch angesehen habe, aus dem die Ressortverteilung hervorgeht. Dazu möchte ich aber anmerken, Kollege Valentin, dass Ressortverteilung mit alleiniger Verantwortlichkeit nicht unbedingt etwas zu tun hat. Würde ich nämlich Ihrer Logik folgen, dann müsste ich daraus, dass Herr Bgm Häupl in Wien keine Ressortzuständigkeit in Wien hat, schließen, dass er für gar nix verantwortlich ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Interessant ist zweitens, wenn man den Chart vollständig liest, auch die Frage: Bei wem lag das Controlling? Bei wem lag die Kontrolle? Wollen Sie raten? – Beim Vorstandssprecher! Hat dieser dann gar keine Verantwortlichkeit, abgesehen davon, dass er die ganze Zeit in dem Steering Committee, also im Lenkungssausschuss, gesessen ist und dass es zumindest ein Vier-Augen-Prinzip bei wichtigen Entscheidungen gibt? Aber das Prinzip „Mein Name ist Hase!“ schlägt eben nicht nur auf Politiker der SPÖ-Wien durch, sondern auch auf deren eingesetzte Manager: Man stellt sich als Vorstandssprecher eines Unternehmens, das gerade 500 Millionen ausschüttet, hin und sagt: Ich bin für nichts verantwortlich!

Dazu kann ich nur sagen: Wenn Sie das ernst meinen, dann gute Nacht Aktienrecht in Österreich und gute Nacht politische Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage Ihnen jetzt noch etwas, wenn Sie das auch verwundern mag, wenn es aus meinem Mund kommt, zur politischen Postenbesetzung: Die Art und Weise der Postenbesetzungen wie beim Flughafen Wien ist, wenn wir ehrlich sind, ein bisschen ein Relikt der Stadtwirtschaft der 70er Jahre und davor. – Ich halte das nicht für klug, ganz egal, welche Farbe ein Vorstandsmitglied haben mag, ob rot, blau, grün, schwarz oder lila gestreift. Ich halte politische Postenbesetzungen für nicht klug. Und nicht alle, aber viele dieser Postenbesetzungen sind auch an Debakeln wie jenem der AUA oder an dem, was jetzt gerade beim Skylink passiert ist, schuld. Nur: Kommen Sie einmal heraus und geben Sie das zu! Das ist tatsächlich so!

Ohne jetzt an irgendjemandes Qualifikation im Management beziehungsweise im Vorstand zu kratzen oder zu zweifeln – das steht mir nicht zu, ich weiß das auch nicht – möchte ich sagen: Ein bisschen auffällig ist es schon, wenn von drei Vorstandsmitgliedern kein einziger aus dem Bereich Transport, Verkehr oder Flughafen kommt! Warum versucht man nicht einmal, bei einer solchen Bestellung beispielsweise vom Flughafen München, von Amsterdam Schiphol oder von London Heathrow einen Spitzenmanager abzuwerben, der sich um die Geschicke des Flughafens oder des jeweiligen Unternehmens kümmert, meine Damen und Herren? Warum geschieht das nicht? Weil es eine Farbenlehre gibt? – Ich sage nur: Ich halte das für ein veraltetes Relikt, von dem wir uns verabschieden müssen, und zwar nicht nur wir, sondern insbesondere Sie von der SPÖ-Wien, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort: Es wird wirklich keine schlechten Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort haben, wenn hier jetzt aufgeklärt werden soll. Ganz im Gegenteil! Es werden auch viele internationale Kapitalgeber und Investoren froh sein, wenn jetzt etwas Licht ins Dunkel gebracht werden wird.

Der Umgang mit den Kleinaktionären ist allerdings wirklich eine Sauerei. Das hat Frau Antonov vorhin schon anklingen lassen. Wie geht man mit den Kleinaktionären in der Hauptversammlung um? Dort haben in Wirklichkeit nur kleine Aktionäre Fragen gestellt, und ein 20 Prozent-Eigentümer oder dessen Vertreter im Gremium kümmert sich in der Hauptversammlung gar nicht darum. Es hat sich aber nicht nur der Vertreter der Stadt Wien in der Hauptversammlung nicht gemeldet, sondern ich lese im „Standard“ – ich war ja nicht bei der Hauptversammlung –: „Vorstandssprecher Herr Kaufmann hielt ein kurzes Einleitungsstatement und war dann für den Rest der Hauptversammlung still.“ – Das ist offensichtlich ein Prinzip, dass die von der SPÖ dorthin entsandten Manager still halten und mauern. 

So geht man jedoch nicht mit Kleinaktionären um, das ist extrem schädlich! Der „Standard“ schreibt: „Stumme Vorstände – fleißige Berater. Es war ein Fest der Anwälte, Wirtschaftsprüfer, Universitätsprofessoren und sonstigen Experten.“ Das „WirtschaftsBlatt“ schreibt: „Flughafen schasselt seine Kleinanleger im Meinl-Stil ab. Ein frustrierter Kleinaktionär wörtlich: ‚Bei dieser Führung einer Hauptversammlung ist klar, dass beim Skylink nichts funktioniert.’“

Meine Damen und Herren! Das schadet dem Wirtschaftsstandort Wien! Auch diesbezüglich muss umgedacht werden. Man muss darüber nachdenken, wie man mit Kleinaktionären, die alle einen kleinen Anteil als Eigentümer an der Flughafen AG haben, umgeht. Dazu gehört eine ganz neue finanzpolitische Kultur auch in Ihren Reihen! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich komme zum Schluss. Ich glaube, wenn es eine mehr als hundertprozentige Budgetüberschreitung gibt und hunderte Millionen den Bach hinuntergehen, dann ist das ohne jeden Zweifel ein Desaster! Der Vorstand hätte schon viel früher als Gesamtorgan reagieren und gegensteuern müssen. Das betrifft nicht einzelne Personen, sondern den gesamten Vorstand. Und die Wiener Politik war eingebunden und reagierte nicht. Das ist der Sukkus: Auf Grund dieses Sumpfs ist eine Untersuchungskommission extrem wichtig, um hier einmal Aufklärung zu bringen. Es ist unsere Pflicht, quasi als Aufsichtsorgan der Stadt Wien AG einmal zu schauen, was mit den Wiener Steuergeldern dort wirklich passiert und welche politischen Verantwortungen es gibt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Valentin gemeldet.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Normalerweise bin ich nicht so pizzelig mit Berichtigungen, aber hier geht es ja offensichtlich um Fragen von Rechtseinschätzungen, die uns auch noch einige Zeit in einer UK beschäftigen werden.

Ich habe nicht von einer Geschäftseinteilung gesprochen, sondern vielmehr von einer Geschäftsordnung.

Kollege Neuhuber wird wahrscheinlich den Unterschied kennen, das unterstelle ich ihm jetzt einmal. Im Sinne des Aktienrechtes gibt es für den Vorstand in der FWAG eine Geschäftsordnung. Diese hat er sich nicht selbst gegeben, sondern diese ist nach dem Aktienrecht vom Aufsichtsrat beschlossen worden. Das ist etwas anderes, als wenn man sich Geschäfte einteilt, und daraus ergeben sich nach Aktienrecht konkrete Primär- und Sekundärverantwortlichkeiten, über deren Dimension wir andernorts noch sprechen werden.

Ich möchte hier und heute festhalten: Es ist nicht so, wie Kollege Neuhuber gesagt hat, dass es hier um eine Geschäftsressortverteilung geht, sondern es geht um eine aktienrechtliche Geschäftsordnung, und das ist von der Haftung her etwas ganz anderes, und deshalb ist auch die Haftung nicht so zu sehen, wie Sie gesagt haben. 

Ich halte das einmal fest, weil ich davon überzeugt bin, dass dieses Protokoll der heutigen Sitzung wahrscheinlich auch in den nächsten Sitzungen und andernorts eine gewisse Dimension entwickeln wird.

Ich möchte hier und heute festhalten: Es handelt sich um eine aktienrechtliche Geschäftsordnung und nicht um eine Geschäftsaufteilung. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gelangt Herr Kollege Mag Gudenus. – Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine verehrten Damen und Herren!

Es ist wirklich traurig, wie sich die Dinge entwickeln, denn eigentlich könnte die Diskussion zu diesem Thema durchaus auch sehr amüsante Aspekte haben! Als zum Beispiel Herr Kollege Valentin über das Aktiengesetz doziert hat, habe ich mir schon fast überlegt, ihn als Betreuer meiner Doktorarbeit zu nehmen. Wenn ich über das Aktiengesetz schreiben will, werde ich vielleicht an Sie herantreten! 

Sie treten ja immer als Experte für eh alles auf: Das wäre vielleicht bei „Dorfers Donnerstalk“ ein bisschen besser angebracht! Und Sie lassen auch keine Gelegenheit aus, die berechtigte Kritik der Opposition immer wieder quasi als Schmäh abzutun. Wenn sich hier drei Parteien zusammen gefunden haben und ihre ureigenste Aufgabe wahrnehmen, nämlich Kontrolle auszuüben, so wird das von Ihnen immer in einem Handstreich weggewischt und wird gesagt: All das ist nur lustig, das ist nur Schmäh!

In Wirklichkeit ist die Lage todernst! Die Aufregung vor allem am Anfang der Diskussion hat gezeigt, dass wir hier anscheinend in offene Wunden gestochen haben, in klaffende, große, offene Wunden! Es ist Ihnen peinlich, ertappt worden zu sein, und die Aufregung zeigt, wie unangenehm Ihnen das Ganze ist!

Der eigentliche Grund für Ihre Aufregung ist sicherlich die Tatsache, dass sich hier die drei Oppositionsparteien zusammengefunden haben und ganz sachlich über alle ideologische Grenzen hinweg dieses wichtige Thema einmal aufgegriffen und aufgezeigt haben, dass die SPÖ-Wien da ganz tief drin steckt und Verantwortung trägt, dass die SPÖ-Wien aber immer wieder versucht, ihre Verantwortung abzuschieben.

Ich wünsche mir, dass diese drei Oppositionsparteien in Zukunft, wenn es notwendig ist, immer öfter zusammenfinden, vor allem in Richtung Wiener Wahl, um der SPÖ-Wien zu zeigen, das sie nicht alleinige Herrscher hier in der Stadt sind, sondern dass es auch eine breite Mehrheit von Oppositionsparteien gibt.(Beifall bei der FPÖ.)

Es hat sich wieder einmal herausgestellt, dass die SPÖ einen ausgewachsenen Bauskandal zu verantworten hat, nämlich den Bauskandal betreffend den Skylink. (GR Mag Wolfgang Jung: Es ist nicht der erste Bauskandal!) Das ist nicht der erste Bauskandal, ich erinnere an das AKH und andere Skandale, die man noch aufzählen könnte.

Was aber tut der Bürgermeister? – Er schweigt beziehungsweise schweigt nicht ganz, sondern sagt: Das geht uns alle nichts an! 

Und Frau VBgmin Renate Brauner sagt, dass kein Handlungsbedarf besteht. Wörtlich: „Wir mischen uns sicherlich nicht in das operative Geschäft ein.“ Und sie will sich zur Performance des Vorstands beziehungsweise des Aufsichtsrats nicht äußern und sagt, dass dort ohnedies Experten sitzen und sie die Aufgabe von überhaupt niemandem dort bewertet. Man putzt sich also regelrecht ab!

Man kann auch feststellen, das Sie, sehr geehrte Kollegen von den Roten, die Verantwortung für die Skylink-Milliarden tragen, und das ergibt wiederum ein wunderschönes rotes Sittenbild. Sie müssen sich ganz klar den Vorwurf gefallen lassen, dass der Wiener SPÖ-Chef zwei rote Parteigänger in den offenbar völlig inkompetenten Vorstand des Flughafens entsandt und auf diese Weise einen finanziellen Schaden von bislang fast 600 Millionen EUR verursacht hat.

Außerdem müssen Sie sich auch den Vorwurf gefallen lassen, dass der ehemalige SPÖ-Nationalratsabgeordnete Kaufmann und der SPÖ-Günstling Schmid unter den Augen und mit dem Segen von Häupl das Projekt an die Wand gefahren haben, und Sie müssen sich auch den Vorwurf gefallen lassen, dass die SPÖ somit weit über eine halbe Milliarde Euro in den Sand gesetzt hat.

Diese Vorwürfe müssen Sie sich gefallen lassen, und Sie müssen sich hier Ihrer Verantwortung stellen! Trotzdem machen Sie Ihren Parteigängern – die jährlich, nebenbei bemerkt, über 430 000 EUR einstreifen – im Vorstand weiterhin die Mauer. 

Sie müssen sich auch den Vorwurf gefallen lassen, dass nicht nur der Vorstand, sondern auch der 40-köpfige Aufsichtsrat des Flughafens mit vielen Günstlingen Ihrerseits besetzt wurde wie zum Beispiel mit dem Ex-Generaldirektor-Stellvertreter der Wiener Städtischen, dem Ex-Generaldirektor der Wiener Stadtwerke, dem Ex-Generaldirektor der Bank Austria, einem SPÖ-Vizebürgermeister von Guntramsdorf sowie einem Ex-SPÖ-Gewerkschafter. Und diese Liste ließe sich sicherlich noch fortführen.

Sie tragen also die volle Verantwortung, und alle roten Vertrauensleute im Aufsichtrat, die in der Causa Skylink dem Anschein nach ihren Aufsichtspflichten in keiner Art und Weise nachgekommen sind, wurden natürlich mit dem Sanktus von Bgm Häupl im Jahre 2009 in ihre Position gehievt. 

Immerhin haben dann diese SPÖ-Gewährsleute aktiv mit gefuhrwerkt und tatenlos zugesehen, wie die bei Baubeginn 2005/2006 veranschlagten Skylink-Kosten um 400 Millionen auf satte 513 Millionen im Jahr 2007 und auf horrende 657 Millionen im Jahr 2008 angestiegen sind und auf nunmehr unfassbare 830 bis zu 890 Millionen EUR explodiert sind. 

Das sind Tatsachen, die Sie hier mit zu verantworten haben, in Anbetracht welcher Sie nicht sagen können: Wir haben damit nichts zu tun! Und wir als Opposition nehmen einfach unsere ureigenste Aufgabe wahr. Wir zeigen mit dem Finger darauf und nehmen die Kontrolle wahr. Und wir fordern Sie auf, die Verantwortung zu übernehmen.

Der Bürgermeister hat in der Pressestunde gesagt, dass er jede Verantwortung von sich weist, und er hat in altbekannter SPÖ-Manier eine politische Kindesweglebung betrieben. – So kann es in Zukunft nicht sein! Der Skylink entwickelt sich mit Sicherheit zum nächsten AKH‑Skandal. 

Wir hatten in der Vergangenheit schon Skandale genug, etwa auch beim Prater-Vorplatz, bei dem eine typische Freunderlmisswirtschaft der SPÖ-Wien zum Vorschein gekommen ist und ein sehr kompliziertes Konstrukt aufgebaut wurde. Dort wurde dann ganz freihändig und ohne Ausschreibung die Explore 5D GmbH als Generalunternehmer beauftragt, und die zuständige Stadträtin, VBgmin Laska, hat das damit gerechtfertigt, dass diese Explore 5D GmbH das am besten erfüllen kann, obwohl sie überhaupt keine Referenz vorzuweisen hatte. Sie hat nämlich im Gegenteil ... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Gudenus! Das ist heute nicht das Thema!

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Das kann man als Beispiel schon anführen! Das ist ein weiterer Punkt der SPÖ-Skandale, die man sicherlich erwähnen kann. 

Aber es wurde natürlich auch damals, so wie jetzt, ein Naheverhältnis geleugnet. So hat zum Beispiel damals der Herr Geschäftsführer Frank stolz erzählt, dass die Gretl gesagt hat, dass er den vorliegenden Masterplan umsetzen soll. Aber auch damals wurde eine Verantwortung in diesem Zusammenhang genauso geleugnet wie jetzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eben das rote Sittenbild. Stehen Sie bitte zu Ihrer Verantwortung! Wir freuen uns schon auf diese Untersuchungskommission!

Klubobfrau Vassilakou hat heute das Wort „fremdschämen“ erwähnt. Meine lieben Freunde von den Roten! Sie werden bei der nächsten Wahl sehen, wie viele Wiener sich für Sie fremdschämen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Wunderschönen Mittag, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Vorab ist mir – denn das hat mich ab der ersten Rede geärgert – ein Wort zur Zusammenarbeit ganz wichtig. (GR Mag Wolfgang Jung: Das musste ja kommen!) 

Liebe FPÖ! Nur weil man einmal mit euch eine Untersuchungskommission macht, gibt es mit euch keine Zusammenarbeit! Mit einer rassistischen Partei gibt es keine Zusammenarbeit! (Beifall von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) 

Noch einen Satz dazu: Ich habe den ursprünglichen Entwurf gelesen und war skeptisch. Und im Endeffekt sage ich dazu: Ihr braucht die Grünen, damit zumindest ein paar intelligente Fragen untersucht werden können, und das werden wir auch machen. Dafür stehen wir zur Verfügung. Aber wir sind die Kontrollpartei! Und ich wünsche mir, dass ihr nicht mehr im Gemeinderat vertreten seid! Das ist das, was ich mir wünsche, nicht eine Zusammenarbeit mit euch! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Nun komme ich zur ÖVP. Die Untersuchungskommission zeigt etwas, was durchaus spannend ist. Ich freue mich tatsächlich darauf! Sie zeigt nämlich auch den Stellenwert der ÖVP innerhalb der Bundes-ÖVP. Die Gepflogenheiten des Herrn Pröll haben sich nicht geändert, weder des kleinen noch den großen, in der gesamten ÖVP hat sich nichts geändert. 

Bei der Aufzählung der Tradition der roten Netzwerke wurde allerdings etwas vergessen: Dass nämlich alles eins zu eins ist. Alles ist beim Flughafen eins zu eins. Man kann die rote Linie sehen, man kann die schwarze Linie sehen. Und es zeigt sich, dass Kollege Tschirf wahrscheinlich tatsächlich nicht allzu viel in der ÖVP zu reden hat. Es wird nämlich schon spannend sein zu sehen, wie sich neben der SPÖ auch die ÖVP bei den unterschiedlichen Zeugenladungen verhält. Und ich bin überzeugt davon, dass uns Möglichkeiten einfallen werden, wenn die Kooperation zwischen Wien und Niederösterreich untersucht wird, auch die niederösterreichischen Vertreter einzuladen und genau zu befragen, welche Rolle sie beim Skylink-Skandal gespielt haben. 

Jetzt zurück zur SPÖ und warum es überhaupt so weit kommen muss. Ich wäre tatsächlich Anhänger der Haltung gewesen, zunächst den Rechnungshof kontrollieren zu lassen, denn ich glaube, dass wir viel mehr herausfinden, wenn man im Anschluss daran eine Untersuchungskommission macht. So wird es aber nicht sein, die Untersuchungskommission kommt jetzt. 

Wenn ich mir das Schauspiel ansehe, das die Wiener Sozialdemokratie von der Kindesweglegung der Verantwortung für den Skylink an bis heute darbietet, ohne zu ihrer Verantwortung zu stehen, obwohl jeder Blinde mittlerweile erkennt, dass dieser Syndikatsvertrag dem Land Niederösterreich und der Stadt Wien eine beherrschende Stellung einräumt, und ohne einzugestehen, dass da wirklich etwas getan werden müssen hätte, was aber bis heute nicht geschehen ist, dann trifft auch für mich wirklich das zu, was Maria Vassilakou am Anfang mit „Fremdgenieren“ bezeichnet hat. Ich geniere mich dafür im Interesse der Wiener und Wienerinnen, dass die Stadt Wien als 20 Prozent‑Eigentümerin und de facto gemeinsam mit dem Land Niederösterreich als beherrschender Eigentümer kein Interesse daran zeigt aufzudecken, was eigentlich passiert ist.

Jetzt komme ich zum Rechnungshof. Dass die Vorstände kein Interesse daran haben, dass der Rechnungshof prüft, ist mir klar. Klarerweise will man alles wegschieben, wenn man für die Fehler verantwortlich ist, und ist daran interessiert, dass man eigentlich dafür nicht verantwortlich gemacht werden kann. Dass die Aufsichtsräte kein Interesse daran haben, dass der Rechnungshof prüft, ist mir auch noch klar, denn auch für Aufsichtsräte besteht in gewisser Hinsicht eine Haftungspflicht, und irgendwann müssen sie sich auch einmal denken: Warum haben wir nicht erkannt, dass die Vorstände so unfähig sind?

Aber dass die Aktionäre und Eigentümer kein Interesse daran haben sollten, wenn eine unbefangene und von breiten Teilen der österreichischen Bevölkerung außer Streit gestellte Instanz wie der Rechnungshof das prüft, um aufzudecken, wer verantwortlich ist, damit man möglicherweise auch als Eigentümer die Aufsichtsräte und Vorstandsmitglieder zur Verantwortung ziehen kann, das muss meines Erachtens einen Grund haben. Da soll man dann nicht kommen und sagen, dass das der Tod von PPP-Modellen oder Ähnliches wäre. 

Mein Vorredner, Herr Kollege Neuhuber, hat es auch schon gesagt. Ich glaube, dass sich jeder Kleinaktionär des Flughafens freut, wenn der Rechnungshof prüft. Ich habe etwas vermisst. Halbherzige Aussagen genügen nämlich nicht. Es genügt nicht, wenn man sagt: Wir werden schauen, dass im Rahmen des Gesetzes eine Sonderprüfung durchgeführt wird, et cetera. – Warum hat es Bgm Dr Häupl nicht geschafft, ganz beinhart schon vor einem halben Jahr festzustellen: Ich als Eigentümervertreter der 20 Prozent wünsche mir, dass der Rechnungshof prüft?

Selbstverständlich ist das eine Botschaft, die sowohl in Gesprächen mit dem Land Niederösterreich, wenn es um den Syndikatsvertrag geht, mitgeteilt wird, als auch den Aufsichtsräten, als auch den Vorstandsmitgliedern. Sollen sie damit tun, was sie wollen! Wir wissen, wie die reale Einflussnahme im Aktiengesetz geregelt ist. Die informelle Einflussnahme zeigt sich sowohl in manchen Rechnungshofberichten als auch in einem Rechtsgutachten, das in Tirol über die formale und informelle Struktur der Eigentümerschaft von Gemeinden beziehungsweise des Landes Tirol erstellt wurde. Selbst der Rechnungshof hat schon festgestellt, dass zwischen den Einflussnahmen im Aktienrecht und der realen Situation zu unterscheiden ist.

Der Eigentümer hat die Möglichkeit, Aufsichtsräte abzuberufen. Der Aufsichtsrat hat die Möglichkeit, Vorstände abzuberufen, und real funktioniert das auch so, das weiß jeder und jede Einzelne hier im Saal. Der oder die EigentümerIn schafft an, insbesondere bei Aktiengesellschaften in einer Dimension des Flughafens beziehungsweise des öffentlichen Bereichs. Das wissen wir alle, wir müssen uns nicht von irgendjemandem erzählen lassen, dass es nicht so wäre.

Es wurde auch erwähnt, dass die Verluste nicht von einem Tag auf den anderen gekommen sind. Es wurde aufgedeckt, dass es eine Sammlung von Missmanagement, Vergabefehlern, Wegschauen und mangelndem Controlling gab. Und letztlich drängt sich ein Verdacht auf: Wenn einer der Hauptaktionäre standhaft die Kontrolle verweigert, um nicht darauf zu kommen, wie er sein Geld zurückbekommen kann, dann besteht Anlass zur Vermutung, dass einer oder beide Hauptaktionäre im Gegensatz zu den Kleinaktionären oder zumindest Freunde, Freundinnen und Günstlinge davon profitiert haben. 

Das sind Aspekte, die wir jetzt untersuchen müssen. Es wäre ganz anders gewesen, wenn die Wiener Sozialdemokratie gesagt hätte: Die Kostenexplosion ist dramatisch, es bedarf einer sofortigen Kontrolle und eines sofortigen Austauschs mit Prüfung von haftungsrechtlichen Ansprüchen der Vorstände und der Aufsichtsräte. Es ist aber nichts geschehen! Und das ist die eigentliche Problematik! Das ist die Problematik, die die Menschen draußen narrisch macht. Jeder kleine Häuslbauer weiß es, und selbst wenn man nur seine eigene Wohnung umbaut, stellt man fest, dass es vorkommen kann, dass man seinen Kostenplan überziehen kann. Diesfalls ist man aber sehenden Auges in ein Finanzdesaster hineingerannt. Dieses hat vielleicht den Beteiligungswert der Flughafen AG reduziert, vielleicht auch nicht, darüber kann man streiten. Sicherlich hat das aber den Gewinn der Flughafen AG und damit langfristig auch die Dividendenzahl geschmälert und wird möglicherweise sogar zu einer Revision der Bilanz 2008 führen. Daher muss man sich anschauen, inwiefern tatsächlich alle potentiellen Steigerungen erstens rückgestellt und zweitens verbucht sind. Das muss man sich anschauen. Das reduziert natürlich den Wert. 

Nur – unter Anführungszeichen – 20 Prozent betreffen Wien, aber das sind immer noch 100 Millionen EUR, die wir gut brauchen könnten. Selbst wenn Wien das nicht direkt zuschießen muss, wäre es schön für die Gemeinde Wien gewesen, wenn die Dividende etwas höher gewesen wäre, gerade in Zeiten der Wirtschaftskrise, oder wenn der Flughafen selbst als Vorsorge im Hinblick auf die Wirtschaftskrise höhere Rückstellungen treffen können hätte. Nach AUA, Sky Europe, dem allgemeinen Sinken des Passagieraufkommens und der Wirtschaftskrise werden selbst die relativ hohen Gebühren, die der Flughafen verlangt, nicht mehr sicherstellen können, dass es tatsächlich einen Überschuss im Jahr 2009/2010 geben wird. 

Ich habe mir die Flughafenbilanzen der letzten Jahre angesehen, und es ist eigentlich wirklich gigantisch, wie viel Gewinn der Flughafen bei dem Umsatz gemacht hat! Da waren die Preise schon recht stolz. Kein Wunder, dass sich mittlerweile Fluglinien Landegebühren und sonstige Gebühren beim Flughafen Wien sparen wollen und daher auf Teufel komm raus um Senkungen verhandeln. Da hätte man Rückstellungen in der Wirtschaftskrise gebraucht. Aber wenn man nicht einmal ein Interesse daran hat, solche Kostenexplosionen aufzuklären, dann hat man abgedankt. 

Man muss sagen: Das hat Lhptm Pröll etwas schneller überzuckert. Ich sage das nur so. Er ist deshalb nicht besser. Nein! Ich möchte nur die Verantwortung klarstellen. 

Jetzt werde ich sagen, wie ich mir diesen Syndikatsvertrag vorstelle und wie das meiner Meinung nach funktioniert. Da sitzen nicht die Beamten zusammen und diskutieren, sondern möglicherweise treffen sich ein‑ bis zweimal im Jahr Herr Pröll und Herr Häupl am Mittagstisch und sagen: Das sind unsere strategischen Überlegungen für den Flughafen. Bitte macht das!

Da muss man nicht viel hineingeheimnissen. Als Eigentümer stellt man sich vor, was man haben will, das teilt man den durchführenden Organen mit, und diese werden das umsetzen. Aber er hat gesehen, dass eine Rechnungshofprüfung wahrscheinlich unvermeidlich ist, und hat daher gesagt: Dann machen wir es halt! 

In Sachen Parteibuchwirtschaft und Verantwortung ist er in einem Punkt schon konkreter, das stimmt. Da hat sich Herr Pröll hingestellt und gesagt: Ich will, dass Gabmann Vorstand wird. Er wird es. Punkt. Darüber diskutiere ich nicht. Vollkommen klar! Mit meinen 20 Prozent, die im Syndikatsvertrag auch verbunden sind, kann ich das machen!

Bgm Häupl und StRin Brauner sagen: Wir haben damit nichts zu tun! - Entschuldigung, liebe SPÖ: Ihr habt damit zu tun! Ihr tragt politische Verantwortung. Und es ist verantwortungslos, diese nicht wahrzunehmen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich möchte dort anknüpfen, wo mein Vorredner aufgehört hat: Eigentum verpflichtet. Nicht das Management bestimmt im Endeffekt den strategischen Kurs, sondern der Eigentümer. Das musste auch der Porsche-Generaldirektor zur Kenntnis nehmen. Das Management kann nicht eine Richtung einschlagen, wenn die Eigentümer das nicht wollen. Dieses Kopf in den Sand Stecken und dieses sozialistische Sich-Verstecken hinter dem an sich ungeliebten Aktiengesetz nimmt Ihnen gerade in diesem Haus niemand ab, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind nicht die Vertreter der Stadt für eine Staatswirtschaft. Aber ich persönlich halte strategische Beteiligungen an Infrastrukturunternehmen für ganz essentiell. Wenn allerdings die Verantwortung so wahrgenommen wird, wie Sie das machen oder besser gesagt, nicht machen, dann diskreditieren Sie jeden öffentlichen Eigentümer! Sie zocken ab. Sie lassen sich Inserate für alle möglichen Aktivitäten geben. Sie nehmen Einfluss, und zwar in ungenierter Weise. Und wenn es dann um die Verantwortung geht, dann hat auf einmal der mächtigste Landeshauptmann dieser Republik mit der ganzen Sache nichts zu tun.

Das widerspricht der Staatsverfassung. Das widerspricht den faktischen Gegebenheiten, wie wir sie ständig mitbekommen. Das nehmen wir Ihnen nicht ab, und ich hoffe, dass Ihnen das die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt auch nicht abnehmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn wir dann von Gemeinderatskollegen Valentin, der sich offenkundig über die Sommerferien zum Aktien- und sonstigen Gesellschaftsrechtsexperten gemausert hat (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das war er schon vorher!), Belehrungen bekommen, dass jeder Vorstand bis zu seinem Existenzminimum für seine Handlungen haftet, dann sage ich Ihnen: Jeder Wiener und jede Wienerin haften bis zum Existenzminimum für Ihre Misswirtschaft! (Beifall bei der ÖVP.)
Kontrolle ist wichtig. Ich verstehe nicht, warum Sie sich so gegen die Rechnungshofkontrolle gewehrt haben! Der Rechnungshof ist eine auch hier im Haus sehr beliebte Serviceeinrichtung, die ein hoch spezifisches Know-how zur Verfügung stellt. Es ist dies ein gratis Controlling, vor dem sich auch kein privater Aktionär und Shareholder zu fürchten hat. Sie haben jedoch gemauert. Sie haben teure Gutachten in Auftrag geben lassen, um dann erst recht bundesverfassungsrechtlich die Voraussetzungen für eine Rechnungshofprüfung zu schaffen.

Die Untersuchungskommission, die in diesem Haus eingerichtet werden wird, kann sich natürlich nur mit der politischen Verantwortung beschäftigen, und nach den Erfahrungen mit der Psychiatriekommission braucht man kein Prophet zu sein, um vorauszusagen, wie das laufen wird. Es werden abermals Gutachter, die uns erklären, was wir alles dürfen und nicht dürfen, zehntausende Euro verdienen. Es wird auch dort verzögert und gemauert werden.

Der Befund wird allerdings, glaube ich, eindeutig sein: Wer die Verfilzungen und Verflechtungen – da brauche ich gar keine Namen zu nennen – und diesen ganzen Sumpf wirklich ernsthaft aufarbeiten will, dem reichen Dringliche Anfragen, Sondersitzungen und eine Kommission nicht. Da kann es nur darum gehen, eine Mehrheit jenseits Ihrer Partei zu realisieren und diesen Sumpf trocken zu legen. Das wäre eigentlich die Aufgabe für die Zeit nach der Wahl, allenfalls geänderte Mehrheitsverhältnisse zu realisieren, denn in Koalitionen wird das nicht funktionieren.

Dann wird eine andere Mehrheit nicht nur als Aufsichtsrat, sondern auch als neuer Vorstand der Wien AG agieren. Es sollten sich alle Oppositionsparteien jenseits aller ideologischer Unterschiede, die in der Kommunalpolitik Gott sei Dank bei Weitem nicht eine solche Rolle wie in anderen Politikbereichen spielen, zusammentun und sagen: Wir nehmen diese Wien AG in die Hand, und wir zeigen, dass wir nicht nur ein guter und bissiger Aufsichtsrat, sondern ein noch viel besserer Vorstand sein werden. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Um es gleich vorweg zu nehmen: Die Aufgabe der Opposition ist die Kontrolle, und da kann es schon notwendig sein, dass man manchmal zusammenarbeitet. Aber die feuchten Träume oder Schauerträume der SPÖ, dass man das jetzt permanent bei allen Dingen vergessen wird, treffen nicht zu! Dieses Mal ist es notwendig, gemeinsam der SPÖ den Spiegel vorzuhalten, und deswegen wird es auch diese gemeinsame Aktion geben. – Das wollte ich einmal erwähnen. 

Zweitens möchte ich sagen: Ich denke, es wird nicht so sein, dass sich die Opposition nach dem Wahltag zusammenschließt und der armen SPÖ die absolute Mehrheit entreißt. So wird es nicht sein! Aber die SPÖ wird die absolute Mehrheit verlieren, und dann werden wir schauen, was geschieht. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das werden der Wähler und die Wählerin entscheiden!) 

Die SPÖ wird die absolute Mehrheit ganz sicher verlieren! Jetzt erzählt sie herum, dass wir mit der ÖVP oder der FPÖ koalieren würden. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es in Kärnten eine Partei gegeben hat, die mit der Partei des Herrn Lhptm Haider einen schnellen Koalitionsvertrag abgeschlossen hat. Ich möchte nur daran erinnern, dass der Herr Landeshauptmann der Steiermark und der Herr Spitzenkandidat der SPÖ in Oberösterreich durchaus nicht ausgeschlossen haben, mit der FPÖ gemeinsame Sache zu machen. (Zwischenruf von GR Mag Jürgen Wutzlhofer.) Das ist deine Partei! Du solltest genau lesen, was die beiden Herren gesagt haben! 

Ganz kurz noch zu Kollegen Aigner: Es ist schön, dass er glaubt, dass in der Gemeindepolitik beziehungsweise in der Lokalpolitik die Ideologie keine Rolle spielt. Ich möchte nur an seine Rolle bei der Demonstration gegen das islamische Zentrum im 20. Bezirk erinnern: Da hat seine Ideologie sehr wohl eine Rolle gespielt!

Jetzt zum Thema: Rund um den Flughafen Schwechat bin ich wirklich schon einiges gewöhnt: Skylink, AUA, Mediationsvertrag, Flugrouten. Das ist eine breite Palette von Themen, hinsichtlich welcher ich mir denke: Interessant! Die ÖVP arbeitet die ganze Zeit mit der SPÖ zusammen. Jetzt kann man natürlich sagen, dass es sich hiebei um die ÖVP-Niederösterreich handelt, und diese hat mit der Wiener ÖVP nichts zu tun. Das stimmt aber nicht ganz! Es gibt ja immerhin den Syndikatsvertrag, der heute schon einige Male zitiert wurde. Ich weiß auch, dass die SPÖ und Kollege Valentin dauernd mit dem Aktienrecht argumentieren und sagen: Das geht uns überhaupt nichts an!

Es gibt da auch im Syndikatsvertrag ein paar nette Passagen, diese könnten wir jetzt vorlesen. – Da steht zum Beispiel: „Die Syndikatspartner kommen überein, in der Hauptversammlung der Gesellschaft gemeinsam vorzugehen und ihr Stimmrecht einheitlich entsprechend den Beschlüssen der Syndikatsversammlung auszuüben.“ – Da steht nicht dabei, dass das nur die AG oder ein paar Kleinigkeiten betrifft, sondern das ist so. Das haben wir bis jetzt bemerkt. 

Wenn Herr Domany, wie es so schön geheißen hat, die Flucht vor seiner Verantwortung ergriffen hat und durch Herrn Ernest Gabmann, Wirtschaftslandesrat in Niederösterreich, ersetzt wurde, dann möchte ich sagen: Da hat man den Bock zum Gärtner gemacht! Herr Domany war nämlich tatsächlich verantwortlich für das, was da passiert ist, und jetzt ist es Herr Gabmann, und dieser war vorher in der Landesregierung genau der Zuständige. So wie bei uns StRin Brauner war es dort Herr Gabmann. Und jetzt sitzt er dort. Ich bin schon gespannt, ob Frau Kollegin Brauner auch statt Herrn Kaufmann im Vorstand sitzen wird! Ich glaube aber, so weit wird es nicht kommen! 

Beim Skylink gab es, wie wir heute schon gehört haben, einen hurtigen Anstieg von möglichen Kosten auf 830 Millionen EUR in Richtung 1 Milliarde. Da muss ich ganz ernsthaft feststellen: So wie der Flughafen jetzt beisammen ist, werden die Einkünfte – weil ja die AUA nicht mehr existiert, aber dazu möchte ich auch noch kommen – auf 25 Millionen EUR jährliche Einnahmen sinken. 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Wie wollen Sie mit jährlichen Einnahmen von 25 Millionen diese 600 oder 830 Millionen – je nachdem, wie Sie das kleiner- oder größerreden – bezahlen? Das werden wahrscheinlich der Steuerzahler und die Steuerzahlerin in Wien, in Niederösterreich beziehungsweise möglicherweise in ganz Österreich bezahlen! 

Genauso war es auch bei der zweiten Piste. Diese hat letztendlich auch nicht der Flughafen bezahlt, sondern die SteuerzahlerInnen, und zwar von ganz Österreich, und so wird es auch bei der dritten Piste sein, zu der es jetzt den Mediationsvertrag beziehungsweise die Umweltverträglichkeitsprüfung gibt.

Ich möchte noch einmal zur AUA zurückkommen. Ich habe bis jetzt immer gedacht: Wenn man etwas verkauft, dann bekommt man dafür Geld. Seit der AUA weiß ich: Wenn man etwas verkauft, dann muss man 500 Millionen EUR zahlen. Das ist eine interessante Interpretation von „Verkaufen"! Ich könnte eigentlich auch sagen: Verschenken, zum Beispiel um einen Anerkennungspreis von 1 EUR. Aber da wurde in Wirklichkeit jemandem etwas aufgedrängt, und es wurden ihm, damit er es auch wirklich nimmt, 500 Millionen EUR hinten – wenn man so will – draufgelegt.

Ich finde es auch besonders interessant, wenn dann Kollegen Valentin herauskommt und von 50 000 Arbeitsplätzen und 200 000 Arbeitsplätzen im Tourismus redet. Und wir – auch die GRÜNEN, mir hat er das auch einmal gesagt – würden diese 50 000 Arbeitsplätze jetzt gefährden. 

Da frage ich mich ganz ernsthaft: Wer sitzt am Flughafen in der Vorstandsetage? Ich kann Ihnen gerne vorlesen, wie alle von Schwarz und Rot heißen und wer wohin gehört. Wer sitzt denn in der AUA? Sitzen da irgendwelche Unbekannten? Nein! Da sitzen in Wirklichkeit genauso Vertreter von Schwarz und Rot oder Rot und Schwarz, je nachdem, und diese sind verantwortlich. Und man hat gewusst, was da geschieht. 

Es gab wirklich permanente parteipolitische Eingriffe. Die AUA wurde dazu verdonnert, dafür zu sorgen, dass der Flughafen mehr Geld verdient. Das muss man sich einmal vorstellen! Dafür, dass der Flughafen funktioniert hat, musste die AUA bluten. Jetzt ist die AUA fertig und gehört der Lufthansa, und jetzt sagt man: Es geht ohnedies alles so weiter, wir werden weiterhin einen Spitzenflughafen haben. – Das stimmt nicht! Die Lufthansa ist jetzt schon gezwungen, Destinationen der AUA aufzugeben und jemandem anderen zu geben. Der Osteuropamarkt ist weggebrochen, wir haben weitaus weniger Fluggäste als vorher, aber man redet immer noch von der dritten Piste. Diese wird auch eine Milliarde kosten! Wer soll das zahlen? Die Stadt Wien? – Nein! Der Bund? – Wahrscheinlich! Niemand weiß es. – Eine Organisation beziehungsweise Firma gibt es, die das sicherlich nicht zahlen kann, und zwar ist das der Flughafen Wien!

Wir haben also in Wirklichkeit ein AUA-Desaster, ein Skylink-Desaster, und demnächst werden wir ein Drittes-Pisten-Desaster haben.

Ich möchte mir noch ein bisschen Zeit behalten für den Schluss. – Es gibt da aber noch eine Kleinigkeit, die Kollege Valentin als Ergänzung zu dem Antrag hineingeschrieben hat, nämlich dass der Flughafen irgendetwas besonders Ökologisches sei. – Also: Der Flughafen ist nichts Ökologisches! Dort gibt es eine hohe Feinstaubbelastung, eine mordsmäßige Lärmbelastung, und vom CO2-Verbrauch der Flugzeuge, die da landen und starten, und der Bodenfahrzeuge will ich jetzt gar nicht reden. Von ökologisch ist also gar keine Rede. Das ist eine unglaubliche Chuzpe!

Genau dieselbe Chuzpe zeigt sich bei der Geschichte mit dem Nachtflugverbot über Wien. Das gilt nur im Westen und im Süden, im Nordosten überhaupt nicht. Aber wahrscheinlich gehören der Nordosten oder Transdanubien zumindest in diesem Fall nicht in den Bereich der SPÖ.

Noch einmal zurück: Herr Kollege Valentin hat gesagt, die große Errungenschaft ist der CAT. – Ich rekapituliere: Ein Ticket für den CAT kostet 9 EUR, wenn man hingegen mit der Schnellbahn vom und zum Flughafen fährt, kostet es 3,60 EUR. Das ist eine unglaubliche ökonomische Errungenschaft! Zudem braucht der CAT ein bisschen länger als die Schnellbahn. Und was ist geschehen, als der CAT eingerichtet wurde? – Die Zugangstafeln zur Schnellbahn wurden abmontiert, niemand hat sich ausgekannt. Man musste suchen, und irgendwo fand sich dann ein Hinweis auf die Bahn und sonst gar nichts.

Noch einmal: Es gibt eine Alternative, die mindestens genauso ökologisch wie der CAT ist, und diese kostet nur 3,60 EUR und nicht 9 EUR. Zu sagen, dass der CAT eine große ökologische Errungenschaft sei, ist meiner Meinung nach wirklich ein Witz! 
Abgesehen davon ist das das erste Mal, dass es sich beim CAT, was den öffentlichen Verkehr auf Schienen – die demnächst Haselsteiner macht – in Österreich betrifft, nicht mehr nur um die ÖBB handelt, sondern dieser wird von den ÖBB, dem Flughafen und sonst noch jemandem betrieben. Man darf sich also nicht irgendwie drücken und sagen: Da kommen dann die Kapitalisten! Nein! Der CAT ist nichts anderes als das, was Sie vorhaben, anderswo zuzulassen. Und kommen Sie mir nicht damit, dass das in Wirklichkeit nicht so ist! Faktum ist: Das ist eine teure, unökologische Alternative. 

Außerdem befinden wir uns jetzt in einer Situation, in der in Wirklichkeit der Flugverkehr massiv zurückgegangen ist. Was aber geschieht? – Der Mediationsvertrag hindert Sie, die Flugrouten so zu legen, dass weniger Bürger belastet sind als vorher. Dann steigen Sie doch aus dem Mediationsvertrag endlich aus! Dann könnte man den Nordosten Wiens und mit den Nachtflügen auf jeden Fall auch den Westen Wiens entlasten und Flugrouten über weniger bewohntes Gebiet führen.

Noch einmal zurück: Alle Verantwortlichen dafür heißen: ÖVP-Niederösterreich und SPÖ-Wien. Und ich habe eine Bitte: Liebe ÖVP! Distanzieren Sie sich nicht von der ÖVP-Niederösterreich, das wird Ihnen nicht wirklich gelingen. Sie tragen nämlich dieselbe Verantwortung für das Desaster am Skylink wie die SPÖ! – Danke schön.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. – Ich erteile es ihm. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin!

Ich finde es gut, dass die politische Zuständigkeit im Fall des Flughafens der Gemeinderat hat. Wir waren erschüttert über den Syndikatsvertrag, obwohl die Stadt Wien nur einen 20 Prozent-Anteil hat. Wie mein Kollege Axel Neuhuber bereits gesagt hat, hat es in der Hauptversammlung heuer eine Mehrheit von 67,5 Prozent gegeben, was eindeutig darauf schließen lässt, dass die beiden Vertragspartner eine deutliche Mehrheit von mehr als zwei Dritteln haben.

Ich möchte mich prinzipiell auf ein Problem, das diese Stadt mit Projekten hat, konzentrieren. Beginnen wir beim Prater-Vorplatz. Auch dieser wurde heute bereits diskutiert. Anstelle von 16 Millionen Subventionen kostet das Ganze die Steuerzahler 60 Millionen. Und man hat hier die falschen Projektbetreiber ausgesucht. Die Konkurse sprechen Bände.

Beim Krankenhaus Nord wird es das gleiche Desaster geben, nur auf einem wesentlich höheren Level. Zuerst sprach man vollkommen unklar von 350 Betten, dann hat man plötzlich auf 800 beziehungsweise 850 Betten erhöht. Wenn man 850 Betten mit den international bekannten durchschnittlichen Kosten für ein Spitalsbett multipliziert, das voll ausgestattet 600 000 EUR kostet, dann errechnen sich 510 Millionen EUR. Dieses Krankenhaus Nord wird uns weit mehr als 1 Milliarde kosten. Ich frage mich schon heute: Wer wird dann die Verantwortung in dieser Stadt übernehmen?

Wir haben bereits in der Anfangsphase davor gewarnt, dass die Kosten bei diesem Projekt in Wien vollkommen aus dem Ruder laufen werden. Offensichtlich läuft das beim Skylink genauso.

Kommen wir nun zum Projekt: Ich möchte mich hier mit einem vergleichbaren Projekt beschäftigen, nämlich mit dem Münchner Flughafen. Bei der Geburtstagsfeier des Herrn Bürgermeisters letzten Samstag war auch der amtierende Bürgermeister von München, Christian Ude, als prominenter Gratulant anwesend. Ich möchte wissen, wer diese Einladung für 4 000 Leute gezahlt hat! Billig wird es nicht gewesen sein!

Aber kommen wir zu diesem Münchner Flughafen: Es geht um den Terminal 2. Die Grundsteinlegung erfolgte im April 2000. Die geplanten Kosten betrugen damals 1,3 Milliarden, und die Fertigstellung erfolgte drei Jahre später, am 29.6. Die tatsächlichen Kosten betrugen 1,1 Milliarden. Der Terminal 2 hat eine Pierlänge von 960 m, eine Bruttogrundfläche von 26 ha und 124 Check-in-Schalter. Der Wiener Skylink oder der Schwechater Skylink hat eine Pierlänge von 460 m, eine Bruttogrundfläche von 15 ha und 97 Check-in-Schalter.

Das Verhältnis Wien zu München ist ungefähr 1 zu 1,8. Würde man die Kosten von München auf Wien umlegen, dann wären das heute ungefähr 700 Millionen. Wir wissen heute aber, dass es wahrscheinlich mehr als 1 Milliarde kosten wird. Jetzt stellt sich die Frage, warum das ursprüngliche Projekt von Itten und Brechbühl und Baumschlager Eberle, das fast doppelt so groß war wie das jetzt realisierte und das im März 2000 mit 654 Millionen kalkuliert war, deutlich weniger gekostet hätte als das vergleichbare Projekt am Münchner Flughafen. Wurde da schon von Anfang an mit falschen Zahlen operiert?

Nächste Frage: War das 1999 neu bestellte Management, das, wie wir heute schon gehört haben, aus Mag Herbert Kaufmann, der direkt aus dem Nationalrat kam und in seinem zweiten Beruf Direktor der Kammer für Arbeiter und Angestellte in Niederösterreich war, aus Ing Gerhard Schmid, der seit 1993 am Flughafen und vorher Büroleiter des Bürgermeisters Zilk war, und aus dem von der ÖVP kommenden Kurt Waniek bestand, das richtige Team für das Großunternehmen Flughafen Wien? Waren die Vorstände, die die Entscheidung für das Skylink-Projekt getroffen haben, die richtigen? Hatten sie überhaupt die Kompetenz, über ein solches Projekt von ihrem Wissensstand her richtig zu entscheiden?

Gerade der Rechnungshofbericht aus dem Jahr 2001 zeigt den schwierigen Umgang und die Problematik der Korruption mit Bauprojekten auf dem Flughafen Wien. Es wurden zwar mit der gerichtlichen Verurteilung von Personen, die beim Flughafen in leitender Position angestellt waren, rechtliche Schritte gesetzt. Aber die Strukturen, meine Damen und Herren, die diese Malversationen ermöglicht hatten, bestehen damals wie heute.

Die wirklich große Frage ist, ob sich die Geschichte beim Skylink wiederholen wird. Während die ÖVP am 1.10.2004 Kurt Waniek durch Mag Christian Domany ersetzte, änderte sich bei den von der SPÖ nominierten Vorstandsmitgliedern nichts. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ob das von der ÖVP gescheit war, möchte ich dahinstellen!)

Die ÖVP hat damals einen Austausch vorgenommen. Und wir wissen, wer im Unternehmen für das Controlling zuständig war: Für das Controlling ist Mag Herbert Kaufmann zuständig, und für die Revision und das Qualitätsmanagement ist Ing Gerhard Schmid zuständig. Das muss man natürlich schon hinterfragen!

Generell gibt es eine eindeutige Verantwortung des Vorstandes, und im Vorstand waren zwei SPÖ-Vertreter und ein ÖVP-Vertreter. Das muss man natürlich auch sehen! Und auch Domany hat bereits Anfang 2005 davor gewarnt, dass das Projekt aus dem Ruder laufen könnte. Ebenso hat er am 15.11.2006 gesagt, dass er aus jetziger Sicht einen Generalplaner einsetzen würde. Das heißt, die Fehler sind bereits 1999 in der Vorphase geschehen.

Einer der größten Fehler war die oftmalige Änderung des Planungsauftrages. Im Juni 1999, beim Start des Projektes, war das Ganze doppelt so groß wie der heutige Bau, durchaus vergleichbar mit dem Flughafen München. Die erste Kostenplanung belief sich auf 654 Millionen, für München auf 1,3 Milliarden. Offenbar hat man hier also mit vollkommen falschen Zahlen begonnen. Und auf Grund von 9/11 2001 wurde das Projekt rückdimensioniert auf zirka 400 Millionen. Im Jänner 2005 wird das Projekt wieder geändert. Dazwischen geht eine Planungs- und Ausführungsfirma der Lüftungsanlage pleite. Der Nachfolger will nicht zu gleichen Konditionen anbieten. – Vieles davon ist bekannt.

Die Planungskosten auf Grund der oftmaligen Umplanungen werden zum Desaster für den Bau. Rund 20 Prozent der Baukosten sind Planungskosten, international ist höchstens mit 15 Prozent zu rechnen. Zu Beginn 1999 gab es keinen Generalplaner, und 2001 gab es auch keinen Masterplan. Für diesen Masterplan wäre Kurt Kaufmann zuständig gewesen.

Man fragt sich wirklich, inwieweit die von der Politik eingesetzten Vorstände fähig genug waren, mit einem solchen Großprojekt umzugehen. Keiner der Vorstände hatte nämlich Erfahrung mit Projekten dieser Dimension. Sie kamen alle aus politiknahen Feldern.

Ich möchte jetzt auf den Artikel von beziehungsweise über Frau VBgmin Renate Brauner im Bezirksjournal eingehen, der vom 11.9. stammt. Sie sagt dort im Hinblick auf die Frage, ob es auch in Wien hinsichtlich der von der Wiener SPÖ entsandten Vorstandsmitglieder zu personellen Konsequenzen kommen wird: Nein, Wien tauscht niemanden aus. – Das klingt wie ein Hohn gegenüber den Steuerzahlern!

Übrigens, dieser Artikel ist natürlich nicht von einem Journalisten geschrieben, sondern ist ein Artikel made by SPÖ. Ich frage mich nur ... (GR Mag Wolfgang Jung: Das hat sie bei Laska auch gesagt!) Ich sage nur: Made by SPÖ. Offensichtlich weiß die SPÖ selbst nicht, was sie will!

Sehr problematisch sieht unsere Fraktion die Weigerung des Flughafenmanagements, die Prüfung durch den Rechnungshof nicht zuzulassen. Wir alle wissen, dass es bereits über 600 000 EUR kostet, zu verteidigen, dass es keine Rechnungshofprüfung gibt. Die ÖVP-Niederösterreich hat sich dafür eingesetzt, und Gott sei Dank gibt es jetzt eine Rechnungshofprüfung. Dafür muss man wirklich allen Fraktionen danken! Allerdings frage ich mich, wer diese 700 Millionen zahlen wird.

Konsequenzen sind natürlich von unserem Bürgermeister einzufordern. Er ist derjenige, der letztlich die Verantwortlichkeit trägt. Wir verlangen seinen Einfluss auf die Aufklärung der Vorwürfe und letztlich entsprechende Konsequenzen für den Aufsichtsrat und den Vorstand.

Ich darf noch eine Berichtigung des Vorredners anführen: Landesrat Gabmann war nicht – wie behauptet wurde – Eigentümervertreter des Landes Niederösterreich für den Flughafen. Er ist aber als ehemaliger Wirtschaftslandesrat angesichts der Topraten in Niederösterreich hervorragend dafür geeignet, als Vorstand seine Expertise im Unternehmen einzubringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich nütze zu früher Stunde die Gelegenheit, hier auf etwas hinzuweisen. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen den österreichischen Baukulturreport kennen oder jemals davon gehört haben. Es geht in diesem Bericht, der 2006 von der Bundesregierung beauftragt wurde, darum, in einem sehr weiten Prozess gemeinsam mit der Bauwirtschaft, PlanerInnen und Verantwortungsträgern sicherzustellen, dass in Österreich beste Bauten realisiert werden, und zwar auch im Sinne des bestmöglichen Umgangs mit öffentlichen Geldern. 

Ich möchte Ihnen zwei Zitate aus diesem Bericht vorlesen, weil ich glaube, dass sie enorm wichtig sind, und ich finde, dass es sehr schade ist, dass dieser Bericht, der sehr gut ist, aus Geldmangel nicht allen Bürgermeistern zur Verfügung stellt wurde, obwohl die Bürgermeister in den Gemeinden doch die oberste Baukompetenz haben. Daher lasse ich mir jetzt die Chance nicht entgehen, jenen, die jetzt noch hier anwesend sind, zumindest zwei wichtigen Stellen zum Thema Verantwortung vorzulesen.

In der Einleitung geht es um Baukultur und Verantwortung. – Da heißt es: „Der öffentlichen Auftraggeber, insbesondere die Republik Österreich, trägt besondere Verantwortung gegenüber der Gesellschaft. Er hat Vorbildfunktion und ist Sachwalter der BürgerInnen. Grundsätzlich müssen alle Bauvorhaben, die direkt oder indirekt mit öffentlichen Mitteln finanziert oder von öffentlichen Einrichtungen gemietet oder geleast werden, verbindlichen, die Baukultur sichernden Qualitätskriterien unterworfen werden. Wesentlich für diese Qualität von Bauwerken ist die Verankerung und Einhaltung entsprechender qualitätsorientierter Prozesse.“

Und genau diese Prozesse vermisse ich und vermissen wir bei einer Reihe von Bauvorhaben, die uns in den letzten Monaten und Jahren beschäftigt haben und die jetzt auf Grund ihrer enormen Dimensionen und Wichtigkeit ins Rampenlicht gerückt sind.

Wir stehen momentan in Wien ohne gut ausgebauten Flughafen und ohne gut ausgebaute Bahnhöfe da. Diese sind jetzt zwar in Arbeit, aber wenn man derzeit mit der Bahn in Wien ankommt oder abfährt, dann muss man doch sagen, dass die Stadt sehr wohl einiges verschlafen hat, was zur Folge hat, dass es erst jetzt zu einem Neubau kommt und dass nun alles gleichzeitig geschieht, sodass man sich als Nutzer eines öffentlichen Verkehrsmittels ziemlich gehandicapt fühlt. 

Zum Abschluss meiner kurzen Rede bringe ich noch ein Zitat aus dem Baukulturreport, und zwar nicht die Worte einer bösen Zunge, sondern die Ausführungen eines Verantwortlichen, der beauftragt wurde, einen Beitrag zu schreiben. Er bringt das Ganze ziemlich gut auf den Punkt: „Wir, die öffentlichen AuftraggeberInnen, sind Träger einer besonderen Verantwortung gegenüber der Gesellschaft. Wir haben Vorbildfunktion und sind SachwalterInnen der BürgerInnen. Ein öffentliches Gebäude ist Spiegelbild unserer Gesellschaft. Es drückt das gesellschaftspolitische Klima einer Kommune aus.“

Wenn man sieht, was derzeit in Wien passiert, dann muss man leider sagen: Wir haben dringenden Handlungsbedarf. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl.

Bevor ich ihm das Wort erteile, möchte ich auf das Verlangen des Klubobmanns der ÖVP nach einem Ordnungsruf an GR Valentin eingehen. Ich zitiere den Satz, wie er im vorläufigen Protokoll vermerkt ist.

Der Redner hat sich mit Herrn Domany auseinandergesetzt und hat Folgendes gesagt, wobei ich hinzufüge, dass noch viele Punkterln im Protokoll sind. – Ich zitiere aus dem vorläufigen Protokoll: „Für den Bau des Skylink ist er verantwortlich, für Planung und Bau. Das, was Niederösterreich gemacht hat und was Sie heute loben“ – das „was Sie heute loben“ wäre an die ÖVP gerichtet gewesen – „war in Wirklichkeit eine Flucht. In Wirklichkeit ist Ihnen das Wasser bis zum Hals gestanden, als Sie gesehen haben, was dieser Mann tatsächlich angestellt hat und nicht repariert“ – ich interpretiere dieses eine Wort jetzt ein bisschen anders, als es da steht – „hat.“

Ich habe jetzt auch mit Klubobmann Tschirf darüber gesprochen. Ich vertrete nicht die Ansicht, dass hier etwas steht, was einem Ordnungsruf gerecht wird. Ich meine nur, dass hier unter Umständen interpretiert werden könnte, dass vorverurteilt wird.

Ich würde insgesamt bitten, weil wir auch manche solcher Aussagen anderer Gemeinderäte mitgeschrieben haben, bei denen ähnlich vorverurteilt wurde, dass wir ganz einfach auf die Sprache, die hier zum Ausdruck kommt, viel mehr Rücksicht nehmen! 

Ich hoffe, damit auch dem Wunsch der ÖVP gerecht zu werden, indem ich keinen Ordnungsruf ausspreche, aber darum bitte, mit der Sprache und der Anwendung der Sprache in Zukunft etwas sorgfältiger umzugehen.

Nun erteile ich Herrn GR Mag Reindl das Wort. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Angesichts der Worte der Opposition, die ich heute gehört habe, könnte man meinen, dass es mir die Stimme verschlagen hat. Es war aber der gestrige 3:0-Sieg im Wiener Stadion, der mich etwas gefordert hat! (Beifall bei der SPÖ.)

Das sage ich auch als Austrianer, das möchte ich auch noch angemerkt haben! Dass das den Applauspegel wieder etwas senkt, ist mir auch klar!

Meine Damen und Herren! Wir haben hier heute sehr verschiedene Aussagen und Zitate gehört. Ich möchte jetzt nicht auf alle eingehen, ich möchte aber doch in Richtung ÖVP, namentlich zu den Kollegen Neuhuber und Dworak sagen: Wenn Sie schon aus der Zeitung zitieren, dann zitieren Sie bitte richtig! Sie haben Sätze aus dem Zusammenhang gerissen und es so dargestellt, als ob das, was Sie gesagt haben, die Wahrheit wäre.

Ich stelle jetzt richtig. Wahr ist vielmehr: Frau VBgmin Brauner wurde vom Bezirksjournal gefragt: „Wird es wie in Niederösterreich personelle Konsequenzen geben?“ Darauf Brauner: „Nein. Wien tauscht niemanden aus. Die Einzigen, die wir entsenden,“ – und jetzt kommt das Interessante, das Sie natürlich weggelassen haben „sind unsere zwei Aufsichtsräte, und diese sollen jetzt, wie alle anderen auch, alles daran setzen, dass der Skylink möglichst rasch, möglichst günstig, möglichst effektiv und effizient fertiggebaut wird.“

Das ist das ganze Zitat. Und daran sehen Sie, meine Damen und Herren, wie Sie bei diesem Thema heute arbeiten: Untergriffig, falsch zitierend, tendenziös und zum Schaden unserer Regierungsmitglieder und des Flughafens Wien. Und das verurteile ich auf das Schärfste! (Beifall bei der SPÖ.) 

Außerdem möchte ich überhaupt anmerken, dass die ÖVP offensichtlich ein schlechtes Langzeitgedächtnis hat. Wenn nämlich hier über diesen Syndikatsvertrag so gewettert wird, dann darf ich schon fragen: Wissen Sie eigentlich, wann dieser beschlossen wurde und wer diesen abgeschlossen beziehungsweise beschlossen hat? – Ich kann es Ihnen sagen: 1999 haben der Finanzausschuss und der Gemeinderat der Stadt Wien diesen Syndikatsvertrag beschlossen. Und wissen Sie, wer damals die Zustimmung zu diesem Syndikatsvertrag gegeben hat? Die SPÖ und die ÖVP! Wenn man sich jetzt herstellt und so tut, als ob man nicht dabei gewesen wäre und von nichts wisse, dann zeigt das wieder tendenzielle Wahrnehmung, falsche Zitiererei und den Versuch, alles der SPÖ in die Schuhe zu schieben. Und das lehnen wir auf das Schärfste ab! (Beifall bei der SPÖ.) 

Überhaupt hat die ÖVP heute die Waschmaschine anlaufen lassen, denn wenn ich mir anhöre, was der tolle Landeshauptmann von Niederösterreich nicht alles mit seiner tollen Mannschaft zusammengebracht hat und dass eigentlich nur in den Gremien und in den Organen des Aufsichtsrates und den Organen des Vorstandes die SPÖ das Sagen hat – ja, liebe Leute, schaut euch das einmal an: Es ist nicht so! Hier, bitte, hat die niederösterreichische ÖVP bei Gott keine Reinwäsche gemacht! Mein Vorredner hat ganz klar aufgezeigt, wo im Vorstand und im Aufsichtsrat die Verantwortlichkeiten liegen, und wenn Sie jetzt sagen: Die roten Vorstände hatten das Controlling und die Revision und daher ist der ausführende Schwarze unschuldig!, dann ist das – Entschuldigung! –, gelinde gesagt, ein Blödsinn!

Ich möchte auch Kollegen Maresch bitten, lieber bei seinen Umweltthemen zu bleiben. Ich sage das nur zu seinem Selbstschutz. Du hast gesagt: Wie soll der Flughafen aus 25 Millionen EUR Gewinn den Skylink bezahlen? Das hast du gesagt, daran wirst du dich ja erinnern. – Ich halte fest: Der Flughafen hat voriges Jahr – und Kollege Margulies weiß das viel besser – einen weit höheren Gewinn gemacht. Er hat einen Cashflow – und das ist die entscheidende Ziffer – von 200 Millionen EUR erwirtschaftet, er hat in den letzten zehn Jahren 88 Millionen EUR Dividenden an die Stadt Wien gezahlt, 440 Millionen Dividenden ausgeschüttet und pro Jahr außerdem zwischen 20 und 30 Millionen EUR Steuer bezahlt. 

2009 wird es ein bisschen weniger sein, denn es gibt nun so etwas wie die Wirtschaftskrise. Dem Flughafen ist es aber gelungen – das kann man zumindest angesichts der bis jetzt vorliegenden Zahlen sagen – durch Einsparungen sehr gut zu wirtschaften. Das Sinken der Zahl der Passagiere um ungefähr 10 Prozent wird durch Einsparungen aufgefangen, und wir werden am Jahresende sehen, wo wir landen, aber sicherlich nicht bei 25 Millionen EUR, das kann ich dir versprechen! 

Es ist immer von Verlust die Rede. Als Betriebswirt tut es mir weh, das zu hören, und ich weiß, das tut auch ein paar anderen weh. Ich will jetzt keine Vorlesung halten, sondern sage nur: Das ist kein Verlust! Wir reden hier von Investitionen einer Körperschaft, einer Aktiengesellschaft, und jeder weiß, dass Investitionen aktiviert und in Anlagevermögen gestellt werden und dadurch Vermögen geschaffen wird. Ob es jetzt billig oder teuer ist, ist vollkommen egal. Es ist in der Bilanz enthalten. Und auf der Gegenseite steht die Finanzierung. Diese hat der Flughafen aus eigenen Mitteln aufgestellt. Außerdem hat der Flughafen eine Anleihe über 400 Millionen EUR von der Europäischen Investitionsbank bekommen, allerdings nicht, weil das Projekt so unrealistisch ist, wie hier behauptet wird! Und der Rest wird über Fremdmittel finanziert. Der so genannte Verlust, wenn man davon überhaupt reden will, ist ein Aufwand, der für die Zinsen für die Fremdmittel zu zahlen ist. Diese müssen aus den Erträgnissen zurückgezahlt werden.

All das, was ich jetzt gesagt habe, stellt ein Grundlagen-ABC der Betriebswirtschaft dar und ist nicht hoch mathematisch. Aber es zeigt, dass hier wiederum tendenziell falsch und aus dem Zusammenhang gerissen gegen die SPÖ und gegen den Flughafen argumentiert wird, und das lehne ich auf das Schärfste ab! (Beifall bei der SPÖ.)

Gerade die Grünen nehmen es mit den Zahlen auch nicht so genau. Die Frau Klubobmann hat von ungefähr 1 Million Wahlberechtigten in Wien gesprochen. Ich darf sie korrigieren: Es gibt 1 348 000 Wahlberechtigte in Wien. Sie liegt also nur um 348 000, also um rund 33 Prozent daneben. (Zwischenruf von GR Dipl‑Ing Martin Margulies.) Wir reden über die Wahlberechtigen! Daher rege ich an: Wenn wir schon über Zahlen reden, dann reden wir über die echten Zahlen und nicht darüber, wie die Welt nach Ihrer Vorstellung aussieht!

Was die Prüfungen betrifft: Tun wir doch bitte nicht so, als würde es nur die Rechnungshofprüfung geben, die ich übrigens sehr begrüße! Und wenn die gesetzlichen Rahmenbedingungen vom österreichischen Parlament dafür geschaffen sind, dass der Rechnungshof den Flughafen prüfen kann, sind wir die Letzten, die das nicht wollen! 

Aber wer prüft noch? – Die Sonderprüfung nach § 118 Aktiengesetz wurde schon diskutiert. Ich frage mich noch immer – und das hat Herr Klubobmann Tschirf nicht beantwortet –, warum sich das Land Niederösterreich bei der Bestellung des Prüfers der Stimme enthalten hat. Ich meine, wenn man an Aufklärung Interesse habe, dann ist es doch egal, ob die Firma A, B, C oder D prüft! Es muss ein guter Prüfer sein. Und wenn man der Meinung ist, dass der vorgeschlagene Prüfer nicht gut ist, dann stellt man einen entsprechenden Antrag in der Hauptversammlung, dass ein anderer Prüfer prüfen soll, und dann wird man sehen, wer die Mehrheit hat. Das ist eine logische Vorgangsweise. Offensichtlich steckt etwas anderes dahinter, aber ich glaube, dazu wird es ohnedies eine tatsächliche Berichtigung geben, und da werden wir es ja hören.

Wir dürfen nicht vergessen: Die Finanzmarktaufsicht prüft auch. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ja. Kollege Maresch, Sie fürchten sich also nicht vor der Finanzmarktaufsicht? Die Finanzmarktaufsicht ist eine unserer besten Behörden im Land, es gibt ein Börsengesetz und ein Ermittlungsverfahren ... (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Das wollte ich nur festhalten!

Auch der Flughafen selbst hat Eigenprüfungen über die Innenrevision veranlasst; das wurde kritisiert, dass das nicht passiert ist und zwar in Richtung: Was war schuld an der Kostenerhöhung und wer trägt die Verantwortung trägt? Es wird aber die Organverantwortung geprüft, und es wird auch geprüft, ob es Unregelmäßigkeiten gegeben hat, und wenn ja, welche.

Wenn Sie jetzt sagen, die prüfen sich ja selbst, dann erwidere ich: Das ist ja deren Aufgabe! Sie müssen Klarheit schaffen und argumentieren können, warum wir heute bei den Kosten stehen, die aufscheinen. Und wir werden auch sehen, was die voreilige Entscheidung des Herrn Gabmann kostet. Er hat immerhin laufende Verträge stillgelegt. Er hat immerhin einen Zeitverzug verursacht, der auch Geld kostet. Ich hoffe, dass die Entscheidung, die da gefallen ist, zum Wohle des Flughafens und der Investition war! Aber bitte tun wir nicht so, dass das nicht auf unsere Kosten geht und nicht, dass wir schuld sind! 

Herr Vorsitzender! Ich habe noch Zeit gut, weil du noch eine Belehrung über den Ordnungsruf gemacht hast! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Nur hat das nicht drei Minuten gedauert. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Die drei Minuten nehme ich noch in Anspruch, Herr Vorsitzender! Danke schön.

Ich möchte noch einmal sagen: Uns als Stadt Wien und als Verantwortlichen in der Stadt geht es um den Flughafen und um eine langfristige Investition in den Standort Wien. Und es ist am Flughafen kein Cent Steuergeld verwendet worden, weder für das Projekt Skylink noch für andere Projekte. Und wenn wir es verwendet hätten, dann hätten wir es hier im Gemeinderat beschlossen! Die SPÖ hat großes Interesse an der Aufklärung, und wir hoffen, dass wir hier in Bälde auch entsprechende Berichte haben. 

Zur Untersuchungskommission: Ob diese ein richtiges Instrument ist, um hier, wie die Opposition meint, Klarheit zu schaffen, das werden wir sehen! Es handelt sich beim Flughafen um eine Publikumsgesellschaft beziehungsweise Aktiengesellschaft, und es gibt ja auch andere Aktionäre. Ich hoffe, es fühlt sich keiner dieser privaten Aktionäre in seinem Vermögen geschmälert, wenn da gewisse Dinge besprochen werden. Aber das wissen wir hier im Haus, und wir werden sicherlich aufpassen müssen.

Alles im allem besteht seitens der SPÖ großes Interesse an der Aufklärung. Es wurde kein Steuerschilling beziehungsweise Steuereuro verwendet, und wir haben – wie gesagt –großes Interesse an der Aufklärung. Allerdings weisen wir das Polittheater, das hier aufgeführt wird, und auch die Verurteilung von Einzelpersonen auf das Schärfste zurück. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Mir liegen nun zwei tatsächliche Berichtungen vor. Die erste tatsächliche Berichtigung kommt von Herrn GR Dipl-Ing Margulies. – Ich bitte darum. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich erlaube mir eine tatsächliche Berichtigung betreffend die wirtschaftliche Belehrung der Aktivierung der Anlagevermögen.

Kollege Reindl! Nur weil etwas mehr kostet, darf man nicht automatisch aktivieren. Es muss dem schon der dementsprechende Wert gegenüberstehen! Man darf den geschaffenen Wert aktivieren, und der Rest gehört abgeschrieben, unter welchen Gründen auch immer. Und das sind dann Verluste.

Das heißt, wenn ganz am Ende für den Skylink 1 Milliarde Eur ausgegeben wird, der Wert, der geschaffen wurde, allerdings nur 600 Millionen beträgt, dann gibt es einen Verlust von 400 Millionen Eur.

Ich hoffe, Sie nehmen das so zur Kenntnis und sehen das ähnlich, denn sonst muss ich wirklich an Ihrer Kontrollkompetenz zweifeln. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die zweite tatsächliche Berichtigung kommt von GR Dr Tschirf. – Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Zunächst möchte ich festhalten, dass ich sehr froh bin, dass auch Kollege Reindl die Vorverurteilungen, die durch Herrn Valentin stattgefunden haben, kritisiert. 

Zweitens komme ich zu meiner tatsächlichen Berichtigung. Wir haben nicht gesagt, dass wir gegen den Syndikatsvertrag sind, sondern dass es uns stört, wie damit umgegangen wird, und genau das ist das Problem, das wir jetzt zu erörtern haben.

Sie wissen ganz genau, dass die Vertreter Niederösterreichs nicht gegen diese aktienrechtliche Sonderprüfung an sich gestimmt haben, sondern dass sie gegen dieses Unternehmen gewesen sind. Und Sie haben in Ihren Ausführungen sogar darauf hingewiesen, dass man dann eben einen Antrag im entsprechenden Gremium stellt. Sie hatten dort aber nicht die Mehrheit und wären von der SPÖ nieder gestimmt worden.

Drittens sehe ich die Nervosität der SPÖ, denn wenn Sie nur mehr qualifizieren und von Blödsinn reden, aber nicht darauf eingehen, um welche Argumente es sich handelt, dann zeigt sich für mich, dass Sie schwitzen, dass es Ihnen nicht gut geht und dass es Ihnen auch in den nächsten Monaten bei diesem Thema nicht gut gehen wird! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nicht alles war eine tatsächliche Berichtigung. - Als vorläufig letzter Redner hat sich Herr GR Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die SPÖ wird noch einen Augenblick aufs Mittagessen warten müssen, wenn Ihnen der Appetit nicht ohnedies mittlerweile vergangen ist. 

Ich komme zunächst zu meinem – wenn auch nicht unmittelbaren – Vorredner Kollegen Reindl, der gemeint hat, dass kein Cent Schaden dadurch für die Wiener entsteht. – Wovon wurden denn diese Aktien gekauft? Es gibt ja auch Privataktionäre, und diese haben sich alle, ebenso wie die Stadt, nicht beteiligt, um Verluste zu machen, sondern um Gewinne zu machen. Wenn hier schlecht investiert wurde, geht den Wienern Geld verloren. Das können Sie verdrehen, wie Sie wollen, das ist ein Faktum!

Zum Zweiten, was so gerne übersehen wird: Wenn Sie Ihren Vorstandsvorsitzenden exkulpieren wollen, dann sage ich Ihnen: Man kann – Einblick haben wir ja einstweilen noch keinen so genauen – in den Medien nachlesen, dass die Wertgrenze, bei der mehr als ein Vorstand unterzeichnen muss, sehr niedrig war. In den meisten Fällen – das kann man lesen – mussten alle drei unterzeichnen. Das heißt, er hat sehr wohl gewusst, was vor sich gegangen ist. 

Zum Letzten noch eine Feststellung zu Kollegen Reindl, der gemeint hat, wir seien gegen den Flugplatz. – Wir sind nicht gegen den Flugplatz, das ist ein Unsinn! Wir sind jedoch gegen die Art und Weise, wie hier unser Geld verschleudert wird und wie hier vom Management und vom Aufsichtsrat vorgegangen wird, sodass es innerhalb weniger Jahre möglich ist, die Kosten mindestens zu verdoppeln beziehungsweise eher zu verdreifachen.

Das hier ist ein echtes Desaster, und dazu möchte ich auch etwas sagen: Es ist schon enttäuschend, dass der Master of Desaster, der oberste Herr zumindest für den Wiener Bereich, nämlich der Herr Bürgermeister, es nicht einmal der Mühe wert findet, sich in dieser Debatte zu Wort zu melden. Das ist traurig, aber jedenfalls bezeichnend. Wenn ich mich richtig erinnere, hat er auch Frau Kollegin Laska lange Zeit verteidigt und hat noch in der Sitzung vor ihrer Ablöse gesagt, dass er nicht daran denkt, eine Veränderung im Stadtsenat vorzunehmen. Dann war es auf einmal ruhig, und Frau Kollegin Laska war weg. Vielleicht ist er also deswegen so ruhig, weil auch hier jetzt bald Ablösen erfolgen werden! Das möchte ich durchaus nicht so einfach von der Hand weisen! (GRin Nurten Yilmaz: Könnte es auch sein, dass die Frau Vizebürgermeisterin selbst entschieden hat, zu gehen?)

Ich glaube nicht, dass sie so schnell krank geworden ist! Und ich glaube auch nicht, dass sie plötzlich amtsmüde geworden ist, nachdem sie vorher ihrem Bürgermeister noch bestätigt hat, bis zum Ende des Ganzen zu bleiben! Aber Sie haben schon recht: Das liegt in der Linie der vielen Desaster, welche die SPÖ in den letzten Jahren geliefert hat beziehungsweise nicht nur in den letzten Jahren, denn das hat ja Tradition.

Wie gesagt, ich bleibe dabei: Der Master of Desaster, Herr Häupl, findet es nicht einmal der Mühe wert, hier in dieser Sitzung dazu Stellung zu nehmen, wie hunderte Millionen Euro, wahrscheinlich fast 600 Millionen EUR, verschleudert wurden. Dafür ist er sich entweder zu gut, oder es geht ihm wirklich so sehr an die Nieren, dass er sich im Speisesaal stärken muss, denn er hat Zeit gefunden, dort hinein zu gehen. Hier sitzt er nicht, obwohl es um hunderte Millionen Euro geht, das kann man nur immer wieder und immer wieder sagen!

Frau StRin Brauner ist auch nicht da. Sie hat sich auch, wie man so schön auf Wienerisch sagt, vertschüsst. Vielleicht hat sie Probleme. (GR Siegi Lindenmayr: Sie ist eh da!) Ah ja, aber vorher war sie nicht da, jetzt ist sie gerade hereingekommen und steht hinten. – Sie können sich ruhig an den Kopf greifen, Herr Kollege Lindenmayr, bei den Zuständen, die wir jetzt in der SPÖ in Wien haben, muss man sich an den Kopf greifen, das kann ich Ihnen sagen! Aber vielleicht verhandelt sie da hinten darüber, wie sie die 600 000 EUR am besten tarnt, die sie auch einem sehr obskuren Unternehmer bei einem sehr eigenartigen Projekt in den Rachen werfen wollen hätte. (GR Karlheinz Hora: Immer dasselbe! Nur Unterstellungen!) 

Jetzt kommen wir zu den Fakten, die Kollege Reindl eingemahnt hat. Natürlich gibt es Fakten. Fangen wir an. (GR Prof Harry Kopietz: Jetzt gehe ich auch!) 

Bereits 2004 gab es bei der internen Revision massive Zweifel an der Realisierbarkeit des Projektes. Das ist jetzt fünf Jahre her. Im Jänner 2007 hört man erstmals von leichten Verzögerungen im Betrieb. Bereits im Februar stockt der Aufsichtsrat das Budget auf Antrag des Vorstands auf 425,4 Millionen EUR auf. Im Mai kommt ein Wechsel der Planung und Kontrolle, die Kosten sind bereits auf 450 Millionen EUR. Im Juli gibt es eine begleitende Kontrolle, und es wird festgestellt, dass die Inbetriebnahme im Juli 2009, wie geplant, nicht möglich ist. Man geht hinauf auf 431 Millionen EUR plus Risikovorsorge, die nicht nominiert wird. Im August gibt es eine Forcierung der Bauarbeiten mit Mehrkosten von 36 Millionen EUR. Im September warnt die begleitende Kontrolle: Mehrkosten von weiteren 46,3 Millionen EUR! Im November des Jahres 2007 billigt der Aufsichtsrat eine Aufstockung auf 512,6 Millionen EUR. – Wir sind somit am Jahresende.

2008: Raiffeisen Evolution übernimmt die Gesamtprojektleitung, Schätzungen belaufen sich auf 571 Millionen EUR aufwärts. Im Februar 2009 wird Domany ausgewechselt, im März wird der Kaufmann-Vertrag interessanterweise einstimmig verlängert, obwohl bekannt beziehungsweise mehr als bekannt war, dass sich bereits ein Desaster abzeichnet. Im April traut sich das gleiche Management, das gerade den Vertrag des Herrn Kaufmann verlängert hat, eine Überschreitung und das Faktum festzustellen, dass die Kosten wahrscheinlich auf 830 plus 64 Millionen EUR steigen werden. Und das wurde nicht bekannt gemacht, bevor der Vertrag verlängert wurde, sondern nachher. Das ist leider symptomatisch für die Entwicklung in unserer Stadt. Es gibt eine unglaubliche Präpotenz des Managements. Das hat man auch bei der Aktionärsversammlung ganz deutlich daran gesehen, wie sich Herr Kaufmann aufgeführt hat. 

Da fragt man sich wirklich: Woher kommt diese Präpotenz? Ist sie angeboren? Sind sich diese Leute zu sicher? Und wenn sie sich so sicher sind, dann erhebt sich die Frage: Wieso sind sie sich so sicher? Haben sie solchen politischen Rückhalt, dass sie sich alles erlauben können?

Es gibt schließlich den heute schon oft angesprochenen Syndikatsvertrag, der der Stadt sehr wohl ein ganz massives Eingreifen in verschiedene Funktionen ermöglicht. – Wie schaut es da in Wirklichkeit aus? Schauen wir uns die Medien an! Darüber schreibt etwa das „profil“. Oder der „Standard“ in seinem Wirtschaftsteil: „Alle 14 sind farblich zurechenbar.“ – So ein Pech, nicht? 

Sonst redet Bgm Häupl gerne mit, aber ausgerechnet bei jenen, die der SPÖ zurechenbar sind, hat er offenkundig nichts zu sagen! Er würde gerne auch die Kontrolle durch den Rechnungshof erlauben, aber man lässt sich mit komplizierten und nicht ganz kostenfreien Gutachten bestätigen, dass es für den Rechnungshof angeblich – zumindest aus Sicht der Wiener SPÖ beziehungsweise im Fall der Flughafen Betriebsgesellschaft – keine Kontrollmöglichkeit gibt. Dafür gibt man massenhaft Geld aus und wirft gutes Geld dem schlechten nach. 

Ich werde mir die Nennung von Namen ersparen, damit kein Vorwurf in diese Richtung kommt, aber ich werde Ihnen aufzählen, wer von der SPÖ dort vertreten ist. Und ich werde es Ihnen noch einmal aufzählen. Sie können gar nicht oft genug hören, wer in diesen Funktionen sitzt!

Fangen wir an der Spitze an: Da gibt es einen früheren leitenden Funktionär der Arbeiterkammer und sozialdemokratischen Abgeordneten im Vorstand. Da gibt es einen ehemaligen Büroleiter von Bgm Zilk im Vorstand. Da gibt es einen anderen in Führungsfunktion, der bereits, wie die Zeitungen schreiben, im zarten Alter von 18 der SPÖ beigetreten ist und, und, und. 

So geht das weiter: Da gibt es den Assistenten des Spitzenmannes, auch der SPÖ zuzuordnen, der von diesem selbst hinein geholt wurde. Da gibt es einen Herrn, der von Minister Löschnak hinüber gewechselt ist. Da gibt es einen Herrn, der SPÖ-Kandidat für die Landtagswahlen in Oberösterreich war. Dann gibt es einen Herrn, der natürlich auch der SPÖ nahe steht, der in der Bezirksvertretung war. Dann gibt es einen weiteren Herrn aus dem Kabinett des Verkehrsministers Faymann. Über den Pressesprecher wurde heute schon gesprochen. Dann gibt es einen anderen Herrn, der ehemals im Kabinett des Herrn Ruttensdorfer war. Dann gibt es einen Herrn, der Sohn eines Ministers ist und, und, und. Ich will den Abend heute nicht ausdehnen. (Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.) 

Frau Kollegin! Das ist ein Sittenbild Ihrer Partei! Und ich sage Ihnen: So läuft es nicht nur in diesem Vorstand, sondern so verhält es sich in allen Institutionen, die die SPÖ beschicken kann und in denen sie die Mehrheit hat! Das ärgert Sie! Aber ich verspreche Ihnen: Dieses Sittenbild werden wir im nächsten Wahlkampf aufzeigen! Es wird Ihnen genau dargestellt werden, wo Sie überall Freunderl‑ und Vetternwirtschaft betreiben. Es regt Sie auf, und es regt Sie berechtigt auf, denn es ist ungeheuerlich, was sich in diesem Bereich in unserer Stadt tut! (Beifall bei der FPÖ.)
Der Bürgermeister findet es aber nicht einmal der Mühe wert, heraus zu kommen, um hier Rechenschaft abzulegen. Oder er traut sich nicht – das kann auch sein! –, zu sagen, was er tun und dagegen unternehmen will. Entweder wartet er in Deckung ab, oder er geniert sich, oder aber er ist sich zu gut. Das könnte auch sein! Aber wenn dem so ist, dann ist er auch zu gut, um Bürgermeister dieser Stadt zu sein! Dann wird es Zeit, dass sich hier in der Stadt etwas ändert. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Ich komme daher zur Abstimmung der drei eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge in der Reihenfolge des Einbringens.

Zuerst wurde der Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Rechnungshofprüfung Flughafen Wien – Planung und Bau des Terminal Skylink eingebracht. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Antrag wurde von der SPÖ eingebracht und betrifft die Prüfung beim Flughafen Wien - Terminal Skylink. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. - Ich bitte jene, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von der SPÖ unterstützt und hat die Mehrheit. (GRin Nurten Yilmaz: Margulies hat mitgestimmt! – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ich habe mich geirrt!)
Der dritte Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die Rechnungshofprüfung des Projekts Skylink. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Die Gemeinderatssitzung ist geschlossen.

(Schluss um 12.53 Uhr) 

